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A. .. 762778 



Die Lehre des österreichischen Privatrechtes hat sich mit 
dem Namensrecht bisher wenig befaßt. Soweit dies geschah i), 
hatten diese Untersuchungen vornehmlich die Frage des Namens- 
erwerbes zum Gegenstande. Auf di^se Frage soll hier nicht 
eingegangen werden. Sie wird als beantwortet vorausgesetzt, 
wie denn auch tatsächlich in dieser Hinsicht im ganzen und 
großen Einmütigkeit herrscht. 2) In den folgenden Zeilen soll 
vielmehr untersucht werden, inwiefern das österreichische Recht 
ein Privatrecht am Namen anerkennt und schützt. 

Die neuere österreichische Doktrin verhält sich zu dieser 
.\ Frage allerdings von vornherein ablehnend, da sie seit Rittner *) 

y 

>^ Inhalt: I. Einleitung S. 1. II. Der Schutz des Najneos xrach dem 

^^ Handelsgesetzbuch S. 4. HI. Ber Schutz des Namens nach dem Markenschuts- 
^o gesetz S. 9. IV. Der Schatz des Namens nach der Ghswerbenovelle v&m 15. März 
^^ 1883 S. 12. V. Der Schutz des Namens nach dem Urhebergesetz vom 26. De- 
zember 1895 S. 21. VI. Das österr. allgemeine bürgerliche Namensrecht : a) Ist 
ein solches anzuerkennen ? S. 32; h) Sein Inhalt S. 46. — Exkurs. Namen der 
getrennten Ehefrau S. 62. 

*) Vgl. Käser er, Über die Personcnnamen (1879); Stern, Über das 
Namenswesen nach österr. Rechte (1894); vgl. auch ül brich, Artikel „Name" 
in seinem und Mischlers Österr. Staatswörterbucb, XI, S. 749 f. 

^) Vgl. Käser er, a.a.O., Stern, a.a.O., Streit besteht nur darüber, 
welchen Namen die Frau im Falle der Trennung der Ehe zu fähren hat. Hierüber 
vgl. den Exkurs unten S. 62 ff. 

«) Österr. Eherecht, S. 315 f. und N. 18. 
Adler. 19 I 
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2 Dr. Emannel Adler: Das Recht am Namen 

und Käserei*) in der Befugnis, einen bestimmten Namen zu 
führen, ein Privatrecht nicht erblickt*), eine Anschauung, welche 
zwar den älteren österreichischen Juristen fremd gewesen sein 
dürfte«), welche aber der Oberste Grerichtshof offenbar teilt, da er 
in seiner Entscheidung vom 30. Dezember 1898 die Gerichte 
für nicht zuständig erklärte, über die Berechtigung zur Führung 
eines bestimmten Namens zu entscheiden. Freilich bot die Praxis 
der Gerichte keine Anregung, dieser Frage näher zu treten, 
denn auffallenderweise ») fehlt es bei uns fast gänzlich an gericht- 
lichen Entscheidungen über Streitigkeiten, welche ein Namens- 
recht zum Gegenstände haben. Zum Teile mag dies darin seinen 
Grund haben, daß es mit Rücksicht auf die klaren Bestim- 
mungen des allgemeinen bürgerlichen Gesetzbuches über das 
Recht zur Führung eines Namens meistens hinreichte, das die 
rechtliche Grundlage des in Anspruch genommenen Namens- 
rechtes bildende Rechtsverhältnis wie die Frage der Ehelichkeit 



*) A.a.O. S. 14 f. 

*) Anders, a.a.O. S.72; Stern, a.a.O. S.lOff. 

•) Vgl. Soll ner, Jurist Vm, S. 307; Damianitsch, Jurist XIV, S.499; 
femer Codex Theresianus I. Kap. II, Nr. 97, und I, Kap. V., Nr. 33; Entwurf 
Martini I, §6 („...Name... nebst den übrigen Familienrechten'*) u. §24. 

^ G. U. W., Neue Folge 439 ; vgl. auch die unten im Exkurs zu N. 2 auf 
S. 64 zitierte Äußerung des Justizministeriums vom 13. März 1870. Auch in 
seiner Entscheidung vom 29. Jänner 1901 (Cr. U. W., Neue Folge 1267) sagt der 
oberste Gerichtshof, daß die angeregte Frage der Berechtigung zur Führung eines 
Namens nicht in die Kompetenz der österreichischen Gerichte falle ; hiebe! ist es 
aber nicht mit Sicherheit zu entnehmen, ob die Kompetenz der Gerichte über- 
haupt oder nur die der österreichischen Gerichte negiert werden sollte. Die 
erste Instanz hatte die Zuständigkeit der Gerichte ausdrücklich als gegeben 
erklärt. 

^) Auffallend deshalb, weil im Gebiete des gemeinen Rechtes schon seit 
der ersten Hälfte des 19. Jahrhnnderts Streitigkeiten über das Recht zur Führung 
eines Namens wiederholt vorkommen; vgl. die beiden von Käu ff er in der 
Zeitschrift für Rechtspflege und Verwaltung zunächst für das Königreich Sachsen, 
II . Bd. (1839), S. 504 ff., mitgeteilten Rechtsfälle (welche der Abhandlung E i n e r t s, 
Über das Recht der Namensführung, in seinen Erörterungen einzelner Materien des 
Civilrechtes 1840, S. 75 ff. zugrunde gelegt sind), ferner die Entscheidungen im 
Wochenblatt für merkwürdige Rechtsfälle, Neue Folge III (1855), S. 241 ff. und 
S. 365 ff. , sowie die Aufzählung oberstgerichtlicher Erkenntnisse bei Kuhlen- 
beck, Die Rechtsprechung des Reichsgerichtes, I, S. 93 ff., bei Gierke, Jahrb. 
für Dogmatik, XXXV, S. 150ff. und bei Stobbe-Lehmann, Handbuch des 
deutschen Privatrechts (3. Aufl.), III, S. 90, N. 8. 

Digitized by VjOOQIC 



nach österreichiscbem Zivilrecht. 3 

eines Kindes oder der Gültigkeit einer Ehe festzustellen, um 
damit zugleich auch das strittige Recht auf den Namen außer 
Streit zu setzen.») Aber dieser Umstand reicht zur Erklärung 
jener Tatsache doch nicht aus^**), und es darf wohl der Mangel 
gesetzlicher, den Inhalt des Namensrechtes in hinreichend prä- 
ziser Weise umschreibender Normen und im Zusammenhange 
damit die voraussichtlich ablehnende Haltung der Gerichte 
gegenüber dem Ansprüche auf zivilrechtlichen Schutz des 
Namens für das fast völlige Ausbleiben der Geltendmachung 
solcher Ansprüche verantwortlich gemacht werden, i^) 

^) In einzelnen der in N. 8 zitierten Streitfälle sind Fragen streitig, 
welche das a. b. G. in bestimmter Weise geordnet hat, so insbesondere die, welchen 
Namen ein uneheliches Kind zu führen hat; vgl. über diese Frage (welche, wie 
C h n , Neue Rechtsgüter , S. 27, N. 1 , mit Recht hervorhebt , für das gemeine 
Recht der Regelung des Namensrechtes vorgearbeitet hat) E inert, a.a.O. 
S. 102 ff.; Hermann, Archiv für die zivilistische Praxis, XLV, S. 322 ff. ; 
Wiarda, Über deutsche Vornamen und Geschlechtsnamen (1800), S. 212 f. u. 
S. 291 f.; Levi, Vorname und Familienname im Recht, S. 19. 

") Schon Hermann, a.a.O. S. 335, hebt hervor, daß das rechtliche 
Interesse des Klägers sich auf die Befugnis der Namensführungen beschränken und 
dementsprechend auch seine Klage ausschließlich auf Feststellung dieser Befugnis 
gerichtet sein kann; vgl. auch Stückelberg, Der Privatname im modernen 
bürgerlichen Recht, S. 31. Es besteht übrigens nahezu Einstimmigkeit, daß die 
Namensklage von der Statusklage unterschieden werden muß ; vgl. p e t , Archiv 
für die zivilistische Praxis, LXXXVII, S. 396; Staudinger, Kommentar zum 
bürg. Ges., I, S. 58f.; Cohn, a.a.O. S. 33, Nr. 3; Stückelberg, a.a.O. 
S. 109, Entscheidung des Kammergerichtes Berlin vom 28. Mai 1901 (Recht- 
sprechung der Oberlandesgerichte, III, Nr. 27, S. 85). Dies tritt insbesondere 
dann hervor, wenn mit der Klage das Recht auf Führung des Namens nicht 
geltend gemacht, sondern vielmehr dem Beklagten bestritten wird. 

**) Das Fehlen solcher Prozesse beweist noch nicht das Fehlen eines Be- 
dürfnisses nach einem zivilen Rechtsschutz des Namens. Vgl. Schul er, Con- 
currence d^loyale (1895), welcher die Tatsache, daß in Deutschland wegen 
Concurrence d^loyale gerichtliche Entscheidungen in geringere^ Zahl begehrt 
werden als in Frankreich, nicht sowohl auf die größere Ehrlichkeit im deutschen 
Geschäftsleben als vielmehr darauf zurückführen will, daß die deutschen Ge- 
richte selbst in jenem Rechtsgebiet, in welchem der Schutz im Prinzipe aner^ 
kannt ist, mit geringem Entgegenkommen entscheiden und mithin die Ungewiß- 
heit des Ausganges von der Anstellung der Klagen abhält; vgl. auch Fr an ekel, 
Die Bestimmungen des österr. Rechtes gegen unlauteren Wettbewerb , S. 28 f. 
Wie sehr übrigens die gesetzliche Festlegung eines Schutzes des ](7amensrechtes 
dessen Inanspruchnahme fördert , beweist die Tatsache , daß , trotzdem im Deut- 
schen Reiche seitens der Gerichte seit jeher ein solcher Schutz gewährt wurde, 
die Zahl der zum Schutze des Namens geführten Rechtsstritte durch § 12 des 
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4 Dr. Emannel Adler: Das Kecht am Namen 

Nach bestimmten Richtungen wird jedoch ein Schutz des 
Namens von mehreren Spezialgesetzen — dem allgemeinen deut- 
sehen Handelsgesetzbuch vom 17. Dezember 1862, R. G. Bl. Nr. 1 
ex 1863, dem Markenschutzgesetze vom 6. Jänner 1890, R. G. BL 
Nr. 19, der Gewerbenovelle vom 15. März 1883, R. G. Bl. Nr. 39, 
und dem Urheberrechtsgesetze vom 26. Dezember 1895, R. G. Bl. 
Nr. 197, denen der Entwurf eines Gesetzes betrefltend den Schutz 
gegen unlauteren Wettbewerb ^^) anzuschließen ist — ausdrück- 
lich festgesetzt. Diese gesetzlichen Bestimmungen sollen im fol- 
genden geprüft und auf der so gewonnenen positivrechtlichen 
Grundlage der Aufbau eines österreichischen allgemeinen bür- 
gerlichen Namensrechtes versucht werden. 

II. 

Tritt ein Gesellschafber aus einer Handelsgesellschaft aus. 
so kann ungeachtet dieser Veränderung die ursprüngliche Firma 
fortgeführt werden (Art. 24, AI. 1 Handelsgesetzbuch). Seine 
ausdrückliche Einwilligung in die Fortführung der Firma ist 
aber erforderlich, „wenn sein Name in der Firma enthalten ist" 
(AI. 2). Diese Bestimmung bedeutet einen Schutz des Namens 
gegen unbefugte Verwendung in einer Firma. Das wird ins- 
besondere klar, wenn man sich vor Augen hält, daß die Ein- 
willigung des ausscheidenden Gesellsehafters auch in einem 
solchen Falle nicht zur Fortführung der Firma, sondern nur 
zur Führung seines Namens in der Firma i«) notwendig 



bürg. Ges. für das Deutsche Reich eine wesentliche Zunahme erfahr; vgl. War- 
neyeF; Zusammenstellung der im Jahre 1901 veröffent1icht(in Entscheidungen im 
Sächsischen Archiv für Bürgerliches Recht and Prozeß, 1902, S. 103 f. 

^') Dieser vom Handelsministeriam zunächst zur Begutachtung versendete 
Entwurf (vgl. Patentblatt 1901, S. 742 ff.) ist (nebst dem Entwürfe eines Gesetzes 
betreffend die Abänderung und Ergänzung der Gewerbeordnung) mit erläuternden 
Bemerkungen im Verlage der Hof- und Staatsdruckerei erschienen. 

") Ein bei der zweiten Lesung des H. G. gestellter Antrag (Lutz, Pro- 
tokolle der Kommission zur Beratung eines allg. deutschen Handelsgesetzbuches, 
III, S. 921 f.) , es möge die Einwilligung des austretenden Gesellschafters nur 
ftir die Fortführung seines Namens in der Firma für erforderlich erklärt werden, 
da er ein weitergehendes Interesse nicht habe, wurde zwar abgelehnt, aber wohl 
nur deshalb, weil man anerkannte, daß die Firma ein untrennbares Ganzes 
bildet (vgl. Entscheidung des Reichsoberhandelsgerichtes vom 9. Dezember 1871, 
Bd. IV, S. 259; Puchelt, Kommentar zum allg. deutschen H. G., 4. Aufl., I, 
S. 74). 

22 
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nach österreichischem Zivilrecht. 5 

ist.^*) Nur sein Name darf ohne seine Einwilligung nicht in der 
Firma enthalten bleiben, und das bedeutet, daß seine Einwil- 
ligung nicht erfordert wird, Wenn zwar in der Firma ein mit 
seinem Namen übereinstimmender Namen enthalten ist, derselbe 
aber nicht als sein Namen in die Firma Aufnahme gefunden 
hatte, mithin also auch nicht als sein Namen in der Fi^ma 
enthalten ist"), für welchen Fall allein Art. 24, AI. 2 seine 
Einwilligung in die Fortführung der Firma für notwendig 
erklärt. 

Das Gesetz macht dieses Erfordernis nicht davon abhängig, 
daß der ausscheidende Gesellschafter Kaufmann bleibt. Art. 24, 
AI. 2 gilt unverändert auch dann , wenn er sich von der ge- 
werblichen Tätigkeit gänzlich zurückzieht. 

Auch bei Übertragung eines bestehenden Handelsgeschäftes 
kann der Erwerber die bisherige Firma nur mit Einwilligung 
des übertragenden fortführen. Es kann somit auch auf diesem 
"Wege die Befugnis, in der Firma einen fremden Namen zu 
führen, ohne Einwilligung des Namensträgers nicht erworben 
werden. ^^) Umsomehr muß zur Aufnahme eines Namens in eine 
neue Firma die Einwilligung des Namensträgers für . notwendig 
angesehen werden.") 

1«) Thöl, Handelsrecht (6. Aufl.). I. S. 175. Bei der Beratung des E.G. 
über die Zulassung der Fortführung der Firma trotz Ausscheidens eines Gesell- 
schafters (vgl. Lutz, Protokolle, I, S. 40 f.) war man darüber einig, daß auf 
die Rechte des Austretenden Bücksicht zu nehmen sei; man erachtete diese als 
in hinreichendem Maße berücksichtigt, wenn seine Einwilligung in die Fort- 
führung der Firma in dem Falle, als sein Namen in der Firma vorkommt, für 
notwendig erklärt würde. 

^*) Entscheidung des Reichsgerichtes vom 8. Juli 1891 in Gruchots 
Beiträgen, 1892, S.1155; Thöl, a.a.O. S. 175; Opet, Zeitschrift für das ge- 
samte Handelsrecht, XLIX. Bd., S. 131 und die daselbst N. 249 stierten, 
ferner Puchelt, a. a. 0. S. 73 f.; Staub-Pisko, Kommentar zum Handels- 
gesetzbuch, Ausgabe für Österreich, S. 100. 

^^) Der Einwilligung durch den Namensträger steht die durch seine 
Erben gleich. Die Einwilligung gibt dem Erwerber, wenn nicht das Gegenteil 
vereinbart ist, auch das Recht, die Firma (nach Maßgabe des Art. 22 H. G.) 
weiter zu übertragen. 

") Für den Fall der Aufnahme des Namens eines Gesellschafters in die 
Gesellschaftsfirma, tritt die Notwendigkeit seiner Einwilligung darin hervor, daß 
die Anmeldung der Errichtung einer offenen Handelsgesellschaft behufs Ein- 
tragung in das Handelsregister auch die Firma enthalten (Art. 86| Z. 2 H. G.), 
diese Anmeldung aber ebenso wie die einer Änderung der Firma (Art. 87) von 

23 
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g Dr. Emannel Adler: Das Becht am Kamen 

Hiemit erscheint der Name gegen eigenmächtige Führung 
in einer Firma i®) geschützt und jedermann ein rechtlicher An- 
spruch darauf gewährt, daß sein Name nicht ohne seine Ein- 
willigung in einer Firma unbefugterweise enthalten sei.^*) 

Die Gewährung dieses Anspruches darf aber nicht auf den 
Fall beschränkt werden, daß der Träger des unrechtmäßig in 
der Firma enthaltenen Namens selbst Kaufmann ^o) oder gar 
Kaufmann vollen Rechts, noch auf den Fall, daß der jene Firma 
führende Kaufmann sein Konkurrent ist. 2^) Denn im Gesetz 
fehlt es überall an einem Hinweis darauf, daß es sich hier um 
einen Schutz nur des kaufmännischen Namens handelt, vielmehr 



allen Gesellschaftern unterzeichnet sein muß. Das Gleiche gilt hinsichtlich 
der Kommanditgesellschaft (Art. 151, 155) und der Kommanditgesellschaft anf 
Aktien (Art. 176, 177, 198). Die Aufnahme eines fremden Namens in eine neue 
Firma ist aber nach dem Grundsatz der Firmen Wahrheit (Art. 16, 17 H. G.) selbst 
mit Einwilligung des Namensträgers unzulässig. 

^^) Die Bestimmungen des H. G. über Firmen gelten nur für VoUkanf- 
leute (§7 Einf.-Ges. zum H. G.), bezüglich der Firmen aller übrigen Gewerbe- 
treibenden enthalten §§ 46 ff. Gew. -Nov. entsprechende Vorschriften; hierüber 
nnten S. 12 ff. 

^*) Dies wird auch in der Entscheidung des Reichsgerichtes vom 29. No- 
vember 1881 (V. Bd., S. 112 f.) ausdrücklich anerkannt und die Bestimmungen 
der Art. 22, 24 als Ausfluß dieses allgemeinen Grundsatzes erklärt. Indem das 
Reichsgericht jedoch in der willkürlichen Aufnahme eines Namens in eine 
Firma eine Verletzung der Rechte des Trägers dieses Namens erblickt, und zwar 
ganz abgesehen von allgemeinen Prinzipien schon deshalb, weil diesem hiedurch 
das Recht, seinen eigenen Namen bei Gründung einer Firma zu benutzen, wenn 
auch nicht entzogen, doch „verkümmert wird^, geht das Reichsgericht nicht weit 
genug. Denn da die Verkümmerung dieses Rechtes nur in der durch Art. 20 be- 
gründeten Notwendigkeit, sich für seine Firma eines deutlich unterscheidenden 
Zusatzes zu bedienen, gelegen sein könnte, so läge eine Verletzung des Rechtes 
de3 Namensträgers nicht vor, sobald der Name in eine Firma an einem anderen 
Orte oder in einer anderen Gemeinde, wenn auch unbefugt, aufgenommen wurde. 
Der dem Namensberechtigten durch das H. G. gewährte Schutz liegt aber nicht 
sowohl in der Wahrung des Rechtes, seinen Namen in einer Firma zu gebrauchen, 
als vielmehr in dem Schutze gegen einen unbefugten derartigen Gebrauch 
durch Dritte. 

") Vgl. Entscheidung des Reichsgerichtes vom 10. Februar 1882 (VIT. Bd., 
S. 279 ff.) , vgl. auch die Entscheidungen des Reichsoberhandelsgerichtes vom 
9. Dezember 1871 und vom 22. Juni 1872 (IV. Bd., S. 253, 256, VI. Bd., 
S. 249 f.). 

'^) Vgl. Entscheidung des Reichsgerichtes in Strafsachen vom 22. Novem- 
ber 1894 (XXVI. Bd., S. 233) 
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muß wie dem gewesenen Kaufmann, so auch dem Nichtkauf- 
mann22) der Schutz seines Namens gegen Mißbrauch in einer 
Firma zuerkannt werden. In dieser Richtung erscheint somit 
das Recht am Namen im Handelsgesetz anerkannt und ge- 
schützt. Zum Schutze dieses Rechtes dient die Klage des Art. 27, 
nach welchem derjenige, welcher durch den unbefugten Gebrauch 
einer Firma in seinen Rechten verletzt istj den Unberechtigten 
auf Unterlassung der weiteren Führung der Firma und auf 
Schadenersatz belangen kann. 

Freilich enthält Art. 27 keine Andeutung darüber, zu- 
gunsten welcher Rechte diese Klage statthat, ^s) Aber um hier- 
über Klarheit zu gewinnen, dürfen wir uns wohl in erster 
Linie an das Handelsgesetzbuch selbst halten 2*), welches, wie 
gezeigt, den Namensträger gegen einen unbefugten Gebrauch 
seines Namens in einer Firma schützt und damit in diesem Um- 
fange auch sein Recht an seinem Namen anerkennt. 

Die Klage auf Unterlassung der weiteren Führung der 
Firma aus Art. 27 setzt Verletzung des klägerischen Rechtes 
durch unbefugten Gebrauch einer Firma voraus. Sie ist also 
gegeben, wenn in der Firma ein Namen ohne Einwilligung 
seines Trägers enthalten ist. ^5) Dies ist aber auch dann der 



") Vgl. die Entscheidung des Reichsgerichtes vom 11. April 1892 (XXIX. Bd., 
S. 125 f.) nnd die daselbst S. 126 zitierten Entscheidungen; Staub- Pisko, 
a.a.O.S. 108; Puchelt, a. a. 0. S. 79 f.; Anschütz-VöUerndorf, Kom- 
mentar zum allg. deutschen H. G. (2. Aufl.), S. 175; ßrix, Allg. Handelsgesetz- 
buch (1864), S. 47. 

") Mit Unrecht erblickt man gerade in Art. 27 H. G. eine Anerkennung 
des Namensrechtes; so die bei 01s hausen, Verhältnis des Namensrechtes zum 
Firmenrecht, S. 21, N. 24 Genannten, femer Götte, Archiv für bürg. Recht, 
XV, S. 320; Löwenfeld in Staudingers Kommentar zum bürg. Ges., I, 
S. 59; Cohn a.a.O., S. 27, N.2. Hiegegen auch Olshausen a.a.O., S. 21 
und die daselbst Nr. 26 Genannten. 

") Gierke, Dogm. Jahrbücher, XXXV, S. 161 und Olshausen, a.a.O. 
S. 21 verkennen dies, indem sie für die Fragp, ob im H. G. das Namensrecht 
Anerkennung gefunden hat, nur Art. 27 iii Betracht ziehen ; zutreffend Matthias, 
Lehrbuch des bürg. Rechtes, II, S. 183. 

'^) Daß die Klage aus Art. 27 demjenigen zustehe , dessen Namen unbo- 
fugterweise in einer Firma gebraucht wird, ist allgemein anerkannt. Vgl. die bei 
Cohn, a.a.O. S. 27, N. 2 Genannten, wozu noch Bahr, Urteile des Reichs- 
gerichtes mit Besprechungen, S. 132, ferner die oben S. 6, N. 20, 21 zitierten 
Entscheidungen. Über die Frage, ob zur Klagsanstellung der Kläger noch über- 
dies ein Interesse nachzuweisen hat, vgl. unten S. 56 f. 
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Fall, wenn der Namen nur in einem Zusätze zum eigentlichen 
Firmanamen aufgenommen wurde, mag dieser Zusatz (im Sinne 
des Art. 16, AI. 2) zur näheren Bezeichnung der Person oder 
des Geschäftes dienen ^ß) oder (gemäß Art. 20) zur Unter- 
scheidung von anderen Firmen bestimmt sein oder endlieh 
(nach Art. 22) ein Nachfolgeverhältnis andeuten. Auch solche 
Zusätze sind Teile der Firma ^7), und es darf mithin, selbst 
wenn die zusätzlichen Angaben der Wahrheit entsprechen, auch 
nicht mittelst eines solchen Zusatzes ein Namen ohne Einwilli- 
gung des Namensträgers in die Firma aufgenommen werden 
(vgl. Art. 22 H. G.«8). 

Die Klage aus Art. 27 erscheint aber erst zulässig, sobald 
die den Namen unbefugterweise enthaltende Firma gebraucht 2») 
wurde. Der Gebrauch der Firma liegt vor, nicht nur wenn je- 
mand unter diesem Namen seine Geschäfte betreibt und seine 
Unterschrift abgibt ^ö), sondern auch, wenn er die Firma zur 

^^) Z. B. Sohn des A, B'a Eidam, Schüler des X, ehemaliger Beamter des Z. 

") Vgl. Opet, Zeitschrift für das gesamte Handelsrecht, XLIX, S. 68 f. 

'^) Vgl. die Entscheidungen des Reichsgerichtes vom 29. November 1881, 
V. Bd., S. 112 und vom 13. Oktober 1886 (XIX. Bd., S. 25 ff.); Bolze, Praxis 
des Reichsgerichtes, XVI, Nr. 116, Urteil des Oberlandesgerichtes Bamberg vom 
26. Jänner 1901 (Rechtsprechung der Oberlandesgerichte, II, Nr. 112); Entschei- 
dung des obersten Gerichtshofes vom 14. Jänner 1896 (Links, Rechtsprechung, 
XII, Nr. 4457); Puchelt, a. a. 0. S. 80; vgl. auch Schuler, Concurrence 
d61oyale, S. 115 f., 118. A. A. Stückelberg, Der Privatname, S. 117 f. Über die 
in dieser Frage uneinige Theorie und Praxis des französischen Rechtes vgl. 
Lallier, De la propri6t6 des noms et des titres, Nr. 222, femer Calmels, 
Des noms et marques de fabrique, Nr. 167, mit deren Ausführungen (es sei zu- 
lässig, sich als ancien 61äve d'un tel, aber unstatthaft, sich als früherer Beamter, 
Arbeiter etc. des A zu bezeichnen) sich die Ausführungen Rausnitz' in der 
Zeitschrift Gewerbl. Rechtsschutz und Urheberrecht, 1897, S. 86 ff. im allgemeinen 
decken, und jiamentlich Poaillet, Traitö des marques de fabrique Nr. 532 squ. 
Damit, daß diese Angaben nicht in der Firma enthalten sein dürfen, ist 
natürlich die Befugnis, sich auf die betreffenden Verhältnisse zu berufen, 
nicht genommen; doch muß dies in einer anderen statthaften Form erfolgen 
(vgl. die erstzitierte Entscheidung des Reichsgerichtes vom 29- November 1881, 
ferner die Entscheidungen des Reichsgerichtes vom U. Februar 1898 und vom 
8. März 1898 in der Zeitschrift Gewerblicher Rechtsschutz und Urheberrecht, 
1898, S. 216 f. und 217). 

*") „Eine Firma gebrauchen" (Art. 27) ist gleichbedeutend mit „eine 
Firma führen" (Art 27) und „sich einer Firma bedienen" (Art. 26). 

*®) Die Protokolle der Kommission, III, S. 92, fähren diese Beispiele des 
Gebrauches einer Firma .mit dem Beisatze „u. dgl." an. 
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Protokollierung anmeldet 8*) oder auch, ohne sie profckolliert 
zu haben, mit ihr Rechnungen und andere Geschäftspapiere 
versieht, sie in Annoncen oder anderen öffentlichen Ankündi- 
gungen oder zur äußeren Bezeichnung seiner Betriebsstätte ver- 
wendet. 8«) 

m. 

Nach § 10 des Markenschutzgesetzes vom 6. Jänner 1890 
darf niemand „ohne Einwilligung des Beteiligten von dem 
Namen . . . eines anderen Produzenten oder Kaufmannes zur 
Bezeichnung von Waren oder Erzeugnissen Gebrauch machen^, 
d. h. an Waren oder Erzeugnissen oder an deren ,, Verpackung, 
den Geläßen, Umhüllungen u. dgl/ (§ 11 M. Seh. G.) einen 
solchen Namen anbringen. Damach ist es verboten, einen frem- 
den Namen für sich allein als Warenzeichen zu gebrauchen, 
nicht minder aber auch, denselben in eine Marke als Bestand- 
teil aufzunehmen. 8») Dieses Verbot gilt schlechthin zugunsten 
des Produzenten und Kaufmannes ohne Beschränkung auf ein- 
zelne Warengattungen und ohne Rücksicht darauf, ob dieser 
mit der Gattung von Ware , an welchen sein Name unbefugt 
als Marke angebracht werden soll, selbst Handel treibt oder 
nicht 3*); es gilt aber nur zugunsten der Produzenten oder 
Kauf leute. »») 



'0 Entscheidung des Reichsgerichtes vom 11. Jänner 1888 (XXII. Bd., 
S. 60f.); Olshausen, a.a.O. S. 84. 

^') Vgl. die ZnsammeDstellung der Entscheidungen österr. und deutscher 
Gerichte bei Staub-Pisko, Kommentar zum Handelsgesetzbuch, Ausgabe für 
Österreich, S. 106, femer Bolze, Die Praxis des Reichsgerichtes, XVI, 
Nr. 116, Entscheidungen des Reichsgerichtes vom 29. November 1881 und 19. Ok- 
tober 1895 (V. Bd., S. 111 f., XXXVL Bd., S. 13) und vom 11. Februar 1898, 
Gew. Rechtsschutz und Urheberrecht, 1898, S. 216 f. (aber auch Bolze, XIII, 
Nr. 122), Entscheidungen des obersten Gerichtshofes vom 14. Jänner 1896 und 
vom 5. November 1897 (Links, Rechtsprechung, XII, Nr. 4457 «nd XIII, 
Nr. 5121), Olshausen, a.a.O. S. 83 f. 

^^) Kohl er, Recht des Markenschutzes, S. 162 f.; Stubenrauch, Das 
österr. Marken- und Musterschutzgesetz (1859), S. 19 f. 

^*) Stubenrauch, a.a.O. S. 11, Entscheidungen des Reichsgerichtes in 
Strafsachen vom 22. November 1894 und vom 2. Februar 1897 (XXVI. Bd., 
S. 233 ff. und XXIX. Bd., S. 363 ff.), femer vom 15. Juni 1881 (Blum s Annalen 
des Reichsgerichts, IV, S. 121 ff.); vgl. auch Calmels, a.a.O. Nr. 127, S. 82. 

'^J Entscheidung des Handelsministeriums vom 24. April 1893, Zentral- 
blatt für die juristische Praxis 1895, S. 241 f. In dieser Hinsicht ist das Marken- 
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10 ^r. Emanuel Adler: Das Recht am Namen 

AiA dem Verbote des § 10 folgt unmittelbar für den 
Namensträger gegen denjenigen, welcher seinen Namen unbe- 
fugtgebraucht, der Anspruch auf Unterlassung dieses Gebrauches 
sowie auf Beseitigung des durch den unbefugten Gebrauch 
herbeigeführten rechtswidrigen Zustandes, daher insbesondere 
auf Beseitigung des unbefugt angebrachten Namens von den 
noch vorhandenen Waren, ^e) Beide Ansprüche sind lediglich 



Schutzgesetz vom 7. Dezember 1858, R. G. Bl. Nr. 230 unverändert geblieben; 
über das letztere vgl. St üben rauch, a.a.O. S. 19. Auch das französische Gesetz 
vom 28. Juli 1824 erklärt nur die fälschliche Anbringung eines nom d'un fabricant 
oder einer raison commerciale d'une fabrique an der Ware für strafbar, läßt aber 
auch aus der unbefugten Anbringung anderer Namen dem Verletzten aus Art. 1382 
Code civil haften; vgl. Oalmels, a.a.O. Nr. 119 squ., Pouillet, a.a.O. 
Nr. 374 squ. Hingegen schützt § 14 des deutschen Warenzeichengesetses vom 

12. Mai 1894 im Gegensatz zum deutschen Markenschutzgesetz vom 30. Novem- 
ber 1874 auch Nichtgewerbetreibende gegen den unbefugten Gebrauch ihrer 
Namen als Warenzeichen. Vgl. die Entscheidung des Reichsgerichtes vom 
30. April 1897, Blatt für Patent-, Muster- und Zeichenwesen 18^7, S. 164 und Ent- 
scheidung des Reichsgerichtes in Strafsachen vom 2. Februar 1897 (XXIX, 
S. 363 ff.) ; Finger, Reicbsgesetz zum Schutze der Warenbezeichnungen, Anm. 2 
zu §14; Seligsohn, Gesetz zum Schutz der Warenbezeichnungen, S. 132 f. ; 
Opet, Archiv für zivilistische Praxis, LXXXVII, S. 386, N. 168. — Doch ist der 
Gebrauch eines Namens als Marke für jedermann frei, sobald er für die Ware 
zum bloßen Sachnamen geworden ist, z.B. Liebigs Fleischextrakt, Singer 
Nähmaschinen, Dörings Seife, Billroth-Battist etc. Vgl. Kohler, a.a.O. 
S. 146 ff., Seligsohn, a.a.O. S. 132, Pouillet, a.a.O. Nr. 384 („ . . .lenom.. . 
est devenu la d^signation usuelle et nöcessaire du produit**), La liier, a. a. O. 
S« 400, 403, Maillard de Marafy, Grand dictionnaire international de la pro- 
prifet6 industrielle, VI. Art. „Nom**, Nr. 9 squ., Dictionnaire de la propriet6 indu- 
strielle, herausgegeben von Pouillet, St.-L6onund Pataille, S. 202 und 207, 
Z. 22, 24, 25, Graham, Designs et Trade Marks, S. 87 f., 92 f., Browne, A 
treatise on the law of trade-marks , S. 198 (n^^e nam ot a man . . . may . . . 
become a mere indication of quality**); Entscheidung des obersten Gerichts- als 
Kassationshofes vom 21. September 1901 (III. Bd. der von der k. k. General- 
prokuratur veröffentlichten Entscheidungen Nr. 2650, S. 355) ; Entscheidung des 
Reichsgerichtes vom 6. Februar 1900, in Osterrieth, Entscheidungen in Patent- 
Muster- und Markenschutzsachen, IV, S. 644 ff. (betr. Dörings Seife) und vom 

13. November 1897, Gew. Rechtsschutz und Urheberrecht 1898, S. 18 f. (betr. 
Liebigs Fleischextrakt). 

*•) §§ 15 und 17 des Markenschutzgesetzes vom 7. Dezember 1858 er- 
klären ausdrücklich, daß jede widerrechtliche Aneignung des Namens zur Be- 
zeichnung von Waren für den Verletzten das Recht begründet, auf die Einstellung 
des ferneren Gebrauches des Namens, auf dessen Beseitigung von den damit 
bezeichneten Waren und auf Unbrauchbarmachung der zu dieser Bezeichnnng 
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auf Herbeiführung des der Rechtsvorschrift entsprechenden Zu- 
standes gerichtet und daher unabhängig vom Vorhandensein 
eines Verschuldens auf Seite desjenigen, welchem der unbe- 
fugte Namensgebrauch zur Last fällt. Aus der Übertretung 
des Verbotes muß sich aber auch seine Schadenersatzverbind- 
lichkeit ergeben, insoferne ihm hiebei ein Verschulden zur Last 
fällt; denn da das Markenschutzgesetz besondere Vorschriften 
für die Sehadensbaftung nicht aufgestellt hat, muß es auch 
bezüglich der Übertretung des Verbotes des § 10 M. Seh. G. 
bei den allgemeinen Rechtsgrundsätzen verbleiben. ^7) 

Durch das Verbot des § 10 und die aus demselben ent- 
springenden Klagen erscheint der Name des Kaufmannes oder 
Produzenten gegen seine mißbräuchliche Verwendung als Waren- 
zeichen geschützt und mit dieser subjektiven und objektiven Ein- 
schränkung das Recht am Namen gesetzlich anerkannt. So 
betont denn auch der Oberste Gerichts- als Kassationshof in 
seiner Entscheidung vom 21. September 1901 3®) im Hinblick 
auf § 24 M. Seh. G. mit Recht, daß hier „der Name an sich 
Schutzgut" sei und die Entscheidung des Obersten Gerichts- 
hofes vom 16. Juli 1901^0) spricht von dem im M. Seh. G. 
„normierten Recht .... auf den Namen". 



ausschließlich oder vorzugsweise dienlichen Werkzeuge und Vorrichtungen für 
diesen Zweck zu dringen. Das Schweigen des M. Seh. (j. vom '9. Jänner 1890 
über die rechtlichen Folgen des Namensmißbrauches kann nicht dazu führen, 
dem Namensberechtigten die aus dem Verbote des § 10 schon aus allgemeinen 
Rechtsgrundsätzen sich ergebenden beiden erstgenannten Ansprüche zu versagen. 

") Ich glaube von einer weiteren Begründung der im Text vertretenen 
Anschauung über den gegen den Mißbrauch des Namens als Marke zustehenden 
zivilrechtlichen Schutz hier absehen und auf meine Ausführungen im öster- 
reichischen Patentblatt 1903, S. 108 f. u. 151 ff. verweisen zu dürfen; was ich 
hier über den zivilrechtlichen Schutz des Markenrechtes ausgeführt habe , gilt 
mutatis mutandis auch für die ^ Namensmarke ^. 

^^) Entscheidungen des k. k. obersten Gerichts- als Kassationshofes , ver- 
öffentlicht von der Generalprokuratur, III. Bd., Nr. 2650, S. 355. 

••) Beilage zum Verordnungsblatt des Justizministeriums 1902 , Nr. 453, 
S. 186. Vgl. auch den bei Schulz, Die Vorschriften betreffend den Schutz der Er- 
findungen, Marken und Muster (Man z sehe Taschenausgabe der österr. Gesetze, 

11, 2), S. 83 f. in der Fußnote abgedruckten Erlaß des Handelsministeriums vom 

12. Mai 1894, Z. 24.760: „Der § 10 M. Seh. G. begründet ein Recht desjenigen, 
dessen Namen uubefngterweise von einem anderen in eine Marke aufgenommen 
wurde, gegen diesen Vorgang einzuschreiten, die Bestimmung des § 10 ist also 
zum Schutze des in seinem Namen- . . . rechte Verletzten erlassen. . . .^ 
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12 ^T. Emannel Adler: Das Recht am Namen 

IV. 

Die Vorschriften cks Handelsgesetzbuches und des Marken- 
schutzgesetzes über den Mißbrauch eines Namens durch seine Ver- 
wendung in einer Firma oder als Warenzeichen finden ihre Er- 
gänzung durch die Gewerbenovelle vom 15. März 1883, R. G. Bl. 
Nr. 39. *®) Dieses Gesetz schützt den Namen auch gegen anders 
gearteten Mißbrauch im Gewerbebetrieb und gegen jeden Ge- 
werbetreibenden, allerdings nur, insofeme derselbe den Vor- 
schriften der Gewerbeordnung unterworfen ist (Art. V K." M. P. 
zur Gew.-Ordnung).*') Die hier einschlägigen Vorschriften der 
Gewerbenovelle sind: 

„§ 46. Kein Gewerbetreibender ist berechtigt, zur äußeren 
Bezeichnung seiner Betriebsstätte oder Wohnung, sowie in 
Zirkularien , öffentlichen Ankündigungen oder Preiskurants den 
Namen, die Firma, das Wappen oder die besondere Bezeich- 
nung des Etablissements eines anderen inländischen Gewerbe- 
treibenden oder Produzenten widerrechtlich sich anzueignen, 
oder in der oben angeführten Weise die Gegenstände seines 
Gewerbebetriebes fälschlich als aus einer anderen Betriebsstätte 
hervorgegangen zu bezeichnen. 

(AI. 2.) Ein solcher Eingriff begründet für den Ver- 
letzten das Recht, auf die Einstellung des ferneren Gebrauches 
der widerrechtlichen Bezeichnung, beziehungsweise auf die 
Untersagung der fälschlichen Ankündigung vor der zuständigen 
Gewerbebehörde zu dringen." 

Nach § 47 stellt ein derartiger Eingriff, wenn er wissent- 
lich begangen wurde, eine auf Anlangen des Verletzten nach 
der Gewerbeordnung zu bestrafende Übertretung dar. 



*®) Daß die hier behandelten Vorschriften der Gew.-Nov. dem Hand eis - 
gesetzbnch gegenüber nur subsidiäre Geltung haben, ergibt sich ans § 47, AI. 2 i. f. 
nnd § 50 Gew.-Nov. 

*^) Das bedeutet in subjektiver Hinsicht gegentiber dem H. G., dessen die 
Firma betreffende Vorschriften nur für Vollkauf leute gelten, eine Erweiterung 
des Kreises der Personen, gegen deren Tun Schutz gewährt wird. Hingegen ver- 
bietet das Marken Schutzgesetz jedermann den unbefugten Gebrauch eines Namens 
als Marke (§ 10), während die Gew.-Nov. sich nur an die Gewerbetreibenden 
oder Produzenten wendet, u. zw. nur soweit sie von der Geltung der G. 0. niclit 
ausgeschlossen sind, ohne daß doch anzunehmen wäre, daß diese Divergenz 
praktisch von besonderem Belang wäre. 
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§ 48 gewährt auch ausländischen Gewerbetreibenden und 
Produzenten unter der Voraussetzung der Reziprozität den eben 
erwähnten Schutz. 

§49 bestimmt: „Einer Übertretung macht sich fem er 
schuldig : 

1. Jeder Gewerbetreibende, der in Fällen, welche nicht 
bereits durch § 46 oder durch das Gesetz zum Schutze der ge- 
werblichen Marken getroffen sind, zur äußeren Bezeichnung 
seiner Betriebsstätte oder Wohnung, zur Bezeichnung von Ge- 
werbserzeugnissen oder überhaupt beim Betriebe seiner Ge- 
schäfte und bei Abgabe seiner Unterschrift sich eines ihm 
nicht zustehenden Namens bedient, ohne hiezu durch die be- 
reits erfolgte Eintragung seiner Firma in das Handelsregister 
berechtigt zu sein." 

§ 50, AI. 2 endlich besagt: „Die Entscheidung über An- 
sprüche auf Ersatz des durch die in den §§ 46 — 49 bezeichneten 
Eingriffe und Übertretungen zugefügten Schadens steht aus- 
schließlich den zuständigen Gerichten zu. ..." ^^) 

Für das Verständnis dieser Bestimmungen ist die klare Ab- 
grenzung des Geltungsbereiches des § 46 von dem des § 49, Z. 1, 
von Wichtigkeit. Sie ist wohl darin zu finden, daß der Kreis 
der geschützten Personen in beiden Fällen ein verschie- 
dener ist. Denn § 46 schützt den inländischen ^^) und unter 
Voraussetzung der Reziprozität (§ 48) auch den ausländischen 
Gewerbetreibenden und Produzenten ; §49, Z. 1, der ausdrück- 
lich nur in den nicht bereits durch § 46 getroffenen Fällen 
eingreift, bezieht sich somit auf Ausländer, welche sich auf 



*^) Die Gesetzesmaterialien bieten fär die An&legnng dieser Bestimmungen 
keinerlei Handhabe. Die Begierungsvorlage (Beilage 253 zu dem stenogr. Pro- 
tokollen des Abgeordnetenhauses, IX. Session) enthält bereits im wesentlichen die 
zitierten Bestimmungen und die Motive (S. 90) bemerken lediglich , daß diese 
Vorschriften infolge der aus den beteiligten Kreisen laut gewordenen Klagen über 
das häufig vorkommende unreelle Gebaren bei der Firmafährung und den 
sonstigen gewerblichen Bezeichnungen aufgenommen worden seien. Mehr sagt 
aber auch der Bericht des Ausschusses des Abgeordnetenhauses nicht (Bei- 
lage 580) ; im Abgeordnetenhause selbst wurden diese Bestimmungen ohne Debatte 
angenommen (stenogr. Protokolle, IX. Session, S. 8757 f.)- 

*') Und zwar alle inländischen Gewerbetreibenden und Produzenten, da 
in dieser Hinsicht der Natur der Sache nach die Exemtionen des Art. V K, M. P. 
zur G. 0. nicht in Betracht kommen. 
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die Reziprozität nicht berufen können, sowie auf jene Personen, 
welche nicht Gewerbetreibende oder Produzenten sind ; § 49, 
Z. 1 gilt ferner, wenn der statt des eigenen gebrauchte Namen 
nur ein erdachter ist.**) Hingegen ist es wohl trotz des ver- 
schiedenen Wortlautes als ausgeschlossen zu betrachten, daß 
§ 46 und § 49, Z. 1 sich auch hinsichtlich der durch sie ge- 
troffenen Tatbestände unterscheiden, vielmehr ist anzunehmen, 
daß das Verbot auch des § 46 fÄr den Gewerbetreibenden 
„überhaupt beim Betriebe seiner Geschäfte" gilt. Für diese An- 
nahme spricht nachdrücklichst die Kongruenz in der Anlage 
der §§ 46 und 49, Z. 1 die offenbar nur hinsichtlieh der ge- 
schützten Subjekte voneinander differieren sollen. Auch führt 
die entgegengesetzte Anschauung*^) zu unannehmbaren Kon- 
sequenzen ; denn da in den durch § 46 nicht betroffenen Fällen 
§ 49, Z. 1 zar Anwendung kommt , so müsste der Gewerbe- 
treibende, welcher mit dem Namen eines anderen inländischen 
Gewerbetreibenden widerrechtlich z. B. seine Fakturenblankette 
versieht, nach §49, Z. 1 von Amts wegen verfolgt werden, während 
gegen den Mißbrauch eben desselben Namens in öffentlichen 
Ankündigungen nur die verletzte Person einzuschreiten be- 
rufen wäre. Überhaupt würde dann der unbefugte Gebrauch 
des Namens desselben Gewerbetreibenden durch denselben Ge- 
werbetreibeoden bald unter § 46 fallen und nur über Ein- 
schreiten des Verletzten verfolgt werden können , bald aber 
unter § 49 und von Amts wegen verfolgt werden, und zwar 
wäre das Einschreiten von Amts wegen gerade nur dann 
statthaft , wenn der zu ahndende Mißbrauch nicht öffentlich 
oder gegenüber einer großen Anzahl von Personen begangen 



**) § 49, Z. 1: „. . . sich eines ihm nicht zustehenden Namens bedient**; 
F ran ekel, Die Bestimmungen des österr. Rechtes gegen unehrbaren Wett- 
bewerb, S. 34. 

**) So erklärt Franckel, a.a.O. S. 34 den §46 nur für anwendbar, 
wenn der Mißbrauch des Namens in einer Weise erfolgt, welche im § 46 aus- 
drücklich genannt ist. Wenn aber das Erkenntnis des Verwaltungsgerichtshofes 
vom 13. März 1901 (Patentblatt 1901, S. 784) vermeint, den Unterschied 
zwischen §46 und §49, Z. 1 dahin bestimmen zu können, daß §46 dea Ge- 
werbetreibenden vor dem Mißbrauch seines Namens, §49, Z. 1 hingegen das 
Publikum gegen Täaschungen hinsichtlich der Qualität oder des Ursprunges von 
Waren schütze, so erscheint dadurch das Anwendungsgebiet der beiden gesetz- 
lichen Bestimmungen noch keineswegs gegeneinander abgegrenzt. 
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wurde, weil ja gerade ein so gearteter Mißbrauch zweifellos 
unter § 46 fällt. 

Es sind also gleiche Tatbestände , welche § 46 und § 49, 
Z. 1 behandeln. Diese Tatbeatände lassen sich in zwei Gruppen 
sondern, je nachdem der Namen*«) unbefugt zur Bezeichnung 
von Gewerbserzeugnissen oder aber „überhaupt^ beim Betriebe 
des Geschäftes zur Bezeichnung der Person des Gewerbetrei- 
benden selbst oder seines Unternehmens gebraucht wird. 

Man darf aber, so sehr auch das Wort „bezeichnen" des 
§ 46 und des § 49, Z. 1 dies nahe legen (vgl. § 1 M. Seh. G.), 
unter der ^^Bezeichnung von Waren mit dem Namen eines anderen 
Gewerbetreibenden" im Sinne der genannten G^setzesstellen 
nicht das Versehen von Waren mit diesem Namen als Waren- 
zeichen verstehen. Denn dieser Mißbrauch des Namens war 
zur Zeit der Erlassung der Gew.-Novelle bereits durch §§6 und 17 
des Markenschutzgesetzes vom T.Dezember 1858, R. G. Bl. Nr. 280 
untersagt und für strafbar erklärt *7), und die Schlußworte des 
§ 46, AI. 1 („Kein Gewerbetreibender ist berechtigt .... in der 
oben angeführten Weise die Gegenstände seines Gewerbe- 
betriebes fälschlieh als aus einer anderen Betriebsstätte her- 
vorgegangen zu bezeichnen") wären somit, wenn sie nicht etwas 
anderes zu besagen hätten, überflüssig. Aber diese Worte weisen 
deutlich genug auf eine andere Bedeutung des Wortes „be- 
zeichnen" hin. Unter § 46 fällt nämlich der Mißbrauch des 
Namens eines inländischen Gewerbetreibenden nur dann, wenn 
ein Gewerbetreibender in Zirkularien, öffentlichen Ankündi- 
gungen, Preiskurants u. dgl. seine Waren als aus der Be- 
triebsstätte dieses anderen hervorgegangen bezeichnet. Wenn 
dem gegenüber § 49, Z. 1 einfach von „Bezeichnung von Ge- 
werbserzeugnissen** spricht, so darf wohl hierin lediglich die 
verkürzte Ausdrucksweise für den in den Schlußworten des 
§ 46, AI. 1 genauer bezeichneten Tatbestand erblickt werden. 
Daß nur dieser Tatbestand und nicht auch der des Mißbrauchs 
eines Namens als Marke unter § 49, Z. 1 fällt, beweist übrigens 
auch der Umstand , daß § 49, Z. 1 von seiner Anwendbarkeit 



**) Firma, Wappen und Etablissementsbezeichnung bleiben hier außer 
Betracht. 

*^) Derzeit durch §§ 10 u. 24 M. Seh. G. 

33 Dig,tizedby(S00gIe 



16 Dr. Emanuel Adler: Das Recht am Namen 

die durch das Gesetz zum Schutze der gewerblichen Marken 
getroffenen Fälle ausdrücklich ausnimmt. *^) 

Gegen den Mißbrauch des Namens eines inländischen Ge- 
werbetreibenden oder Produzenten als ein an der Ware selbst 
angebrachtes Zeichen richtet sich also das Markenschutzgesetz 
(§§ 10, 24), gegen den Mißbrauch zur Bezeichnung von Waren 
in dem eben erörterten Sinne die Gew. -Novelle. Der Name 
des inländischen Gewerbetreibenden erscheint also nach öster- 
reichischem Rechte gegen mißbräuchliche Verwendung als „Waren- 
bezeichnung" im gleichem Umfange wie nach dem deutschen 
Gesetze zum Schutze der Warenbezeichnungen vom 1 2. Mai 1894 *^) 
geschützt, nur daß nach deutschem Recht dieser Schutz seinem 
vollen Umfange nach als einheitlicher und lediglich unter dem 
Gesichtspunkte des Warenzeichenschutzes gewährt wird. Der 
Umstand, daß das österr. Recht diesen Schutz unter verschie- 
denen rechtlichen Gesichtspunkten gewährt, bringt es mit 
sich, daß ausländischen Gewerbetreibenden, mit deren Heimat- 
staat ein Vertrag zum Schutze der gewerblichen Bezeichnungen 
nicht geschlossen wurde (§ 32 M. Seh. G.) ^^) , für ihren Namen 
zwar nicht der Schutz des Markenschutz-Gesetzes, wohl aber 



*^) Im Sinne des Markenschutzgesetzes erscheint eine Ware mit einem 
Namen „bezeichnet", „sobald dieser an derselben in einer Weise angebracht 
ist, daß dadurch der Schein hervorgerufen wird, als deute er die Herkunft 
(den Fabrikanten, Produzenten oder Kaufmann) an" (Oppenhof, Strafgesetz- 
buch, 4. Aufl., S. 546 zu § 287: Holtzendorff, Handbuch des deutschen Straf- 
rechtes, III, S. 832). Allein das Markenschutzgesetz kommt nur dann zur An- 
wendung, wenn" der Name an der Ware selbst oder ihrer Verpackung 
angebracht ist, während die Hervorrufang des gleichen Scheins auf andere Weise 
unter die Vorschriften der §§ 46 ff. Gew.-Nov. fällt. 

•'*^) § 14 cit.: „Wer wissentlich oder aus grober Fahrlässigkeit An- 
kündigungen, Preislisten, Geschäftsbriefe, Empfehlungen, Rechnungen oder der- 
gleichen mit dem Namen oder der Firma eines anderen . . . widerrechtlich ver- 
sieht . . ., ist dem Verletzten zur Entschädigung verpflichtet;" vgl. dazu Finger, 
Reichsgesetz zum Schutz der Warenbezeichnungen, S. 77 ff. ; Seligsohn, Gesetz 
zum Schutz der Warenbezeichnungen, S. 132 f.; ferner Entscheidung des Reichs- 
gerichtes vom 20. Jänner 1897 (XXXVIII. Bd., S. 135 ff.). 

5°)' Das Gesetz vom 15. Juni 1865, R. G. Bl. Nr. 45 wegen Zulassung von 
Ausländern zur Erlangung des Markenschutzes in Österreich, welches unter der 
Bedingung der Gegenseitigkeit das Markenschutzgesetz vom 7. Dezember 1858 
auch auf die Marken und Bezeichnungen der Gewerbetreibenden fremder Staaten 
für anwendbar erklärte, muß durch § 32 M. Seh. G. vom 6. Jänner 1890 als aufge- 
hoben betrachtet werden. A. A. Brunstein, Studien im Markenrecht, S. 14 f. 
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bei Bestand der Reziprozität der des § 46, Z. 1, sonst der des 
§ 49, Z. 1 zugute kommt. 

Ist aber derjenige, dessen Namen unbefugterweise zur 
Bezeichnung der Ware verwendet wurde, weder Gewerbetrei- 
bender noch Produzent, dann kann nur § 49, Z. 1 in Betracht 
kommen, allerdings nur unter der Voraussetzung, daß hiedurch 
die Ware als aus der Betriebsstätte des Namensträgers hervor- 
gegangen bezeichnet erscheint. Ist dies aber nicht der Fall, 
wie wenn die Waren fälschlich als nach dem System, dem 
Rezept oder unter der Aufsicht eines namentlich benannten 
Gelehrten bereitet oder von ihm geprüft ausdrücklich bezeichnet 
werden oder wenn auf eine solche Beziehung zu dem Gelehrten 
durch Verwendung seines Namens zur Benennung der Ware hin- 
gewiesen wird, dann ist § 49, Z. 1 nicht anwendbar. Zwar erfolgt 
auch dieser Namensmißbrauch beim Betriebe des Geschäftes, 
aber das Gesetz will, wie § 46 sowie die Schlußworte des § 49, 
Z. 1 beweisen , nur jene Fälle treffen , in welchen der Name 
zur Bezeichnung der Ware in dem dargelegten Sinn miß- 
braucht wird. 

Soweit demnach ein Namen unbefugt zwar zur Bezeichnung 
von Waren, aber nicht in der bezeichneten Richtung verwendet 
wird, fehlt es an einer ausdrücklichen positivrechtlichen Norm, 
welche den Namensträger gegen einen derartigen Mißbrauch 
schützt. Den Satz, daß, wenn der Name einer Person „bei der 
Verwendung für zum Verkaufe stehende Waren einen Handels- 
wert besitzt", diese Person allein berechtigt ist, aus ihrem 
Namen den Nutzen zu ziehen 5^), hat somit unser positives 
Recht nicht nach jeder Richtung hin anerkannt. ^^j 



^^) Dieser Satz findet sich in der Entscheidung des amerikanischen Comis- 
sioner of Patents vom 23. Jänner 1902 (Blatt für Patent- , Muster- und Zeichen- 
wesen; 1902, S. 218). Doch steht bisher auch die englische und amerikanische 
Judikatur nicht durchwegs auf dem Standpunkt des unbedingten Schutzes des 
Namens gegen gewerblichen Mißbrauch (vgl. die Übersicht bei Ol sh aus an, Das 
Verhältnis des Namensrechtes zum Firmenrecht, S. 27 ff.), nicht ohne hiebei leb- 
haftem Widerspruch seitens der Theorie zu begegnen; vgl. Sebastian, Law 
of trade-marks (2. Aufl.), S. 246 nnd namentlich Browne, A treatise on the law 
of trade-marks (2. Aufl.) ; § 556 : If this decision (die berühmte Entscheidung 
Clarke v. Freeman, mit welcher die Klage des hervorragenden Arztes James 
Ciarke gegen die unbefugte Bezeichnung von Pillen als Sir James Clarke's 
Consumption Pills zurückgewiesen wurde, wobei der Richter bemerkte — Se- 
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Die zweite Gruppe der in den §§ 46 und 49, Z. 1 ange- 
führten Tatbestände umfaßt den Mißbrauch des Namens zur 



b a 8 1 i a n , a. a. 0. — , daß die vom Kläger ins Feld geführten Prigudikate die 
Klage nicht in genfigendem Maße stützen, daß aber die Sache für ihn günstiger 
stünde „if Sir James Clarke had been in the habit, of manufactnring and 
sellings pills") be sonnd, may not any man's name be blasted by the brazen 
villany of another who chooses to borrow bis name? Vgl. aber anch die Ent- 
scheidung bei Sebastian, a.a.O. S. 246 in Note c, mit welcher zngnnsten 
eines Klägers entschieden wurde „on the gronnd tiiat he had a property in 
bis own name*^. Vgl. nocb Olshausen, a. a. 0. and Cohn, Nene Recfatsgnter, 
S. 28 f. — Bas französische Recht gelangte von seiner Theorie des Eigentums 
am Namen (hierüber unten S. 53, N. 136) aus zum ausnahmslosen Schutz jed- 
weden unbefugten Gebrauches im Gewerbebetrieb; vgl. Pouillet, a. a. 0. Nr. 63; 
L.L. in Pataille, Annales d«la propriM^ industrielle 1882, S.lTlf; Maillard, 
ebenda 1894, S. 348 (betreffend „Puder Sarah Bernhard''); Pouillet-St.L^on- 
Pataille, Dictionnaire , II, S. 202 und dazu die Entscheidungen daselbst, 
S. 207, Z. 22, 24, 25. — Die deutsche Rechtsprechung erklärt, gestützt auf § 14 
des Warenzeichengesetzes, die Benutzung jeglichen fremden Namens zur Kenn- 
zeichnung einer Ware für unstatthaft, sobald hiedurch die Gefahr einer Ver- 
wechslung mit einer anderen Ware vorliegt, „deren Beziehung zur Person des 
Namensträgers durch die rechtmäßig erfolgte Aufschrift des Namens gekenn- 
zeichnet ist"; Entscheidung des Reichsgerichtes in Strafsachen vom 12. Jänner 1897 
(Blatt für Patent-, Muster- und Zeichen wesen, 1897, S. 64 f.); vgl. auch die Ent- 
scheidungen des Reichsgerichtes vom 2. Februar 1897 (ibid. S. 84 f.) und vom 
11. Februar 1898 (ibid. 1898, S. 97 ff.), ferner Bolze, XI, Nr. 110 und die Ent- 
scheidung des Reichsoberhandelsgerichtes vom 13. Dezember 1878 (XXIV. Bd., 
S. 298 ff.); ähnlich die Entscheidung des Tribunal civ. de Lyon vom 4. Dezember 
1867 (Bruc ca. Besson), Pataille, Annales 1869, S. 92 ff. (daselbst S. 92, 
N. 1 Nach Weisungen der früheren Judikatur und der Literatur) , während die 
Entscheidang des Tribunal comm. de la Seine vom 12. Juni' 1883 (Gille, 
Girard & Co. ca. Mathey, Lebel & Co.), Pataille, Annales 1889, S. 73, 
wieder auf dem Standpunkt des streng formalen Namensschntzes steht. Vgl. 
femer Kohl er. Recht des Markenschutzes, S. 121 ff. und 162 ff. und Zeitschrift 
für gewerbl. Rechtsschutz, 1893, S. 336. 

^') Eine volle Durchführung des im Texte zitierten Satzes strebt § 4 des 
Entwurfes eines Gesetzes betreffend den Schutz gegen unlauteren Wettbewerb an, 
welcher den Schutz des Namens gegen unbefugte Verwendung beim Betriebe des Ge- 
schäftes durch jeden Unternehmer, also auch durch einen der Gewerbeordnung 
nicht unterworfenen, und zugunsten jedermanns gewährt. § 4, Abs. 1 des Ent- 
wurfes bestimmt nämlich: „Wenn der Inhaber eines Unternehmens einen ihm nicht 
zustehenden Namen ... im geschäftlichen Verkehr gebraucht, so steht jedem, der 
den Namen . . . rechtmäßig führt, der Anspruch auf Unterlassung . . . zu . . ." 
Desgleichen gewährt § 7 einen Schadenersatzanspruch. Diese Ansprüche stehen, 
wie der Wortlaut des Entwurfes beweist und in den „Erläuternden Bemerkungen" 
zu demselben (S. 33) nachdrücklichst betont wird, auch jenem zu, „dessen Beruf 
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äußeren Bezeichnung der Betriebsstätte oder Wohnung ß*) (mittelst 
Firmatafel oder Aufschrift am Gebäude oder der Wohnungs- 
türe) in Zirkularien, Preiskurants u. dgl., in öffentlichen 
Ankündigungen wie Zeitungsannoncen oder Plakaten, bei Ab- 
gabe der Unterschrift ß*), bei Verwendung des Namens auf 
Fakturenblanketten und anderen Geschäftspapieren oder über- 
haupt beim Betriebe der Geschäfte , sofeme dieser Mißbrauch 
zum Zwecke der Benennung des Ilntemehmers oder zum Zwecke 
einer diesen oder das Unternehmen näher charakterisierenden 
oder ein Nachfolgeverhältnis anzeigenden Bezeichnung erfolgt. 
In der bezeichneten Richtung und in dem dargelegten Um- 
fange gewährt § 46 Gewerbetreibenden und Produzenten un- 
zweifelhaft einen privatrechtlichen Namenssehutz und bedeutet 
eine Anerkennung des Privatrechtes am Namen. ^'*) Das ergibt 
sich mit voller Bestimmtheit daraus, daß das Gesetz dem Ver- 
letzten das Recht zuerkennt, Unterlassung des Namensmißbrauches 
(§ 46, AI. 2), gegebenenfalls auch Schadensersatz (§ 50, AI. 2) zu 
verlangen, Ansprüche, welche offenbar aus dem verletzten Rechte 



oder Tätigkeit dem geschäftlichen Leben fernsteht", und es sei hervorgehoben, 
daß den Ausgangspunkt für diese Regelung der Frage das Bestreben bildet, 
einen durchgreifenden Schutz des Namens gegen jeglichen Mißbrauch im ge- 
schäftlichen Verkehr zu schaffen (Erläuternde Bemerkungen, S. 33). Der Entwurf 
geht mit seiner Bestimmung weiter als § 8 des deutschen Gesetzes zur Bekämpfung 
des unlauteren Wettbewerbes vom 27. Mal 1896, welcher nur jenen Mißbrauch 
eines Namens im geschäftlichen Verkehr untersagt, welcher darauf berechnet 
und geeignet ist, Verwechslungen herbeizuführen (dazu Erläuternde Bestim- 
mungen, S. 33). — Erwähnt sei hi«r noch, daß auch der Entwurf eines Mustejr- 
Schutzgesetzes (vgl. Gutachten über den vom k. k. Handelsministerium ver- 
öffentlichten Entwurf eines Musterschutzgesetzes, herausgegeben vom k. k. Handels- 
ministerium, Wien 19G2) eine Anerkennung des Namensrechtes enthält, indem 
sein §2, Z. 4, lit. b Gegenstände vom Musterschutze ausschließt, welche Namen 
fremder Personen enthalten , ohne daß die Berechtigung hiezu nachgewiesen zu 
werden vermag. 

^') Die Wohnung kommt hier nur dann in Betracht, wenn das Gewerbe 
in der Wohnung betrieben wird, diese also zugleich als Betriebsstätte anzu- 
sehen ist. 

^^) Gerade hierin liegt, wie schon von der Kommission zur Beratung 
eines allg. d. H. G. hervorgehoben wurde (Lutz, Protokolle, III, S. 924), ein 
eklatanter Fall einer nach Art. 27 H. G. zu verfolgenden unbefugten Firmen- 
aneignung; es wäre sonderbar, wenn § 46 Gew.-Nov. auf diesen Fall des Namens- 
mißbrauches unanwendbar wäre. 

") Vgl. auch Franckel, a. a. 0. S. 31. 
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am Namen hervorgehen. Zudem bezeichnet das Gesetz die un- 
befugte Aneignung des Namens als widerrechtlich (§46, AI. 1) 
und als Eingriff (AI. 2) seil, in ein Recht und denjenigen, 
dessen Namen angeeignet wurde, als Verletzten seil, in seinem 
Namensrechte. Daß die Klage auf Unterlassung nach § 46, AI. 2 
nicht bei Gericht, sondern bei der Gewerbebehörde anzubringen 
ist, vermag diesem Schutz seinen privatrechtlichen Charakter 
nicht zu benehmen. öö) 

Während § 46 in erster Linie den Schutz des Verletzten 
bezweckt und es dementsprechend auch ihm überläßt, den ver- 
letzenden Eingriff abzuwehren, stellt sich § 49, Z. 1 als eine ge- 
werbepolizeiliche Vorschrift dar, welche) zur Anwendung ge- 
langt, ohne Rücksicht darauf, ob Rechte Dritter verletzt werden. 
Daraus darf aber nicht geschlossen werden, daß ein Dritter, 
dessen Rechte im besonderen Falle verletzt werden , darauf be- 
schränkt sei, durch eine Anzeige das amtswegige Einschreiten 
der Behörde zu veranlassen. Das ist nicht der Standpunkt des 
Gesetzes. Im § 50, AI. 2 ist nämlich von den Ansprüchen auf 
Ersatz „des durch die in den §§ 46 — 49 bezeichneten Eingriffe 
und Übertretungen zugefügten Schadens" die Rede. Von den 
in § 49 aufgezählten Übertretungen kommen aber für diese Be- 
stimmung die unter Z. 2 (unbefugte Beilegung von Auszeich- 
nungen), Z. 3 und Z. 5 (fälschliche Verwendung einer den Be- 
stand eines Gesellschaftsverhältnisses, bezw. das Vorhandensein 
weiterer Gesellschafter andeutenden Bezeichnung) und Z. 4 
(Nichtanwendung des vollen Vor- und Zunamens im Geschäfts- 
betrieb) als schaden stiftend hier überhaupt nicht in Betracht 
und es erscheint somit ausgesprochen, daß die Übertretung des 
§ 49, Z. 1 schadensersatzpflichtig machen könne. Eine solche 
Ersatzpflicht setzt aber einen Eingriff in ein Recht voraus, und 
das Gesetz erblickt somit in einem derartigen Mißbrauch des Namens 
die Verletzung eines Rechtes. Hieraus ist aber zu folgern , da£ 
dem Verletzten, welchem aus dem Mißbrauch seines Namens ein 
Schadensersatzanspruch zuerkannt ist, auch die Möglichkeit geboten 
sein muß, auf Einstellung des Mißbrauches seines Namens zu 

*•) Die LiteraturnachweJsungen für den Satz , daß ^die Art der vorge- 
schriebenen BechtsverfolguDg" nicht entscheidet, ob ein Recht ein Öffentliches 
oder Privatrecht ist, siehe in meinem oben erwähnten Aufsatz im Patentblatt 
1903, S. 152, N. 27. 
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dringen ^'^), und zwar wird er mit diesem Begehren in Analogie 
des § 46, AI. 2 vor die politische Behörde zu verweisen sein. 
Somit erseheint das Recht am Namen auch für Nicht- 
Grewerbetreibende oder -Produzenten in den darge- 
legten Grenzen anerkß,nnt und geschützt. Dieses Ergebnis darf 
aber um so weniger befremdlich erscheinen , als nach § 46 der 
Namen eines jeden Gewerbetreibenden oder Produzenten ge- 
schützt erscheint, ohne daß er ein Konkurrent desjenigen, der 
sich seinen Namen angeeignet hat , sein , dasselbe Gewerbe wie 
dieser betreiben oder überhaupt ein besonderes gewerbliches 
Interesse nachweisen müßte, und als ja auch der Schutz gegen 
Mißbrauch des Namens in einer Firma, wie oben gezeigt wurde, 
nicht bloß Gewerbetreibenden und Produzenten gewährt wird. 



Das Gesetz vom 26. JDezember 1895, betreffend das Urheber- 
recht an Werken der Literatur, Kunst und Photographie, be- 
stimmt in seinem § 53: 

„Wer in der Absicht zu täuschen ein fremdes Werk mit 
seinem eigenen Namen oder ein eigenes Werk. mit dem Namen 
eines anderen versieht, um dasselbe in Verkehr zu setzen . . . 
macht sich, auch wenn kein Eingriff in ein Urheberrecht vor- 
liegt, eines Vergehens schuldig, insofeme nicht strengere Be- 
stimmungen des Strafgesetzes eingreifen." 

Hier interessiert uns nur der Fall, daß jemand sein eigenes 
Werk — da das Gesetz nicht unterscheidet, so ist es gleich- 
gültig, ob es sich um ein Werk der Literatur, der Kunst oder 
der Photographie handelt ^s) _ mit dem Namen eines anderen 



^') So auch Kohl er, Kecht des Markenschutzes, S. 550 f. 

**) Das französ. Gesetz vom 9. Februar 1895 (Pataille, Annales 1895, 
S. 70 ff.) erklärt für strafbar qui auront appos6 ou fait apparaitre frauduleuse- 
ment un nom usurpe sur un oeuvre de peinture, de sculpture, de dessin, de 
gravare oa de musique; das Gesetz straft somit seinem V/ortlaut nach nur das 
Versehen eines (eigenen oder fremden) Werkes mit einem fremden Namen (nom 
usurp6) (Tribunal de la Seine 17. März 1902, Droit d'auteur 1902, S. 105). Die 
Praxis unterstellt aber dem Gesetz auch die Bezeichnung eines fremden Werkes 
mit dem eigenen Namen (Entscheidung des Pariser Cour d'appel vom 4. Jnni 1902, 
Droit d'auteur 1902, S. 130). Das Gesetz bezieht sich auf Werke der Literatur, 
Architektur und Photographie nicht; vgl. jedoch bezüglich der ersteren Pouillet, 
Traite de la propriet6 litteraire et artistique, Nr. 321 f. und Trait6 des marques 
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versieht. Ob dies der Namen jemandes ist, welcher sieh auf 
dem Gebiete, dem das betreffende Werk angehört, bereits einen 
Namen gemacht hat oder nicht, muß bei der Fassung des Ge- 
setzes als gleichgültig bezeichnet werden. 

Ein Werk ist aber, wie die Gegenüberstellung des eigenen 
Werkes und des Namens eines anderen und des fremden 
Werkes und eigenen Namens beweist, mit dem Namen jeman- 
des nur dann „versehen", wenn mit diesem Namen der Urheber 
des Werkes benannt erscheint. Unter § 53 föUt es somit nicht, 
wenn jemand fälschlich etwa sein frei erfundenes Drama als 
,,nach einem Roman des B^^ bearbeitet bezeichnet; ebensowenig 
aber auch, wenn jemand das Werk eines anderen mit dem Namen 
eines Dritten versieht.*») 

Das Vergehen der Namensverfalschung wird von Amts 
wegen verfolgt (arg. a contr. § 55). Mag hierin nun immerhin 
ein deutlicher Ausdruck dafür erblickt werden können, daß es 
vornehmlich das öffentliche Interesse, das Publikum vor Täu- 
schungen über die Person des Urhebers zu schützen, ist, welches 
durch diese strafrechtliche Norm geschützt werden soll «<*) , so 
wird man doch nicht verkennen dürfen, daß der strafrechtliche 
Schutz des § 53 auch zugunsten desjenigen gewährt ist, dessen 
Namen in der bezeichneten Art mißbraucht wurde; und man 



de fabriqne, Nr. 425, welcher aaf Werke der Literatur das Gesetz vom 28. Juni 1824 
relative anx alterations oa suppositiona de noms daos leg prodnits fabriqu^ an- 
wenden will, eine Anschauung, welche jedoch in der Praxis keinen Anklang und 
auch in der Literatur Gegner gefunden hat. Vgl. Pouillet am letztangegebenen 
Orte, Nr. 425 f., femer Calmels, Des noms et marques de fabriqne, nr. 118 ; 
hiegegen auch Köhler, Recht des Markenschutzes, S. 224 f. Das belgische 
Gesetz vom 22. März 1886 , dessen Art. 25 für unseren § 53 vorbildlich war 
(vgl. Motive bei Geller, Gesetz betreffend das Urheberrecht an Werken der 
Literatur etc., S. 120) bestraft ansdracklich Tapplication möchante on fraudu- 
leuse snr un objet d'art, un ouvrage de litt^rature ou de musique, du nom d'un 
auteur . . .; vgl. Wauvermans, Les droit des auteurs en Belgiqne, S. 356 ff. 

*®) Dies wird schon durch den Wortlaut des Gesetzes bewiesen und über- 
dies im Berichte der Herrenhauskommission (Beil. 271 zu den stenogr. Proto- 
kollen des Herrenhauses, XI. Session) hervorgehoben (bei Geller, a. a. 0. S. 113)j 
vgl. Mitteis, Zur Kenntnis des literarisch-artistischen Urheberrechtes! In der 
Wiener Festschrift für ünger, S. 121; Schuster, Grundriß des U^hebc^ 
rechtes, S. 49. 

•*) Vgl. die Motive zu §§ 53 und 55 (bei Geller, a.a.O. S. 120 
und 121). 
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nach österreichischem Zivilrecht. 23 

wird diesem das Recht, sich dem Strafverfahren mit seinen An- 
sprüchen auf Unterlassung des strafbaren Mißbranchs seines 
Namens, auf Verfall der Vervielfältigungen, Zerlegung des 
Drucksatzes und Unbrauchbarmachung der Vorrichtungen (§ 56, 
AI. 2), sowie auf Ersatz des ihm durch die strafbare Handlung 
verursachten Schadens anzuschließen, nicht versagen können. 
Aber es kann ihm auch nicht versagt werden, diese Ansprüche 
unmittelbar vor dem Zivilrichter geltend zu machen. Denn der 
dnrch § 53 dem Namensträger gewährte strafrechtliche Schutz 
darf keinesfalls als bloße Reflexwirkung der allein im öffent- 
lichen Interesse aufgestellten Straf bestimmung angesehen werden. 
Denn neben dem öffentlichen Interesse — oder genauer in zweiter 
Reihe nach diesem — soll durch § 53 unmittelbar zugleich 
auch sein privates Interesse Schutz finden. Denn ebenso wie 
das Recht des Autors darauf, daß sein Name bei Veröffent- 
lichung oder Vervielfältigung seines Werkes gegen seinen Willen 
nicht unterdrückt werde •^), soll auch das Recht am Namen 
gegen dessen mißbräuchliche Verwendung zur Bezeichnung des 
Urhebers unter gewissen Voraussetzungen strafrechtlichen Schutz 
finden. Dieser Gedanke ist nicht nur in den Gresetzesmaterialien 
wiederholt ausgesprochen«*), er hat auch im Gesetze selbst 



") Mitteis, a. a. 0. S. 101 f., 181 f.; Rabel, Grünhuts Zeitschrift, 
XXVII, S. 104, N. 111; Stubenrauch, Kommentar, 8. Aufl., 11, S.449; 
Pouillet, Trait6 de la propri6t6 litt6raire et artistique, Nr. 316 f., 501; 
R^nouard, Traite des droits d'autenrs, II (1839), Nr. 189 ff. Vgl. ferner § 9 
des deatschen Gesetzes, betreffend das Urheberrecht an Werken der Literatur 
und Tonkunst vom 19. Juni 1901 nnd § 13 des deutschen Gesetzes, betreffend das 
Verlagsrecht vom 19. Jnni i901, dazu Allfeld, Kommentar zu den Gesetzen 
vom 19. Juni 1901, betreffend das Urheberrecht und das Verlagsrecht, S. 103 
und 462; Müller, Bas deutsche Urheber- und Verlagsrecht, I, S. 40 f. und 347 
Vgl. auch das Urteil des Cour de Paris vom 30. November 1888 (Garnier 
contra Huet) im Droit d'auteur, 1890, S. HL 

") Die Motive zu §53 (Geller, a. a. 0. S. 120) betonen, daß im Tat- 
bestand des § 53 eine Beeinträchtigung entweder der Rechte des Publikums oder 
der Rechte eines Urhebers (wobei nicht an die Fälle eines Eingriffes gedacht ist) 
oder auch beider zugleich gelegen ist. Die Motive zu §55 (Geller, a.a.O. 
S. 121) begründen die Offlziosität des Deliktes des § 53 damit, daß es in den 
daselbst vorgesehenen Fällen „sogar^ geschehen könne, daß „der Angriff gar 
nicht gegen die Person desjenigen gerichtet ist, dessen Name oder dessen Werk 
mißbraucht wird**. Nur weil die Verletzung hier in erster Linie in der Täu- 
schung des Publikums erblickt werde, „könne die Strafverfolgung wegen des im 
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unzweideutigen Ausdruck gefunden. Denn wenn die vorzüglielie 
Betonung des öffentlichen Interesses dazu geführt hat, das 
Delikt als ein von Amts wegen zu verfolgendes zu erklären, so 
hätte doch die ausschließliche Berücksichtigung dieses Interesses 
— ganz abgesehen davon , daß mit Rücksicht auf dieses die 
strafgesetzlichen Bestimmungen über den Betrug nach Auf- 
stellung einer neuen Straf bestimmung ein besonderes Bedürfnis 
wohl nicht hätten aufkommen lassen — dazu führen müssen, 
auch die Bezeichnung eines fremden Werkes mit dem Namen 
eines Dritten in gleicher Weise wie die beiden im § 53 genannten 
Tatbestände für strafbar zu erklären, da das Publikum hie- 
durch in gleichem Maße wie in diesen beiden Fällen der Gefahr 
einer Täuschung ausgesetzt erscheint. Daß die Straf bestimmung 
aber auf diese Fälle beschränkt wurde, erscheint nur erklärlich, 
wenn die Stra&orm nicht nur zum Schutze des Publikums, 
sondern zugleich auch zum Schutze jener Individualrechte be- 
stimmt ist. Denn in den vom Gesetze mit Strafe bedrohten 
Fällen wird wie eine Gefährdung des Publikums so wenigstens 
regelmäßig auch eine Verletzung dieser Rechte gegeben sein, 
während in jenem Falle eine solche Verletzung leichter fehlen 
kann; und das ist wohl der Grund, weshalb hier überhaupt 
von einer Straf bestimmung abgesehen wurde. 

Diese Erklärung finden wdr wenigstens im Berichte der 
Herrenhauskommission. Hier wird nämlich hervorgehoben, daß 
der Tatbestand des Versehens eines fremden Werkes mit einem 
fremden Namen der Strafbestimmung des § 53 deshalb nicht 
unterstellt wurde, weil ein praktisches Bedürfnis hiefür fehlt. 
Denn anderenfalls würden Tatbestände für strafbar erklärt, 
„welche, wie die Bezeichnung des Werkes eines längst ver- 
storbenen Autors mit einem ebenfalls der Vergangenheit an- 
gehörigen Namen, wohl unter Umständen den Tatbestand des 
Betruges bilden mögen, aber mit dem Schutz irgend- 
welchen Individualrechtes nichts zu tun haben^^^s) 



§ 47 (53) behandelten Deliktes nicht der Privatanklage anheimfallen". Der Be- 
richt der Herrenhauskommission ferner (bei Geller, a. a. 0. S. 72) nennt die Vor- 
schrift des § 53 eine Norm über das Namensrecht. 

ß») Bei Geller, a. a. 0. S. 113 f. Daß § 53 einen individualreclitUcheii 
Schutz gewähren will, betont auch Schuster in seiner Besprechung des ür- 
hebergesetzentwurfes, Gerichts-Zeitung 1892, S. 379. 
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nach österreichischem Zivilrecht. 25 

Es ergibt sich nun die Frage, ob auch derjenige recht- 
lichen Schutz findet, mit dessen Namen ein Werk unbefugt 
versehen wurde, ohne daß hiebei die Absicht zu täuschen oder 
das Werk in Verkehr zu setzen bestand. Das Vergehen der 
Namensverfälsch ang (§ 53) erfordert nämlich die Absicht zu 
täuschen und das mit dem falschen Namen versehene Werk in 
Verkehr zu setzen.«*) Wer somit ein Bild malt und mit dem 
Namen eines berühmten Künstlers versieht, lediglich um damit 
in seinem vielbesuchten Salon prunken zu können , oder wer 
unwissentlich den Namen eines bekannten Schriftstellers für seine 
Dichtungen als Pseudonym verwendet, ist nach § 53 nicht straf- 
bar. Damit ist unsere Frage aber keineswegs beantwortet, denn 
wenn § 53 das Versehen eines eigenen Werkes mit einem frem- 
den Namen für strafbar erkläii, sobald der dortselbst normierte 
subjektive Tatbestand hinzutritt, so ist ein argumentum a con- 
trario zwar sicherlich dahin gegeben, daß das Fehlen dieses 
subjektiven Tatbestandes die Strafbarkeit jener Handlung aus- 
schließt, unmöglich aber dahin, daß diese Handlung hiedurch 
zu einer rechtmäßigen wird und daß der Träger des mißbrauchten 
Namens diesem Tun mit verschränkten Armen zusehen muß, mag er 
durch dasselbe auch in empfindlichster Weise getroffen werden. **) 

•*) Doch wird die Anwendung des § 53 durch strengere Strafbestimmungen 
(z. B. wenn der Tatbestand des Betruges vorliegt) ausgeschlossen ; vgl. Entscheidung 
des Reichsgerichtes vom 17./29. Dezember 1900 (Deutsche Juristen-Zeitung 1901, 
S. 334). Schon E i n e r t, a. a. 0. S. 126 erklärt die Veröffentlichung eines in der Manier 
eines anderen lebenden Dichters geschriebenen Produktes unter dessen Dichternamen, 
um das Publikum zu täuschen oder die Ehre des anderen zu kränken, als Betrug oder 
Injurie. Diese Äußerung bezieht sich offenbar auf den berühmten Fall Heinrich 
Clauren gegen Wilhelm Hauff (vgl. auch Ihering, Jahrbücher für Dogmatik, 
XXIII, S. 322); über denselben vgl. die von Hitzig herausgegebene Zeitschrift 
für die Eriminalrechtspflege in den preußischen Staaten 1826, II. Bd., S. 405 f. 
(Urteil des Kriminalsenates des Gerichtshofes für den Nekkarkreis vom 3. De- 
zember 1825, mit welchem der Verleger des inkriminierten, von Hauff ver- 
faßten und unter dem Pseudonym des Dichters Karl Heun, Clauren, ver- 
öffentlichten Romanos „wegen rechtswidriger Täuschung des Publikums durch 
Angabe eines falschen Verfassers bei Herausgabe eines Verlagsartikels" verurteilt 
wurde), 1826, III. Bd., S. 194 f. (Bestätigung dieses Urteils durch den Kriminal- 
senat des kgl. Würtembergischen Obertribunals) und 1827, I. Bd., S. 465 ff. (da- 
selbst die, wie sich aus Wächter, Kritische Zeitschrift für Rechtswissenschaft 
1827, S. 72 f. ergibt, apokryphen Gründe des letztbezeichneten Urteils). 

**) Vgl. Gierke, Der Entwurf eines bürg. Gesetzbuches und das Deutsche 
Recht, S. 87 : »Soll der berühmte Schriftsteller wirklich es dulden müssen, daß 
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Das Gesetz gibt uns auf unsere Frage keine ausdrückliche 
Antwort, aber dennoch kann diese nicht anders lauten als 
dahin, daß der Namensträger gegen jeden unbefugten Gebrauch 
seines Namens zur Bezeichnung des Urhebers geschützt werden 
muß. ««) 

Hiefür sprechen schon die Motive, welche durch § 53 in 
erster Linie eine Täuschung des Publikums über die Person 
des Urhebers hintanhalten wollen. «7) Diese Täuschung wird 
aber schon durch den objektiven Tatbestand des Versehens eines 
Werkes mit einem fremden Namen bewirkt, und wenn ein solches 
Tun an sich auch nicht strafbar ist, so muß es doch im Sinne 
des Gesetzes als unstatthaft bezeichnet werden. Es müßte ja 
eine auffallende inelegentia iuris darin erblickt werden, daß 
eine Handlung durch das Hinzutreten bestimmter Absichten 
strafbar würde, beim Fehlen dieser subjektiven Momente aber, 
trotzdem nicht diese, sondern einzig und allein die Handlung 
als solche die verpönte Wirkung hervorbringt, rechtlich zulässig 
wäre, mag selbst grobes Verschulden mitunterlaufen sein. 

Dazu kommt ferner, daß der Bestimmung des § 53, AI. 1 
die des AI. 2, der in Täuschungsabsicht erfolgten falschen An- 
meldung zum öffentlichen Urheberregister, vollständig parallel 
geht. Ein Rückschluß von diesem Fall auf jenen liegt daher 
sehr nahe. Es kann nun nicht zweifelhaft sein, daß gegenüber 
der fälschlichen Anmeldung zum Urheberregister auch dann, 
wenn sie nicht in Täuschungsabsicht erfolgte, die Berichtigung 
des Registers seitens des angeblichen Urhebers muß durchge- 
setzt werden können. Denn wenn auch die Eintragungen in 
das Urheberregister ohne Prüfung der Berechtigung des An- 
meldenden und der Richtigkeit der angemeldeten Tatsachen er- 
folgen (§ 44, AI. 3), so kann dies doch nicht bedeuten, daß das 
einmal Eingetragene auch dann nicht berichtigt werden kann, 

ein anderer seinen Namen braucht, um unter ihm Pseudonyme Bücher zu 
schreiben ? Hat der Künstler keinen Anspruch auf Schutz gegen die Verwendung 
seines Namens durch einen talentlosen, aber geschäftskundigen Nachahmer ? Vgl. 
auch Pataille in seinen Annales 1856, S. 328; Pouillet, Trait6 de la pro- 
pri6t6 litt6raire, Nr. 321; Pouillet- St. -L6on-Pataille, Dictionnaire , II, 
S.201f. ; Lansel, Le nom en droit civil, S. 208 ff. 

««) Ebenso Stubenrauch, Kommentar, 8. Aufl. , Heft 20, S. 449; vgl. 
auch Mitteis, a. a. 0. S. 101 ff. 

*^) Zu §49 der Regierungsvorlage, bei Geller, a. a. 0. S. 121. 
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wenn es mit den Tatsachen im Widerspruch steht. Im Gegen- 
teil. Der Mangel jeder Vorsorge für die Richtigkeit der Ein- 
tragungen muß bei einem öffentlichen Register notwendig die 
Möglichkeit der Korrektur unrichtiger Eintragungen offen lassen, 
zumal wenn dies im Interesse dritter, an diesen Eintragungen 
unbeteiligter Personen erforderlich erscheint. ®8) Selbstverständ- 
lich kann eine derartige Berichtigung nur auf Grund eines 
gerichtlichen Urteiles erfolgen, und es kann somit in solchen 
Fällen dem als Urheber fälschlich Eingetragenen der Klagsweg 
gegen diesen Mißbrauch seines Namens unmöglich verschlossen 
sein.«») Der Rückschluß mit Rücksicht auf unsere Frage liegt 
auf der Hand. 

Aber auch das Gesetz selbst bietet gewichtige Argumente 
für die hier vertretene Anschauung. § 39, Z. 2^0) verbietet 
nämlich, selbst die rechtmäßig angefertigte Nachbildung mit 
dem Namen des Urhebers des Originalwerkes zu bezeichnen. 
Aus diesem Verbot ergibt sich zweifellos, daß der Urheber des 
Original Werkes gegen eine trotzdem erfolgte „Usurpation seines 
Namens" ^^) — wenn er den ihm durch § 52, Z. 2 eröffneten 
Strafrechtsweg nicht betreten kann oder will oder wenn ihn 
dieser nicht zum Ziele führt — im Zivilrechtsweg die Beseiti- 
gung dieses Mißbrauchs seines Namens und gegebenenfalls auch 
Schadenersatz zu fordern berechtigt ist. Das Gesetz schützt 



") Schuster, Grundriß, S.27 erklärt unrichtige Eintragungen aus- 
drücklich für anfechtbar; vgl. auch Kohler, Autorrecht, S. 304 f. 

^*) Daß eine derartige fälschliche Anmeldung ohne Tänschungsabsicht 
und zugleich derart erfolgt, daß (im Hinblick auf § 4, Z. 6 der Vollzugsvorschrift 
vom 29. Dezember 1895, B. G. Bl. Nr. 198) auch die passive Elagslegitimation 
sichergestellt ist, ist wohl denkbar. Man vergegenwärtige sich nachstehenden 
Fall: A meldet als mittelbarer Bechisnachfolger (§ 44, AI. 2) den M als Urheber 
an; A seinerseits handelt im guten Glauben, war aber durch seinen Vormann 
B, der ihm eine gefälschte Zustimmungserkläruog des M beistellte, irregeführt 
worden. Möglicherweise könnte die Berichtigung des Registers in dem gegen B 
wegen Betrages ergehenden Strafurteil verfügt werden. Soll dem A aber, wenn 
dies aus welchem Grunde immer nicht geschieht, jedes Rechtsmittel dagegen 
verwehrt sein, daß er in einem öffentlichen Register als Urheber eines ihm völlig 
femstehenden Werkes erscheint? 

^®) Auf die nahen Beziehungen zwischen § 39, Z. 2 und § 53 weist bereits 
Schuster, Gerichts-Zeitung 1892, S. 348 hin, indem er in diesem eine Er- 
gänzung jenes erblickt. 

") Wächter, Urheberrecht, S. 208. 

45 
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also den Urheber eines Werkes dagegen, daß eine Kopie seines 
Wertes mit seinem Namen bezeichnet werde, also ein Werk, 
welches im gewissen Sinne doch sein Werk ist. ''^^ Kann es 
somit als statthaft erscheinen, jemand auf einem Werke als 
Urheber zu bezeichnen, das ihm völlig fremd ist? 

Will man einwenden, daß das genannte Verbot des § 39. 
Z. 2 zugunsten des Urhebers nur hinsichtlich eines bestimmten 
Werkes gelte und daß mithin eine Schlußfolgerung aus § 39, 
Z. 2'») unzulässig sei, sobald es an einer Beziehung des Schutzes 
zu einem bestimmten Werke mangelt , so ist zu betonen , daß 
das bezeichnete Verbot nicht sowohl einen urheberrechtlichen 
als vielmehr einen individualrechtlichen Schutz des künstleri- 
schen Namens bezweckt ''*) und daß daher jene Schlußfolgerung 
allerdings als zulässig erscheint. 

Das Gesetz will aber auch noch durch eine andere Vor- 
schrift einer Täuschung des Publikums durch irreführende Ver- 
wendung äußerer Kennzeichen eines Werkes vorbeugen. Dies 
geschieht durch § 22 , welcher gegen die ohne eine in der Sache 
liegende Notwendigkeit erfolgende Verwendung der Bezeichnung, 
namentlich des Titels oder der äußeren Erscheinungeines früher er- 
schienenen Werkes dem Urheber dieses Werkes einen Anspruch auf 

") Vgl. Schuster, Gerichts-Zeitung 1892, S. 348 und Grandriß, S. 45, 
welcher die Bezeichnung einer Kopie mit dem Namen des Kopisten als (Original-) 
Urhebers als durch § 53 (Versehen eines fremden Werkes mit dem eigenen Namen) 
verboten erklärt; zustimmend Seil 1er, Gerichts-Zeitung 1897, S. 368, N. 134; 
Stubenrauch, a. a. 0. S. 4ö0, N. 5. 

") Diese Schlußfolgerung erscheint bereits bei Kohler, Autorrecht, S. 15B, 
welcher erklärt, daß die dem § 39, Z. 2 konforme Vorschrift des § 6, Z. 1 des 
deutschen Gesetzes vom 9. Jänner 1876, betreffend das Urheberrecht an Werken 
der bildenden Künste, „weiter dahin auszudehnen ist, daß niemand einem Bilde 
durch Beisetzung von Namen . . . den Schein verleihen darf, als stamme es von 
einem Künstler, von dem es nicht stammt". 

'*) Vgl. Kohler, a.a.O. S. 152ff.; Mitteis, a. a. 0. S. 101 , 209 f.: 
Schuster, Gerichts-Zeitung 1892, S. 348 , 379; van Calker, Delikte gegen 
das Urheberrecht, S. 6, 137, N. 2; Sei Her, Gerichts-Zeitung 1897 , S. 367; 
Stubenrauch, a. a. 0. S. 479. Die erörterte Vorschrift des §39, Z. 2, ist nicht 
lediglich als gegen unlauteren "Wettbewerb gerichtet zu betrachten, sondern dient 
in erster Linie zum Schutze des Individualrechtes. Es ergibt sich dies daraus, 
daß sie (und ebenso die Strafbestimmung des § 52 , Z. 2) auch dann gilt, wenn 
die Nachbildung nicht behufs Veräußerung angefertigt wurde. Dies tritt insbe- 
sondere bei der Textierung des in der vorhergehenden Note genannten deutschen 
Gesetzes deutlich hervor (vgl. dazu Wächter, a. a. 0. S. 210). 
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Unterlassung und Entschädigung zuerkennt, sobald diese Verwen- 
dung zu einer Irreführung des Publikums über die Identität 
der Werke zu führen geeignet ist. Auch hier muß man fragen : 
Kann es Absicht des Gesetzes sein, die Verwendung des Titels 
eines Werkes für ein Werk eines anderen Autors als unzu- 
lässig zu erklären, die Verwendung des Namens des Autors 
selbst für das Werk eines anderen aber zu gestatten, solange 
nur § 53 nicht eingreift , mag auch im übrigen hiedurch die 
Gefahr der Täuschung des Publikums in nicht geringerem, die 
Gefahr einer Benachteiligung, des Autors in weit höherem 
Maße begründet sein.^ß) Gerade der Umstand, daß §22 die Bekäm- 
pfung des unlauteren Wettbewerbs bezweckt ^e), läßt es als un- 
abweislich erscheinen, ebenso wie den Titel eines Werkes so 
auch den Namen eines Urhebers gegen die mißbräuchliche Ver- 
wendung auf einem anderen Werk zu schützen. Erkennt man 
einmal an, daß es sich im § 22 überhaupt nicht um Gewährung 
eines urheberrechtlichen Schutzes handelt 7^), dann fehlt es an 
jedem inneren Grunde, den Schutz des § 22 auf die äußeren 
Merkmale des einzelnen Werkes zu beschränken. ^s) 



") Vgl. R6iiouard, a.a.O. II, Nr. 57: „üne teile Usurpation (du nom) 
est moralement p 1 u s reprehensible que celle du titre . . .; c'est un fait 
grave qui appelle une repression s6vöre." Vgl. auch Pataile, Annales de la 
piopri6t6 industrielle 1856, S. 328. 

'^) Vgl. den Bericht der Kommission des Herrenhauses bei Geller 
a. a. 0. S. 72; Kienböck, Gerichts-Zeitung 1902, Nr. 28 f. ; Rabel, a. a. o! 
S.104; Stubenrauch, a.a.O. S. 480; Kohler, Autorrecht, S. 132 ff. und 
Zentralblatt für die Jurist. Praxis, IV, S. 750 f.; Seil 1er, Gerichts-Zeitung 1897, 
S. 367; Gierke, Privatrecht, I, S. 788f.; Benedikt, Bemerkungen über das 
Urheberrecht und den Gesetzentwurf der österr. Regierung, S. 25. Vgl. ferner 
Ren ton, Encyclopaedia of the Laws of England, 11(1897), Art. „Copyright", 
S. 401. Nur vom Standpunkte des unlauteren Wettbewerbes behandelt diesen 
Fall das deutsche Gesetz zur Bekämpfung des unlauteren Wettbewerbes vom 
27. Mai 1896, §8; vgl. dazu Finger, Reichsgesetz zur Bekämpfung des un- 
lauteren "Wettbewerbes, S. 213 ff. 

") Vgl. Motive bei Geller, a.a.O. S. 72; Birkmeyer in der Lisztschen 
Zeitschrift für die gesamte Strafrechtswissenschaft, XXI, S. 591; insbesondere 
das kais. Patent vom 19. Oktober 1846, J. G. S. 992 zum Schutze des literari- 
schen und artistischen Eigentums, § 5, lit. d und dazu Hamm, Die gegenwärtige 
österr. Preßgesetzgebung, S. 201 f.; Fr an ekel. Die Bestimmungen des österr. 
Rechtes über unehrbaren Wettbewerb, S. 53; Kohl er, Zentralblatt, IV, S. 750 f. 

'8) Hingegen will Mandry, Urheberrecht, S. 134, den mit §22 unseres 
Gesetzes im großen und ganzen übereinstimmenden Art. 4, AI. 2 des bayerischen 
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Es darf hiebei nicht übersehen werden , daß § 22 gegen 
die mißbräuchliche Verwendung der Bezeichnung eines 
Werkes gerichtet ist, daß aber zu dieser neben dem Titel auch 
der Name des Urhebers gehört, da erst durch beide zusammen 
das Werk zuverlässig bezeichnet erscheint.''^) 

Man wird also wohl sagen müssen, daß die Bezeichnung 
eines (eigenen oder fremden »o) Werkes mit einem fremden 
Namen rechtlich unstatthaft und daß derjenige, dessen Namen 
derart mißbraucht wurde, berechtigt ist, Unterlassung, Be- 
seitigung des widerrechtlichen Zustandes und bei unterlaufenem 
Verschulden auch Schadenersatz zu fordern. ®0 Nur eine Ein- 
schränkung wird hier zu machen sein. Es kann dies nämlich 
im Sinne des § 53 nur insoferne gelten , als derjenige , mit 
dessen Namen das Werk versehen wurde, Gefahr läuft, wirk- 
lich als dessen Urheber angesehen zu werden.®*) Diese Ein- 



Gesetzes vom 28. Juni 1865 zum Schulze der Urheberrechte an literarischen 
Erzeugnissen und Werken der Kunst einen über das konkrete Werk hinaus- 
reichenden Schutz nicht gewähren lassen. 

'•) Vgl. Klostermann, Geistiges Eigentum, I, S. 147: „Die Benutzung 
eines fremden Büchertitels kann unter Umständen eine Verletzung der Per- 
sönlichkeit durch Mißbrauch des Namens enthalten. Wächter, Autorrecht, 
S. 166 ff. behandelt Titel und Automamen im Zusammenhange und erklärt S. 168 : 
„Wie mit dem Titel eines Werkes verhält es sich auch mit dem Autornamen"; 
vgl. auch dessen Verlagsrecht, I, S. 170, II, S. 496; R6nouard, a. a. 0. II, 
S. 119 findet zwischen der Usurpation des Titels und jeder Art von Namens- 
mißbrauch une analogie frappante. Auch die Motive und der Bericht der Herren - 
hauskomm ission (bei Geller S.-,72 und 120) stellen die Bestimmungen der 
§§ 22 und 53 zusammen. Für das deutsche Recht wird im § 8 des Gesetzes zur 
Bekämpfung des unlauteren Wettbewerbes der Namen und die besondere Be- 
zeichnung einer Druckschrift gleichmäßig behandelt; vgl. auch Schuler, Con- 
currence döloyale, S. 154. Über das Verhältnis von „Bezeichnung", „Titel" und 
„Urhebernamen** vgl. endlich § 9 des neuen deutschen Urheber- und § 13 des 
Verlagsrechtsgesetzes, welche neben dem „Titel" die „Bezeichnung des Ur- 
hebers" nennen. 

^^) Hier einen Unterschied zu machen, liegt kein Grund vor; insbesondere 
trifft das für den Unterschied in der strafrechtlichen Behandlung im Bericht 
der Herrenhauskommission geltend gemachte Moment (vgl. oben S. 24) hier 
nicht zu. 

®^) Einen Schutz gegen Mißbrauch des Namens zur fälschlichen Ürheber- 
bezeichnung gewähren für das Österr. Recht auch Mitteis, a. a. 0. S. 108 f. ; 
Stubenrauch, a. a. 0. S. 449. 

") Vgl. Schuster, Grundriß, S. 28, N.l, ferner Gierke, a.a.O. 
S. 723: „Niemand braucht zu dulden, daß ein anderer seinen Namen in irre- 
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schränkung ergibt sich zugleich aus den §§ 22 und 39, Z. 2 ; 
man könnte nun allerdings vermeinen, aus ihnen eine viel 
weitergehende Einschränkung ableiten zu sollen, dahin näm- 
lich , daß ein solcher Schutz überhaupt nur zu Gunsten eines 
„Urhebers" zu gewähren ist, welcher auf demselben Gebiete der 
Literatur oder Kunst, welchem das Werk angehört, das zu 
Unrecht seinen Namen trägt, bereits tätig war. Allein bei dem 
Umstände als eine zünftlerische Verfassung für Schriftsteller 
und Künstler nicht besteht und es weder dem Gelehrten ver- 
wehrt ist, Gedichte, Musikstücke oder Werke der bildenden 
Kunst zu veröffentlichen, noch etwa dem Maler ein kunst- 
historisches Werk zu schreiben, muß eine derart weitgehende 
Einschränkung des Schutzes des Namens abgelehnt werden, zu- 
mal die Konsequenz dieser Einschränkung sogar dazu führen 
müßte, den Schutz nur dem engsten Fachgenossen zu ge- 
währen, soweit er eben im einzelnen Falle Gefahr liefe, infolge des 
Mißbrauches seines Namens als wirklicher Urheber angesehen 
zu werden. Es kann eben nur darauf ankommen, ob durch 
die unbefugte Verwendung eines fremden Namens die Mög- 
lichkeit hervorgerufen wird, daß ein Träger desselben mit Un- 
recht für den Urheber des Werkes gehalten werden könnte. «2») 



führender Weise als Pseudonym wähle." Vgl. auch Ihering, Dogmatische 
Jahrbücher, XXIII, S.322, 323; Götte, Archiv für bürg. Recht, XV, S. 331; 
ferner die Entscheidungen französischer Gerichte bei Pataille, Annales de la 
propri6t6 industrielle 1882, S. 175 ff. („. . . la possibilit6 d'une confusioQ qui 
suffit pour legitimer leur action . . ." ; ähnlich ibid. 1869, S. 143 f.) und bei- 
Pouillet-St.-Martin-Pataille, Dictionnaire, II, S. 203 f., Z. 7 ff. 

®*') Über einen sehr instruktiven Fall berichtet „Die Zeit" in Nr. 283 
vom 14. Juli 1903 , S. 2 in der Rubrik „Kleines Feuilleton" : Der gelehrte 
Orientalist Leon de Rosny belangte die Brüder Boex, welche unter dem 
Pseudonym J. H. Rosny zahlreiche Romane und Novellen veröffentlicht 
hatten, wegen Anmaßung seines Namens. Kläger machte hiebei geltend, daß 
er gegen die Wahl dieses Pseudonyms keinen Einspruch erhoben habe, solange 
sich die Geklagten darauf beschränkten, in ihren Erzählungen französisches 
Sittenleben zu schildern; denn solange dies der Fall war, sei eine Verwechs- 
lang mit ihm unmöglich gewesen. Nunmehr aber hätten sie in einem ihrer 
Romane koreanische Sitten und Gewohnheiten geschildert, und da er als be- 
sonderer Kenner des äußersten Ostens, zumal Koreas , bekannt sei , sei er viel- 
fach für den Verfasser dieses Romans gehalten worden. Diese Verwechslung 
sei aber seinem Ansehen umso schädlicher, als die koreanischen Verhältnisse 
in jenem Roman sehr oberflächlich und falsch geschildert seien. 
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Man wird demnach diesen Schutz nicht nur dann gewähren 
müssen, wenn der Name mit welchem ein Urheber widerrecht- 
lich sein^i Roman versehen hat, der eines bekannten Roman- 
schriftstellers, sondern auch dann, wenn er etwa der eines her- 
vorragenden Politikers ist, der zwar noch niemals literarisch 
tätig war, der aber infolge der Verwendung seines Namens 
als Verfasser jenes Werkes angesehen werden könnte. 

Gewährt man den Schutz des Namens nur unter der ge- 
dachten Voraussetzung, dann wird einerseits jedes berechtigte 
Interesse des Namensträgers berücksichtigt, andererseits die 
namentlich für die literarische Produktion unentbehrliche Frei- 
heit der Wahl des Pseudonyms nicht über das Maß der 
Notwendigkeit hinaus beschränkt. ^8) 

VI. 

Suchen wir nun zusammenfassend darzustellen, welchen 
zivilrechtlichen Schutz unser positives Recht dem Namen ge- 
währt: Jedermann ist gegen den unbefugten Gebrauch seines 
Namens in einer Firma, jedermann gegen Mißbrauch seines 
Namens zur Bezeichnung als Urheber eines fremden Werkes 
der Literatur und Kunst, der Produzent oder Kaufmann gegen 
unbefugten Gebrauch seines Namens als Warenzeichen geschützt; 
gegenüber jenen Gewerbetreibenden endlich, auf welche die Vor- 
schriften der G. 0. Anwendung finden , besteht ein Schutz zu 
Gunsten jedermanns gegen Mißbrauch seines Namens, zur 



^') Dieser Schutz gegen mißbräncbliclie Verwendung zur Bezeichnung des 
Urhebers an Werken der Literatur und Kunst kommt auch dem Pseudonym zu. 
Es ergibt sich dies aus nachstehenden Gründen: § 53 schützt den „Namen einea 
anderen**, das Urhebergesetz aber versteht unter „Namen" auch das Pseudonym, 
welchem der bürgerliche Name als der „wahre Name" des Urhebers (§§ 10, 11) 
gegenüber gestellt ist (vgl. bezüglich §53 auch Schuster, Grundriß, S. 47^ 
N. 2 ; auch das belgische Vorbild des § 53 straft den Mißbrauch „du nom d'ui> 
auteur ou de tout signe distinctif adopt^ par lui pour dösigner son oeuvre"^ 
dazu Wauvermans, a.a. 0. S. 356 f.); femer verbietet § 39, Z. 2 die Bezeich- 
nung der Kopie mit dem Namen oder der Signatur des Urhebers des 
Originalwerkes ; endlich spricht dafür auch § 22. Darüber hinaus besteht aller- 
dings nach österreichischem Recht ein Schutz des Pseudonyms nicht ; über seinen 
Schutz nach deutschem bürgerlichen Rechte, vgl. M a n e s , Das Recht des Pseu- 
donyms und die daselbst S. 51 f. angeführte Literatur, wozu noch die bei Cohn,. 
Neue Rechtsgüter, S. 37, N. 5 und bei Olshausen, a, a. 0. S.44, N. 92l 
Zitierten. 

Digitized by VjOOQ IC 



nach österreichischem Zivilrecht. 33 

äußeren Bezeichnung einer Betriebsstätte oder Wohnung, in 
Zirkularien, öfientlichen Ankündigungen und Preiskuranten 
oder zur fälschlichen Herkunftsbezeichnung der Ware oder „ über- 
haupt^' beim Betriebe ihrer Geschäfte. In allen diesen Fällen 
steht dem verletzten NamenstrSger die Klage auf Einstellung 
des unbefugten Gebrauchs seines Namens und — nach Maßgabe 
der Vorschriften des a. b. G. — auch auf Schadenersatz zu Gebote. 

Planlos erscheint demnach Fall an Fall des zivilrechtlichen 
Schutzes des Namens durch einzelne Spezialgesetze aneinander- 
gereiht, ein wirres Nebeneinander oder fast Durcheinander, das 
einer einheitlichen Zusammenfassung scheinbar unüberwindlich 
widerstrebt. Freilich könnte man das Gemeinsame dieser Fälle 
darin gefunden zu haben vermeinen, daß durch jene Gesetze das 
zivile Namensrecht wenigstens aller Gewerbetreibenden aner- 
kannt ist. Aber um hierin das einigende Band erblicken zu können, 
müßten wir nicht nur § 49 Gew.-Nov. und den aus dem Urheber- 
gesetze resultierenden Schutz außer acht lassen, wir müßten auch 
übersehen, daß gegen Mißbrauch seines Namens in einer Firma 
nicht bloß ein Gewerbetreibender sondern jedermann geschützt 
ist. Das einheitliche Moment der erörterten Normen kann aber 
auch nicht hierin erblickt werden, daß sie gegen Mißbrauch 
im Gewerbebetrieb schützen. Denn aus diesem Rahmen fiele 
sogleich der Schutz gegen mißbräuchliche ürheberbezeichnung 
hinaus. 

Aber allen jenen Normen gemeinsam ist der Namens- 
schutz. Bald nach dieser, bald nach jener Richtung erfahrt 
durch sie der Name zivilrechtlichen Schutz, bald zugunsten 
jedermanns, bald nur zugunsten von Gewerbetreibenden, aber 
jede dieser Normen bedeutet zugleich die Anerkennung eines 
zivilen Namensrechtes. Haben wir nun diese Normen als Rechts- 
sätze zu betrachten, welche, contra rationem juris eingeführt, 
im System unseres Rechtes unfruchtbar dastehen, oder dürfen 
wir sie im Zusammenhang miteinander als Träger eines Rechts- 
gedankens betrachten, der auf dem Wege der Analogie auch in 
den vom Gesetze nicht ausdrücklich geregelten Fällen zur An- 
erkennung gelangen muß? Ich zögere nicht, mich für die letztere 
Alternative zu entscheiden und jene gesetzlichen Vorschriften 
als hinreichende Basis für die Anerkennung eines gemeinen zivilen 
Namensrechtes zu betrachten; und zwar umso weniger, als 
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dieses Kecht, wie unten zu zeigen sein wird, unserem allgemeinen 
bürgerlichen G-esetzbuche durchaus nicht fremd ist. 

Auch wenn man nicht bereits in den §§ 46 und 49 
Gcw.-Nov. den zivilrechtlichen Schutz des Namens des Gewerbe- 
treibenden gegen jeglichen unbefugten Gebrauch im Gewerbe- 
betriebe positiv ausgesprochen findet, wird doch niemand daran 
zweifeln können, daß aus den Vorschriften des H. G., des 
M. Seh. G. und der Gew.-Nov. analog auf den Schutz gegen Miß- 
brauch des Namens der Gewerbetreibenden und Produzenten 
auch durch andere als die in diesen Gesetzen ausdrücklich an- 
geführten Handlungen und auch gegen solche Gewerbetreibende, 
welche den Vorschriften der G. 0. nicht unterstehen, geschlossen 
werden muß. Denn wenn dem Gewerbetreibenden Klagen ge- 
geben sind , um die unbefugte Führung seiAes Namens in einer 
Firma, seine unbefugte Verwendung als Warenzeichen, in Zir. 
kularien, öffentlichen Ankündigungen und Preiskuranten oder 
zur äußeren Bezeichnung einer Betriebsstätte oder Wohnung 
abzuwehren, soll ihm eine solche Klage versagt sein, wenn 
derselbe Mißbrauch in anderer Weise, z. B. durch Verwendung 
des Namens auf Rechnungen, als Aufschrift im Innern der 
Betriebsstätte oder durch seine mündliche Annahme im Geschäfts- 
betriebe 8*) u. dgl. erfolgt? Soll es zur Versagung des zivil 
rechtlichen Schutzes hinreichen können, daß derjenige, welcher 
in seinem Geschäftsbetriebe selbst einen der in der Gew.-Nov. 
ausdrücklich untersagten Mißbräuche begeht, nach der Art 
seines Unternehmens den Bestimmungen der G. 0. nicht unter- 
worfen ist? In allen diesen Fällen ist die Gleichheit des Schutz- 
grundes ®'^), des Schutzbedürfnisses und der Schutzwürdigkeit eine 



®*) Vgl. Otto May>er, Zeitschrift für das gesamte Handelsrecht, XXVI, 
S. 405 : „Es ist gar nicht zu verstehen, woher ein rechtlicher Gregensatz kommen 
soll zwischen mündlicher Annahme des fremden Namens und Annahme desselben 
auf Fakturen und Ankündigungen ..." 

®^) Die Motive zur Regierungsvorlage der Gew.-Nov. führen zu §§ 38—41^ 
der Vorlage (§§ 46 ff. Gew.-Nov.) an : „Diese Vorschriften wurden infolge der aus 
den beteiligten Kreisen lautgewordenen Klagen über das häufig vorkommende 
unreelle Gebahren bei der Firmaführung und den sonstigen gewerblichen Bezeich- 
nungen hier aufgenommen.'* Es kann wohl nicht angenommen werden, daß ein 
derartiges Gebahren bei allen nach Art. V K. M. P. zur G. 0. der Geltung 
der G. 0. nicht unterliegenden Beschäftigungen und Unternehmungen ausge- 
schlossen ist. 
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derart auffallende, daß eine analoge Ausdehnung des zivilrecht- 
lichen Schutzes auf alle Fälle des gewerblichen Mißbrauches 
des Namens eines Gewerbetreibenden oder Produzenten als ge- 
bieterische Nothwendigkeit erscheint. 

Den Einwand aber, daß eine derartige Analogie unzulässig 
sei, weil der Gesetzgeber dadurch, daß er nur für bestimmte 
Fälle einen zivil rechtlichen Schutz gewährte, zu erkennen gab, 
daß in anderen Fällen ein solcher Schutz nicht gewährt werden 
sollte, glaube ich nach dem eben Gesagten umsoweniger furchten 
zu müssen 8ö), als durch diese Analogie dem vom Gesetzgeber 
selbst anerkannten Namensrecht s^) lediglich ein weitergehender 
Schutz geschaffen werden soll. 

Aber man darf dabei nicht stehen bleiben, nur dem Namen 
des Gewerbetreibenden und auch diesem nur gegen unbefugten 
Gebrauch im Gewerbebetrieb zivilrechtlichen Schutz zuzuer- 
kennen. Das H. G. schützt ja jedermann gegen Mißbrauch 
seines Namens in der Firma. Aber auch jene der erörterten 
Vorschriften, welche nur dem Gewerbetreibenden den Schutz 
seines Namens verleihen, knüpfen diesen Schutz nirgends an die 
Voraussetzung, daß der Geschützte Konkurrent des Eingreifers 
sei, oder daß er auch nur das nämliche Gewerbe betreibe 
wie dieser, oder daß überhaupt die unmittelbare Gefahr einer 
geschäftlichen Schädigung des Verletzten nachgewiesen sei. 
Wenn nun das diesen Bestimmungen zugrundeliegende Prinzip 
des Schutzes vor unlauteren Konkurrenzmanövern derart ver- 
flüchtigt, wenn der Schutz gegen Mißbrauch des Namens in 
einer Firma von diesem Prinzip vollständig losgelöst ist und sich 
als reiner Namensschutz darstellt, darf man dann etwa dem 
Gelehrten, welcher Schutz gegen den Mißbrauch seines Namens 
zur Bezeichnung der Ware oder gegen dessen unbefugte Ver- 
wendung in öffentlichen Ankündigungen, Preiskuranten u. dgl. 
verlangt, diesen Schutz versagen, weil er nicht Gewerbetreiben- 



^') Vgl. auch Stückelberg, Der Privatname im modernen bürgerlichen 
Recht, S. 159, welcher sich gegen jene wendet, welche daraus, daß nach 
positivem Schweizer Recht nur die Firma geschützt ist, schließen wollen, daß 
der Schutz eines anderen als des Handelsnamens ausgeschlossen sei. 

®^) Vgl. die oben S. 11 zitierte Entscheidung des obersten Gerichtshofes 
vom 16. Juli 1901, in welcher von dem durch das M. Seh. G. „normierten Recht 
auf den Namen" die Rede ist. 
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der ist, und zwar selbst dann, wenn seine wissenschaftlichen 
Arbeiten gewerblich unmittelbar verwertbar sind? 87») Sobald er 
sie im eigenen Betriebe verwertet, wird sein Name zweifellos 
geschützt, überträgt er die Verwertung an andere, dann wären 
nach dem Wortlaute des Gesetzes weder diese noch er selbst 
— von einem Schutz im Sinne des M. Seh. Gr., falls sein Name 
zur Registrierung gebracht wurde, abgesehen — gegen ge- 
schäftlichen Mißbrauch desselben geschützt. Der Satz«»), daß 
die Persönlichkeit, deren Namen Handelswert hat, allein be- 
rechtigt sein soll, aus demselben Nutzen zu ziehen, und daß 
niemand befugt sein darf, ohne ihren Willen von demselben 
Gebrauch zu machen, hat aber seine Berechtigung nicht ledig- 
lich zugunsten von Gewerbetreibenden , er muß vielmehr auch 
zugunsten anderer Personen gelten, und dies umsomehr, als die 
Grenze zwischen kaufmännischem und Privatnamen sich immer 
mehr verwischt®») und für den Schutz des Namens gegen Miß- 
brauch in einer Firma ein solcher Unterschied schon nach posi- 
tivem Recht nicht gemacht ist. So gelangen wir denn zu dem 
Satze, daß gegen jedweden Mißbrauch seines Namens 
im Geschäftsbetriebe jedermann zivilrechtlich ge- 
schützt ist. 



*'•) Es ist nicht jedermanns Sache, in einem solchen Falle die gewerb- 
liche Verwertung selbst in die Hand za nehmen. Vgl. übrigens Bolze, XI, 
Nr. 109. (Professor Dr. Jäger — „Handeltreibender im Sinne des M. Seh. G.") 

«8) Vgl. hiezu oben S. 17, N. 51. 

8*) So K u n t z e , Betrachtangen über den Entwurf eines bürgerlichen Ge- 
setzbuches für das Deutsche Reich, S. 21, welcher weiters betont, daß „der Privat- 
mann, namentlich der Rentier vielfachin kaufmännische Operationen hineingezogen 
wird, wobei der Name zu einer wirtschaftlichen geldwertlichen Bedeutung ge- 
langt. Auf die nahe Verwandtschaft des Namens- und Firmenrechtes verweisen 
bereits Gar eis in Buschs Archiv, XXXV, S. 186; vgl. femer Gierke, Der 
Entwarf eines bürg. Gesetzbuches und das deutsche Recht, S. 83; Lansel, Le 
nom en droit civil, S.59; Süpfle, Namensrecht, S. 48; Regelsberger, Pan- 
dekten, S. 197; Matthias, Lehrbuch des bürgerlichen Rechtes, TL Bd., S. 185; 
vgl. auch Cohn, Neue Rechtsgüter, S. 26 f. und S. 26,N. 7. Ein deutliches 
Zeichen für die allmähliche Verwischung der Grenze zwischen kaufmännischem 
und Privatnamen liegt wohl darin, daß das deutsche Warenzeichengeselz vom 
12. Mai 1894 (§ 14) den wiederrechtlichen Gebrauch eines jeden Familiennamens 
als Warenzeichen untersagt, während dieser Schutz nach dem deutschen Marken- 
schutzgesetz vom 30. November 1874 (§§ 13, 14) nur dem Namen eines Produzenten 
oder Handeltreibenden zugute kam. 
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Aber auch noch darüber hinaus führt uns der aus dem Ur- 
heberrechtsgesetze gewonnene Fall eines Namensschutzes. Halten 
wir uns diesen zusammen mit den vorerörterten Fällen vor 
Augen, dann finden wir in ihnen den zivilrechtlichen Schutz 
des Namens als einheitliches Moment trotz aller sonstigen Ver- 
schiedenheit. Und auf diese als auf „ähnliche in den Gesetzen 
bestimmt entschiedene Fälle" (§ 7 a. b. G.) kann wohl im Wege 
der Analogie der Schutz des Namensrechtes auch in anderen 
Fällen gegründet und so aus diesen gesetzlichen Normen die 
Anerkennung eines gemeinen zivilen Namensrechtes abgeleitet 
werden, eines Rechtes, dessen Anerkennung übrigens bereits im 
a. b. G. gefunden werden kann. 

Bevor aber auf das Verhältnis des a. b. G. zum zivilen 
Namensrecht eingegangen wird, ist eine Auseinandersetzung 
mit der Anschauung, daß das Namensrecht ein öffentliches 
Recht sei ö^), erforderlich. Denn wenn dies der Fall wäre, dann 
müßte es sicherlieh als unzulässig erachtet werden, Normen, 
welche dem Namensrecht einen zivilrechtlichen Schutz ge- 
währen, auf im Gesetz nicht genannte Fälle analog zur An- 
wendung zu bringen, weil dieser Analogie der öffentlich-recht- 
liche Charakter dieses Rechtes im Wege stünde. 

Für das deutsche Reichsrecht freilich ist das Recht am 
Namen als ein Privatrecht durch § 12 des bürgerlichen Gesetz- 
buches außer allen Zweifel gesetzt, ®9 nachdem schon vorher 
die herrschende Meinung in Theorie und Praxis für das ge- 
meine Recht 02) y^iQ füp ^as preußische Landrecht ®8) dieses 

»«) Vgl. oben S. 1 f. 

V) Opet, Archiv für die zivilistische Praxis, LXXXVII, S. 373; 01s- 
hausen, a. a. 0. S. 94 f . ; D e r n b u r g , Das bürgerliche Recht des Deutschen 
Reiches, I, S. 49. 

***) Hermann, Archiv für die zivilistische Praxis, XLV, S. 315ff. ; 
Köhler, Recht des Markenschutzes, S. off., Archiv für bürgerliches Recht, V, 
S. 77ff.; Gierke, Privatrecht, I, S. 717 ff. , Dogmatische Jahrbücher, XXXV, 
S. 158 ff.; Bahr, Urfeile des Reichsgerichtes mit Besprechungen, S. 131 f.; 
Regelsberger, Pandekten, S. 199; B eseler, System des deutschen Privat- 
rechtes, I (1885), S. 218f.; Wach, Handbuch des deutschen Zivilprozesses, I, 
S. 89i Dernburg, Pandekten (4. Aufl.), I, S. 51 ; Thon, Rechtsnorm und sub- 
jektives Recht, S. 153; Levi, Vorname und Familienname im Recht, S. 47ff. ; 
über das älteie gemeine Recht: Hermann, a.a.O. S. 315; Wiarda, Über 
deutsche Vornamen nnd Geschlechtsnamen, S. 205. Eine Zusammenstellung der dis- 
sentierenden Anschauungen siehe bei Levi, a, a. 0. S. 47 ff. und bei Cohn, 
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Recht als ein Privatreeht anerkannt hatte. Für das öster- 
reichische Recht aber vertreten Theorie und Praxis fast ge- 
schlossen die entgegengesetzte Meinung und nur vereinzelt sind 
die Stimmen, welche auch für das österreichische Recht ein 
Privatrecht am Namen annehmen.»*) 

Zu Gunsten des publizistischen Charakters des Rechtes am 
Namen macht man geltend, daß die Namensführung nicht 
bloß für den Namensträger allein oder nur für die Familien- 
mitglieder, sondern auch für dritte Personen»«^) und insbeson- 
dere auch für den Staat von größter Bedeutung sei und daß 
somit ein öffentliches Interesse die Führung eines bestimmten 
Familiennamens zur Pflicht mache. Dieser öffentlich-rechtlichen 



a. a. 0. S. 16ff., wozu noch Ihering, Geist des röm. Rechtes, ITI (5. Aufl.), 
S. 354, N. 464 und Bekker, Zur Beform des Besitzrechtes, S. 44; doch erscheint 
ebenso in der von Cosack besorgten 17. Auflage von Gerbers, Privatrecht, § 25, 
N. 1, wie in der von Lehmann bearbeiteten 3. Auflage von Stobbes Hand- 
buch, S. 90, das Namensrecht als Privatrecht anerkannt. Eine zusammenfassende 
Darstellung der Judikatur bei Kuhlenbeck, Die Rechtsprechung des Reichsge- 
richtes, I, S. 93 ff.; vgl. auch Gierke, Dogmatische Jahrbücher, XXXV, S. 158 ff. 

") Hermann, a.a.O. S. 333; vgl. femer die in der Entscheidung des 
deutschen Reichsgerichtes vom 22. Oktober 1881 (V, S. 174) zitierte Entscheidung 
des Obertribunals zu Berlin, Bd. XL VI, S. 193f., femer Bolze, I, Nr. 1286 
und das bei Kuhlenbeck, a.a.O. S. 98 mitgeteilte Urteil (des Reichsgerichtes 
vom 5. April 1883). 

**) So wohl Mitteis, Zur Kenntnis des literarisch-artistischen Urheber- 
rechts, in der Festschrift für ünger, S. 108f. : „. . . aber der Schutz seines 
Namens ist eine Sache für sich, welche die heutige Praxis fast überall auch 
ohne besondere gesetzliche Bestimmungen anerkennen dürfte. '^ Desgleichen wohl 
auch Stubenrauch, Kommentar zum österr. allg. bürg. Gesetzbuche (8. Aufl.), 
S. 449 , welcher unter den Persönlichkeitsrechten das Namenrecht anführt und 
diese Rechte auch für das Gebiet des österr. bürgerlichen Rechtes anzuerkennen 
scheint. Auch die Entscheidung des deutschen Reichsgerichtes vom 22. Ok- 
tober 1881 (V, S. 173) nimmt an, daß das a. b. G. das Recht zur Führung des 
Familiennamens als Privatrecht anerkenne; vgl. auch das Urteil des Reichs- 
gerichtes vom 11. April 1892 (XXIX, S. 128). Vgl. ferner Hermann, a. a. 0. 
S. 319 ff.; Kohl er, Recht des Markenschutzes, S. 12 ; Kühl enb eck, a. a. 0. 
S. 93; Gierke, Dogmatische Jahrbücher, XXV, S. 163. 

*^) So die unten S. 64 zitierte Äußerang des Justizministeriums vom 
13. März 1870: „. . . daß die Fühmng und namentlich die Änderang eines 
Namens nicht bloß für die Glieder einer Familie, sondern auch für dritte Per- 
sonen von Bedeutung sei und daß daher die Grundsätze über Führung eines 
Namens nicht ausschließlich aus dem Privatrechten, sondern vielmehr (!) aus 
dem öffentlichen Rechte abzuleiten sind.*^ 
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Pflicht zur Führung eines bestimmten Namens könne aber nur 
ein öffentliches Recht auf Führung dieses Namens entsprechen.^®) 
Das Eecht am Namen könne übrigens auch deshalb kein Privat- 
recht sein, weil die Erwerbung eines Namens sich lediglich als 
eine auf öffentlich rechtlichen Einrichtungen beruhende Rechts- 
folge öffentlich-rechtlichen Charakters gewisser familienrecht- 
licher Verhältnisse darstelle.®') 

Daß für die Ordnung des Namenswesens öffentliche In- 
teressen vorzüglich maßgebend sind , soll gewiß nicht in Abrede 
gestellt werden. Allein daraus folgt nicht mit zwingender Not- 
wendigkeit, daß die auf Grund dieser Ordnung für den ein- 
zelnen erwachsenden Rechte nicht Privatrechte sein können. »s) 
Denn sonst müßten das Eigentum, der Arbeitsvertrag, ja das 
ganze Familienrecht aus dem Privatrecht ausscheiden. Auch 
die aus dem öffentlichen Interesse sich ergebende Pflicht, seinen 
Namen zu führen, würde, selbst' wenn eine solche Pflicht 
für das österreichische Recht bestünde, durchaus nicht das 
Recht am Namen zu einem öffentlichen machen»»), denn eine 



»«) So SterD, a.a.O. S. 12. 

") Anders, Familienrecht , S. 72; Rittner, Österr. Eherecht , S. 315. 
iDsoferne hiemit ein subjektives Recht auf Führaog des Namens überhaupt ge- 
leugnet werden soll, finden wir hierin die wohl auch von Käser er, a.a.O. 
S. 14 geteilte AnschauuDg Roeslers, Lehrbuch des deutschen Verwaltungs- 
rechtes , I , § 30 wieder , welcher das Namenwesen als Bestandteil der sozialen 
Rechtsordnung aus dem Gebiete sowohl des Privat- als des öffentlichen Rechtes 
ausschließt und in das des sozialen Verwaltungsrechtes verweist. 

*®) Vgl. Pfaff-Hofmann, Kommentar zum österr. allg. bürg. Gesetz- 
buche, I., S. 120; Hermann, a.a.O. S. 318f.; Kohler, Markenschutz, 
S.6; Beseler, a. a. 0.; U 1 brich, a. a. 0. S. 750; Stückelberg, a. a. 0. 
S. 26f.; Ramdohr, Gruchots Beiträge, XLIII, S. 28; femer bereits SöU- 
ner, Jurist, VIII (1842), S. 307. Treffend zeichnet das öffentliche Interesse an 
der Ordnung des Namenswesens das diese Ordnung für die Juden bezweckende 
Patent vom 23. Juli 1786, J. G. S. Nr. 698 (auch bei Stern, a. a. 0. S.8 ff.) 
in seiner Einleitung: „. .. . zur Vermeidung aller Unordnungen, die bei einer 
Klasse Menschen im politischen und gerichtlichen Verfahren und in ihrem 
Privatleben entstehen müssen, wenn die Familien keinen bestimmten Geschlechts- 
namen und die einzelnen Personen keinen sonst bekannten Vornamen haben . . ." ; 
aber damit ist sicherlich noch nichts hinsichtlich der Natur des Rechtes des 
einzelnen an dem von ihm in der Folge angenommenen Namen ausgesagt. 

«») Vgl. bereits Söllner, a.a. O.S. 307; ferner Thon, a. a. 0. S. 125 ff. ; 
Kohl er, a.a.O.; Entscheidung des Reichsgerichtes vom 22. Oktober 1681 
(V, S. 173). 

Digitized by VjOOQIC 



40 ^^- Emanuel Adler: Das Recht am Namen 

Pflicht, das Recht auszuüben, besteht bei gar manchem Privat- 
rechte, i^o) 

Tatsächlich besteht aber eine allgemeine Pflicht zur Führung 
seines Namens nicht. Denn verboten ist nach § 320, lit. e des 
Strafgesetzes vom 27. Mai 1852 nur, sich in einem Meldungs- 
zettel einen falschen Namen beizulegen oder überhaupt die 
Polizei- oder sonst eine Staats- oder Gemeindebehörde mit fal- 
schen Angaben über seinen Namen zu hintergehen; ferner hat 
sich nach § 49 , Z. 1 und 4 der Gew.-Nov. jeder Grewerbe- 
treibende beim Betriebe seiner Geschäfte grundsätzlich seines 
eigenen Namens zu bedienen. In jeder anderen Hinsicht aber 
besteht eine Pflicht, den rechtmäßigen Namen zu führen, 
weder einer einzelnen Person i*^^) noch dem Staate gegenüber.^®*) 
Es fehlt ja bei uns an einer allgemeinen Verbotsnorm hinsicht- 
lich des Gebrauches eines fremden Familiennamens, wie sie das 
preußische Landrecht enthält ^<^8) und wie sie in Bezug auf 
adelige Namen auch bei uns seit langem Geltung hat.'**) Daß aber 
die Führung eines fremden Namens nicht schlechthin unzu- 



*oo) z. B. bei der väterlichen Gewalt (vgl. §§ 177, 178 a. b. G. inBbesondere : 
„. . . Unterlassung der damit verbundenen Pflichten**); vgl. Krainz- 
Pfaff-Ehrenzweig, System des österr. allg. Privatrechtes. I, §27, S. 81 
und N.21. 

10^) Stückelberg, a.a.O. S.46; Opet, a.a.O. S.400f.; hingegen 
erklärt es Perthaler, Zeitschrift für österr. Rechtsgelehrsamkeit 1843, II, 
S. 269 als Recht des Vaters, daß seine Kinder seinen Namen führen, ebenso 
Hermann, a.a.O. S. 335; vgl. aber Entscheidung des Reichsgerichtes vom 
9. März 1888 (Seuffert's Archiv, XLIV, Nr. 30). 

i<>«) ülbrich, a. a. 0. S.750; Gierke, Privatrecht, I, S. 721. 

108) Allg. Landrecht , 11, 20, § 1440b: „Wer, auch ohne unerlaubte Ab- 
sicht, eines fremden Familiennamens . . . unbefugterweise sich bedient, dem soll 
dergleichen Anmaßung bei . . . Geldstrafe untersagt . . . werden.^ Dazu vgl. die 
noch weitergehende Verordnung vom 30. Oktober 1816 und die Kabinetsordre 
vom 15. April 1822, bei Hermann, a. a. 0. S. 168. 

10*) Vgl. das bei De Luca, Jnstizkodex, V, S. 103 abgedruckte Verbot 
vom 1. März 1631 : „Adeligen Titel . . . darf niemand, welchem nicht wirklich 
ein dergleichen Recht gebührt, bei Strafe führen" 5 derzeit gilt (Mahl-Schedl, 
„Adelsanmaßung** in Misch 1 er- ülbrich s Österr. Staatswörterbuch, I, S. 26 ff.) 
das Hofkanzleidekret vom 2. November 1827, P. G. S., Bd. LV., Nr. 119. Auch 
die den Juden die Annahme deutscher Vor- und Familiennamen befehlenden Hof- 
dekrete vom 23. Juli 1787, J. G. S. Nr. 698 und vom 21. Febniar 1805, P. G. S., 
Bd. XXIV, Nr. 19 bestimmen unter § 7, lit. b (§ 8 lit. d): „Derjenige, ohne Unter- 
schied des Geschlechtes, der seines auf beständig angenommenen deutschen Vor- 

tQ 
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lässig ist, beweist am klarsten die gesetzliche Anerkennung, 
welche das Pseudonym gefunden hat (§§ 11, 44 des Urheber- 
rechts-Gesetzes vom 26. Dezember 1895 R. G. Bl. Nr. 197) und 
die Möglichkeit, unter gewissen Voraussetzungen (Art. 22 
H. G.) als Handelsfirma einen Namen zu führen, welcher nicht 
der bürgerliche Namen des Firmainhabers ist-^*^») 

In seiner oben zitierten Entscheidung vom 30. Dezember 
1898 erklärt der oberste Gerichtshof, daß die Gerichte nicht 
zuständig seien, über die Berechtigung zur Führung eines be- 
stimmten Namens zu entscheiden. Der oberste Gerichtshof ver- 
kennt hiebei , daß er schon zu wiederholtenmalen über Status- 
fragen und damit zugleich auch über diese Berechtigung ent- 
schieden hat 1°®) und es fehlte in dem zur Entscheidung stehen- 
den Falle umsomehr an einem Grunde, den Kläger vor ein 
anderes Forum zu verweisen, als über den Status des Be- 
klagten im Urteil selbst entschieden wurde, i®^) Auch ist der 
oberste Gerichtshof die Begründung seines Ausspruchs und auch 
die Mitteilung einer gesetzlichen Vorschrift, auf die er sich zu 
stützen vermag, schuldig geblieben. Offenbar war er von der 
Anschauung geleitet, daß Streitigkeiten über das Recht auf 
einen Namen als über ein öffentliches Recht vor die politischen 
Behörden gehören. Aber wer die politischen Behörden für zu- 



und Geschlechtsnamen sich künftig nicht, sondern eines anderen gebrauchen 
sollte, wird . . . zn bestrafen . . . sein." 

10*) Ulbrich, a.a.O.; Gierke, a. a. 0. S. 721, N. 25 und S. 723, 
N. 34; Man es, Recht des Pseudonyms, S. 15f.; zu §49, Z. 1 Gew.-Now. vgl. 
ferner das Erkenntnis des Verwaltungsgerichtshofes vom 13. März 1901 (Pateut- 
blatt 1901, S. 784 f.). 

"*) Damit soll natürlich der Unterschied zwischen der Statusklage und 
der Klage auf Feststellung des Namensrechtes nicht verwischt werden ; vgl. über 
diesen H ermann, a. a. 0. S. 335; Opet , a. a. 0. S. 396, auch ünger, System, 
I, S. 510 f., Temer oben S. 3, N. 10. 

*®') Der Kläger hatte die Feststellung begehrt, daß der von seiner Gattin 
geborene Knabe nicht sein Sohn sei, und die Erlassung des Verbots an den Knaben, 
den Namen des Klägers zu führen; Kläger wurde auch mit dem ersten Begehren 
abgewiesen. Hätte er sich im entgegengesetzten Falle wegen Erlassung des von 
ihm angestrebten Verbotes auf Grundlage des richterlichen Erkenntnisses über 
sein Feststellnngsbegehren an die politische Behörde wenden müssen und wäre 
diese wohl seinem Begehren nachgekommen? Die Erwirkung eines solchen Ver- 
botes hätte dem Kläger als Titel zur Exekution auf Unterlassung der unter- 
sagten Namensführung (§ 355 ff. E. 0.) praktisch sehr wichtig werden können. 
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ständig erachtet, über das Kecht am Namen zu entscheiden, 
denkt hiebei nur an Fälle , in denen jemand sich einen Namen 
offenbar zu Unrecht beilegt, also an Fälle, in welchen ein 
polizeiliches Eingreifen gerechtfertigt erscheinen kann.^®®) Wie 
aber sollte die politische Behörde entscheiden können, wenn der 
Belangte das Recht, den bestrittenen Namen zu fiihreo für sich 
in Anspruch nimmt i°^^) und die Entscheidung von der Fest- 
stellung strittiger Tatbestände und Rechtsverhältnisse abhängt? 
Über das maßgebende Rechtsverhältnis (Giltigkeit der Ehe, des 
Adoptionsvertrages, Ehelichkeit oder Unehelichkeit eines Kindes) 
muß wohl der Richter entscheiden; soll es ihm nun verwehrt 
sein, sich über die hiemit unmittelbar mit entschiedene Frage 
der Berechtigung, den umstrittenen Namen zu führen, zu äußern, 
muß hierüber vielmehr ein besonderes Verfahren vor der poli- 
tischen Behörde abgeführt werden? Auch übersieht man hiebei 
völlig, daß man einen Namen unbefugt auch gebrauchen kann, 
ohne ihn sich selbst beizulegOD, und daß für solche Fälle die 
Begründung der Zuständigkeit der politischen Behörden mit dem 
öff'entlichen Interesse daran, daß jeder stets seinen eigenen 
Namen führe, vollends versagt. Das triffst aber in noch höherem 
Grade zu, wenn dem Namensträger das Recht seinen Namen 
zu führen bestritten wird und er die Feststellung seines Rechtes 
anstrebt. 

Die Zuständigkeit der politischen Behörden zur Entschei- 
dung von Streitigkeiten über das Namensrecht gründen manche 
auf die analoge Anwendung des Hofdekretes vom 15. Juli 
1823, J. G. S. Nr. 1952.110) ^Aber mit Unrecht. Dieses Hof- 
dekret regelt nämlich die Kompetenz zur Entscheidung ,,hin 



^®^) So erklärt Hermann, a. a. 0. S. 338 gegen Einert (welcher a.a.O. 
S. 101 gegen Namensanmaßnng die actio doli gewährt), daß die Annahme eines 
fremden Namens stets eine Verletzung des Öffentlichen Rechtes sei and sonach 
„die Aufhebung oder Abstellung dieser Verletzung Sache der mit der Handhabung 
und Aufrechterhaltung des Namenswesens betrauten Polizei- oder Verwaltungs- 
behörde" sei. Daß der publizistische Schutz des Namensrechtes völlig ungenägend 
wäre, wird schon von Kohler, Recht des Markenschutzes, S. 7 betont. 

108J Für solche Fälle läßt selbst Ihering, Jahrbücher für Dogmatik, 
XXXV, S. 325 f., obgleich er ein Recht am Namen nicht anerkennt, eine Fest- 
stellungsklage zu; vgl. auch Stückelberg, a. a. 0. S. 36. 

"0) So Stern, a. a.O.S.34; Rittner, a.a.O. 8.316; N. 21; Anders 
a. a. 0. S. 72, N. 20- 
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sichtlich der Straffälligkeit in Fällen, wo jemand die Vorzüge 
und Titel des Adels sich ungebührend anmaßt". Daß die An- 
maßung des Adels im Gegensatz zu der eines bürgerlichen 
Namens ohne weitere Voraussetzung verboten und strafbar ist, 
ist in Österreich seit jeher Rechtens i") und es erscheint so- 
mit eine analoge Anwendung dieses Hofdekretes auf Streit- 
falle, bei denen es sich nicht um die Führung eines adeligen, 
sondern eines bürgerlichen Namens handelt, nicht schlechthin 
zulässig. Man ^i*) beruft sich insbesondere auf die einleitenden 
Worte des Hofdekrets: „Daß sowie die Beurteilung, ob durch 
die vorgelegten Urkunden von irgend einer Partei der ange- 
maßte und angesprochene Adel bewiesen worden ist, der poli- 
tischen Behörde gebühret . . . ." Aber hiebei übersieht man, 
daß hier von dem angemaßten und aDgesprochenen Adel 
die 'Rede ist, also von einem Fall welcher von dem der bloßen 
Adelsanmaßung verschieden ist. Angesprochen erscheint näm- 
lich der Adel sobald ihn jemand bei der Behörde für sich in 
Anspruch nimmt ^^8) und die zitierten Worte des Hofdekretes 
besagen nichts weiter, als daß die politische Behörde darüber 
entscheidet, ob die zum Beweise des angesprochenen Adels 
vorgelegten Urkunden hiezu ausreichen, i^*) Wenn aber jemand 
den Adel auf Grund seiner Zugehörigkeit zu einer Familie in 
Anspruch nimmt, deren Adel unbezweifelt ist, wenn also gerade 
das Recht auf Führung des Namens einer bestimmten Familie in 
Frage steht, dann ist ja gar nicht der Adel zu beweisen, 
sondern lediglich die Zugehörigkeit zur adeligen Familie und 
für solche Fälle hat der zitierte Satz schon seinem Wortlaute 
nach keine Geltung. Aber das Hofdekret zeigt noch an einer 
zweiten Stelle, daß für solche Fälle nicht die politische Be- 
hörde, sondern die Gerichte zuständig sind, denn es erkennt die 



"0 Vgl oben S. 40, N. 104. 

"*) So Stern, a. a. 0. S. 34. 

^^•) Dafür, daß dem Worte ^angesprochen" im Zusammenhange des Hof- 
dekrets der ihm im Text beigelegte Sinn zukommt, kann die Bedeutung der 
Worte „Ansprüche auf den Adel" im Hofkanzleipräsidialerlaß vom 21. Mai 1833, 
P. G. S., Bd. LXI, Nr. 81 als Beweis angeführt werden. 

"*) Auch unter der Herrschaft des bürg. Gesetzbuches für das Deutsche 
Reich ist für die Bearbeitung von Standessachen namentlich bei Adelsanmaßung 
und zweifelhaften Adelsstufen die Verwaltungsbehörde zuständig; Dernburg, 
Das bürg. Recht des Deutschen Reiches, I, S. 141. 
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Strafgerichtsbarkeit wegen einer Adelsanmaßang der politischen 
Behörde nur zu, „wenn bei der Beweisfiihrang keine Inzidenz- 
pnnkte vorkommen, die vor den Zivilrichter gehören und die 
besonders ausgehoben, dessen vorläufiger Entscheidung über- 
lassen werden müssen". Der politischen Behörde steht also 
nicht das Recht zu, selbst nur als Vorfrage, über das Recht 
auf Führung eines adeligen Namens zu entscheiden, sobald 
dieses Recht auf einen privatrechtlichen' Titel gestützt wird, 
und nur die hievon wesentlich verschiedene Frage, ob nämlich 
einer bestimmten Familie ein bestimmter Adel zusteht, be- 
ziehungsweise ob dieser Adel durch die vorgelegten Urkundeii 
bewiesen ist, fällt ausschließlich unter die Zuständigkeit der 
politischen Behörden, ii'^) Hieraus ergibt sich aber der zwin- 
gende Schluß, daß über das Recht zur Führung eines bürger- 
lichen Namens überhaupt nur die Gerichte zu entscheiden haben, 
ein Moment, das sicherlich dafür, daß wir es bei dem Namens- 
reehte mit einem Privatrecht zu tun haben, sehr in die Wag- 
schale ftUt. 

Wie stellt sich nun das a. b. G. B. zur Frage nach der recht- 
lichen Natur des Namensrechtes? Dadurch, daß das a. b. G. B. 
an gewisse Rechtsverhältnisse das Recht zur Führung eines be- 
stimmten Namens knüpft (§§ 92, 146, 182) und gewisse Personen, 
welchen es einen anderen Namen zuweist, von diesem Rechte 
ausschließt (§ 165), ergibt sich zweifellos, daß dieses Recht 
ein subjectives Recht des Namensträgers ist.^^^) Auf dessen 
privatrechtliehe Natur ohneweiters daraus zu schließen, daß die 
Grundsätze über den Erwerb dieses Rechtes im bürgerlichen 



"^) Im gleichen Sinne verweist bereits (unter Berufung auf ein Hofdekret 
vom 14. Jänner 1814) Pratobevera in seinen Materialien, I, S. 25, N.* i. f. 
darauf, daß im Streite darüber, ob jemandem der Adel gebühre , zwar über die 
rechtmäßige Verleihung des Adels nur die politische Behörde zu entscheiden hahe 
daß jedoch „mehrere Streitpunkte, z. B. ob man zu den ehelichen Abstämmlingen 
gehöre, ob die vorgelegten Beweise und Urkunden hinreichend seien, ob der Adel 
nach den Strafgesetzen verloren worden u. s. w. zur Erörterung der Gericlitshöfe 
gehören. Auf diese Unterscheidung verweist auch zutrefGend die Entscheidmif 
des Reichsgerichtes vom 7. Mai 1880 (Bd. II, S. 147): „Die Vorrechte de 
Adels . . . sind politischer Natur. Allein das Becht zur Führung des Titels xmi 
Wappens eines bestimmten adeligen Geschlechtes gehört dem Privatrechr^ 
an" ; dazu a. a. 0. N. 1 Angaben über die einschlägige Literatur und «fadikatur 

"«) Vgl. bereits Hermann, a. a. 0. S. 334. 
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Gesetzbuche eDthalten sind, wie dies bisweilen geschieht i"), ist 
aber doch nicht angängig. Denn zweifellos sind die aus der 
Staatsbürgerschaft fließenden Ansprüche öffentlich-rechtlicher 
Natur, trotzdem auch über Erwerb und Verlust der Staats- 
bürgerschaft das a. b. G, B. Bestimmungen enthält (§§ 28 ff.), wobei 
allerdings nicht zu verkennen ist, daß das Gesetz die Staats- 
bürgerschaft unter dem Gesichtspunkt eines Privatrechtes be- 
handelt, ii») 

Aber für die Anerkennung eines Privatrechtes am Namen 
sprechen andere Gründe. Der Namen erscheint im a. b. G. B. durch- 
wegs als Zeichen und Rechtsfolge der Zugehörigkeit zu einer 
bestimmten Familie ^i^): Die Frau erhält den Namen des Mannes 
(§ 92), die ehelichen Kinder wie „alle übrigen nicht bloß per- 
sönlichen Rechte seiner Familie" auch seinen Namen (§ 146), 
den unehelichen Kindern ist der Name ihres Vaters versagt, 
denn sie sind überhaupt von den Rechten der Familie aus- 
geschlossen (§ 165), das Wahlkind muß, da es an Kindesstatt 
angenommen wird, den Namen des Wahlvaters annehmen, be- 
hält aber auch den eigenen Familiennamen bei, da es die Rechte 
seiner Familie nicht verliert (§§ 182, 183): „Wie aber die 



"') So Gierke, a. a. 0. S. 720 , N. 17 ; Hermann, a. a. 0. S. 319 f., 
334; Kohler, Becht des Markenschutzes, S. 12, N. 1, Motive zum Entwurfs 
eines bürg. Ges., IV, S. 1005 (vgl. auch Protokolle der Kommission für die zweite- 
Lesung des Entwurfes, I, S. 44) , ferner Entscheidung des Reichsgerichtes vom 
22. Oktober 1881 (V, S. 173). Dagegen Levi, a. a. 0. S. 57; Kaserer, a.a.O. 
S. 14 ; Stern, a. a. 0. S.ll; Olshausen, a. a. 0. S. 94, N. 242; vgl. auch 
ünger, System, I, S. 309, N. 9. 

"8) Dazu ünger, System, I, S. 508, N. 13. Daß die Redaktoren alle 
im a. b. G. B. behandelten Rechte — mithin auch das Recht am Namen — als^ 
Privatrechte auffaßten, beweisen die Protokolle sehr deutlich. Bei der Be- 
ratung des § 1 a. b.G. B. betonte der Referent, daß die Verhältnisse der Ein- 
wohner des Staates teils öffentliche, teils Privatverhältnisse seien und daß nur 
die letzteren einen Gegenstand des vorliegenden bürgerl. Gesetzbuches ausmachen 
(Ofner, Der Ur-Entwurf und die Beratungs-Protokolle des Österr. a. b.G. B. 
I, S. 14, vgl. auch II, S. 330). Die Vorlage des § 1 a. b. G. B. , § 9, I des. 
Urentwurfes, enthielt folgenden Schlußsatz: „Dieses Privatrecht ist im gegen- 
wärtigen Gesetzbuche enthalten." Dieser Satz blieb im § 1 nur deshalb weg, 
weil, wie Zeiller erklärte, „das Gesetzbuch kein Über clausus ist, und ohne 
Zweifel noch viele Novellen nachfolgen werden** (Ofner, a. a. 0. I, S. 16, N. 1).. 

"•) Vgl. Perthaler, Wagners Zeitschrift für österr. Rechtsgelehr- 
samkeit 1843 , II. Bd. , S. 269 : „. . . Die Namenseinheit deutet auf die Gemüts- 
Innigkeit und soziale üngeteiltheit der Familienglieder.** 
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Zugehörigkeit einer Person zu einer bestimmten Familie ein . . . 
Privatreehtsverhältnis ist, so gilt dasselbe auch von der 
als Ausfluß dieses Rechtsverhältnisses erscheinenden 
Befugnis, die Namen und Zeichen zu führen, welche 
als äußere Kennzeichen der Familienangehörigkeit 
dienen." i«o) 

Die Auffassung des Rechtes am Namen als eines Pri vatrechtes 
entspricht aber wohl auch dem modernen Rechtsbedürfnis ^^i^^ 
welches einen entschiedenen Schutz des Namens, dessen Hand- 
habung dem Träger überlassen ist, fordert. Die oben er- 
örterten gesetzlichen Vorschriften, welche durchwegs das Recht 
am Namen als Privatrecht anerkennen und schützen, beweisen 
dies zur Genüge. 

Welchen Inhalt hat dieses Recht am Namen? Indem das Ge- 
setz dem einen das Recht erteilt, einen bestimmten Namen zu 
führen, dem anderen dieses Recht versagt, ergibt sich zunächst, 
daß das Recht am Namen die Befugnis in sich schließt , einen 
bestimmten Namen zu „fuhren" (§ 165 a. b. G. B. in fine), d.h. sich 
dieses Namens zur Bezeichnung seiner Person in allen Lebens- 
verhältnissen zu bedienen. 

Dieses Recht steht dem Namensträger zu, sobald er den 
Namen „erhalten" hat, und solange er ihn „behält'', d. h. nicht 
mit einem anderen Namen vertauscht, und es kann ihm insolange, 



"0) Entscheidung des Reichsgerichtes vom 22. Oktober 1881 (V, S. 173). 

181^ Vgl. Gierke, Der Entwarf eines bürgerlichen Gesetzbaches and das 
deutsche Recht, S. 87 *, Krtickmann, Institutionen des bürgerlichen Gesetz- 
buches (2. Aufl.) , S. 54 ff. ; Protokolle der Kommission für die zweite Lesang 
des Entwurfes eines bürg. Gesetzbuches für das Deutsche Reich , I, S. 42. A. A. 
Motive zum Entwurf eines bürg. Gesetzbuches, IV, S. 1006, welche erklären, es 
bestehe kein Bedürfnis, dem Namensträger ein Recht einzuräumen , Dritten die 
unbefugte Führung seines Namens zu untersagen, es sei vielmehr Sache des 
öffentlichen Rechtes darüber zu bestimmen, inwieweit und mit welchen Mitteln 
der unbefugten Führung eines Namens entgegengetreten werden soll. Dazu be- 
merkt Liszt, die Grenzgebiete zwischen Privatrecht und Strafrecht, S. 7: „Ich 
frage, warum ist es Sache des öffentlichen Rechtes? Was hat mein Familien- 
name mit dem deutschen Staats- oder Yerwaltungsrechte zu tun?". Daß der 
Schwerpunkt des Namensrechtes für das Rechtsleben der Gegenwart in seinem 
Privatzwecke gelegen ist, dürfte wohl nicht bezweifelt werden und somit (Pf aff- 
Hofmann, a. a. 0. S. 121) ist die Auffassung desselben als eines Privatrechtes 
auch nach dieser Richtung wohl begründet. 
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auf keine Weise entzogen werden. Es bedeutet insbesondere 
keine Schmälerung dieses Rechtes, wenn Art. 20, AI. 2 H. G. die 
Annahme des bloßen Vor- und Zunamens als Firma dann unter- 
sagt, wenn eine gleiche an demselben Orte oder in derselben 
Gemeinde bereits bestehende Firma im Handelsregister bereits 
eingetragen ist; denn es bedarf nur eines unterscheidenden Zu- 
satzes, um die Führung des Vor- und Zunamens auch in einem 
solchen Falle zu ermöglichen, i**) Nur eine teilweise Ausdehnung 
dieses Satzes auf Nicht- Vollkaufleute strebt § 50 des Entwurfes 
eines Gesetzes betreffend die Abänderang und Ergänzung der 
Gewerbeordnung '28) a^^ Damach soll ein Gewerbetreibender, wenn 
der von ihm im geschäftlichen Verkehr rechtmäßig gefahrte 
Namen Anlaß zu Verwechslungen mit dem Namen zu geben 
geeignet ist, dessen sich bereits ein anderer inländischer Ge- 
werbetreibender rechtmäßig bedient, über dessen Antrag ver- 
halten werden können, für den geschäftlichen Verkehr seinem 
Namen einen unterscheidenden Zusatz hinzuzufügen; aber das 
Recht, seinen Namen zu fähren, wird ihm auch hiedurch nicht 
verkümmert. Ebensowenig ist dies der Fall hinsichtlich des § 5 
des Entwurfes eines Gesetzes, betreffend den unlauteren Wett- 
bewerb. Denn wenn § 5 verbieten will, seinen Namen als Kenn- 
zeichen eines Unternehmens in einer Weise zu verwenden, 
welche darauf berechnet und geeignet ist, Verwechslungen mit 
gleichen oder ähnlichen Kennzeichen herbeizuführen, deren sich 
ein anderer rechtmäßig bedient i**), so kann hienach vom Richter 



^**) Der nach Art. 20, AI. 1 H. G. erforderliche Unterschied der neuen 
Firma kann natürlich aach durch Abkürzung oder Weglassung eines Vornamens 
erzielt werden. 

"») Siehe oben S. 4, N. 12. 

"*) Vgl. Kohl er, Schutz des Markenrechtes, S. 137 f. und 137, N. 1; 
eine Übersicht über die französische und englische Literatur und Judikatur über 
die Behandlung der „Homonymie** bei Kohler, a. a. 0. S. 134 ff. und Aus dem 
Patent- und ludustrierecht, I, S. 35. Über das französische Recht vgl. noch 
La liier, I)e la propri6t6 des noms et des titres, Nr. 199; Pouillet, Trait6 des 
marques de fabrique, Nr. 496; Maillard deMarafy, Grand dictionnaire inter- 
national de la propriöt^ industrielle, Bd. IV., S. 415 ff.; bes. Pouillet-St.-L6on- 
Pataille, Dictionnaire de la propri6t6 industrielle, II, S. 215: „Le droit des 
tribunaux va-t-il jusqu'ä interdire k un individu l'usage de son nom patrony- 
mique parce qu'il en aurait abu86 dans un int6r6t de concurrence ? On verra que 
la jurisprudence est all6e jusque-lä ; mais» il semble juste de r6server cette mesure 
extrßme pour le cas seulement oü l'homonyme n'est pas un concurrent serieux 
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zwar die Benutzung des Namens in der fraglichen Weise, niemals 
aber die Benutzung des Namens an sieh untersagt werden. *«*) Wenn 
andererseits § 5 des Markensehutzgesetzes vom 6. Jänner 1890 aus- 
drücklieh hervorhebt, daß durch die Registrierung einer Marke 
niemand gehindert wird, seinen Namen zur Kennzeichnung seiner 
Waren zu gebrauchen, so ist dieser Satz offenbar dazu be- 
stimmt, Zweifeln vorzubeugen, die sich mit Rücksicht auf das 
ausschließliche Recht des Markeninhabers in dieser Richtung 
ergeben könnten. 

Dem Namensträger steht die Klage auf Feststellung des 
Rechtes, seinen Namen zu fuhren, (§ 228 Z. P 0.) zu Gebote und 
nach Maßgabe der Bestimmungen des a. b. Gr. B. gegen schuldhafte 
Verletzer dieses Rechtes die Ersatzklage. Ob ihm gegen fort- 
gesetzte Bestreitung seines Rechtes auch noch die Klage auf 
Unterlassung weiterer Beeinträchtigungen zusteht, kann bei dem 
Mangel jeglichen Bedürfnisses nach einer solchen Klage wohl 
dahingestellt bleiben, i*«) 

Erschöpft sich nun das Recht am Namen in dem Rechte, 
diesen Namen zu führen, oder schließt das Recht am Namen 
begrifflich die Ausschließlichkeit des Rechtes auf Führung 
des Namens in sich? Diese Ausschließlichkeit könnte natürlich 
nur soweit reichen, als nicht dem Dritten ein eigenes Recht an 



et ne fait qae preter malhonnßtement son nom k une frande, en qnalitö d'homme 
de paille." 

^^^) Die Motive zn diesem Entwarf (S. 34) betonen, daß in diesem Fall 
der Anspruch des Beeinträchtigten nicht anf Aberkennung der Befugnis zur 
weiteren Führung dos Namens, sondern nur auf die Untersagung der unstatt- 
haften Form oder Art des Gebrauches gerichtet sein könne. 

^^*) Die Motive zum Entwürfe eines bürg. Gesetzbaches für das Deutsche 
Beich, IV, S. 1005, welche diese Frage aufwerfen, lehnen ihre Beantwortung 
durch das Gesetz im Hinweis auf ihre geringe praktische Wichtigkeit ab, da 
zur Beseitigung des das Namensrecht beeinträchtigenden Widerspruchs die Fest- 
stellungsklage hinreiche und weil diese Frage nur für alle, auch für die im 
Gesetzbuch selbst nicht geregelten absoluten Rechte gleichmäßig beantwortet 
werden könne. Gegen die Motive erklärt es die Kommission für die zweite 
Lesung (vgl. Protokolle, I, S. 43 ff.) als einen unerläßlichen Fortschritt, dem 
Namensberechtigten zur Abwehr einer Beeinträchtigang einen quasinegatorischen 
Anspruch zuzuerkennen. Hingegen erklärt wiederum Fischer, Archiv für bürg. 
Recht, VI, S. 309 f. die Feststellungsklage für völlig hinreichend, um allen 
praktischen Bedürfnissen in dieser Richtung Rechnung zu tragen. A. A. Cohn, 
a. a. 0. S. 32. 
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demselben Namen zur Seite steht. Daß, soweit dies nicht der 
Fall ist, der Dritte diesen Namen nicht führen darf, ergibt 
sich schon aus dem a. b. G. B. § 165 erklärt ausdrücklich, daß un- 
eheliche Kinder auf den Familiennamen des Vaters keinen 
Anspruch haben, ihn mithin nicht führen dürfen. Umsoweniger 
kann dies der Fall sein bei Personen, welche dem Träger des 
Familiennamens völlig ferne stehen. Aber damit, daß das Recht, 
den Familiennamen zu führen, als ein Recht der Familie er- 
klärt ist, von welchem jeder Außenstehende ausgeschlossen er- 
scheint, ist die Frage noch nicht beantwortet, ob diese Aus- 
schließung von jedem rechtmäßigen Träger des Namens kraft 
seines Namensrechtes mittelst Zivilklage geltend gemacht wer- 
den kann 137) Q^^p qJ^ ^g lediglich Sache der politischen Be- 
hörde ist, auf die Gesetzmäßigkeit der Namensführung zu 
dringen, i^s) Jfur im ersteren Falle würde die Äusschließlichkeit der 
Berechtigung zur Führung des Namens im Inhalte des Namens- 
rechtes gelegen sein, im letzteren wäre sie nur eine Folgewirkung 
des Verbotes der Führung eines anderen als des eigenen Namens 
und vom Maße der tatsächlichen Beobachtung dieses Verbotes 
und vom guten Willen der zuständigen Behörden abhängig. 
Welche der beiden Anschauungen die des a. b. 6. B. ist, läßt sich 
bei den spärlichen namensrechtlichen Normen desselben nicht 
mit absoluter Sicherheit sagen, obzwar der Umstand, daß das 
Gesetz das Namensrecht als ein Recht der Familie betrachtet, 
die Auffassung näherlegt, daß dieses Recht seinem Inhalte nach 
ein auschließliches ist. Das eine läßt sich aber jedenfalls mit Be- 
stimmtheit behaupten, daß diese Auffassung mit den Be- 
stimmungendes a.b. G.B. über das Namensrecht wohl ver- 



"'^) Winiwarter, Das österr. bürg. Recht, T, S. 4l4 erklärt, daß auch 
die Verwandten des Vaters darauf bestehen können, daß sein uneheliches Kind 
nicht seinen Namen führe, sagt jedoch nicht, ob ihnen zu diesem Zweck eine 
Klage zur Verfügung stehe. 

i>s) Eine Berücksichtigung des exklusiven Charakters des Familiennamens, 
allerdings nicht unter dem Gesichtspunkt des privaten Namenrechtes zeigt das 
bei Käser er, a. a. 0. S. 37 ff. mitgeteilte die den Findlingen beizulegenden 
Namen betreffende Hofdekret vom 27. Oktober 1852, Z. 32.186 (§7), welches 
dafür Sorge zu tragen befiehlt, daß die Beilegung von Namen bekannter und 
angesehener Familien ganz und gar vermieden werde; ähnlich das Patent vom 
21. Februar 1805, P. G. S. Bd. XXIV, Nr. 19 (§ 3), betreffend die Ordnung des 
Namenswesens für die Juden in Westgalizien. 
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einbar ist.i*®') Die oben erörterten Sondergesetze haben also 
durch Gewährung des privatrechtliehen Schutzes an ein aus- 
schließliches Namensrecht nicht etwa einen mit den Grundsätzen 
des a. b. G. B. im Widerspruch stehenden, sondern vielmehr einen 
in diesem bereits latent enthaltenen Kechtsgedanken zur An- 
erkennung und Ausgestaltung gebracht, und hierin scheint mir 
ein höchst gewichtiges Argument für die Zulässigkeit der ana- 
logen Ausdehnung des in diesen Specialgesetzen geregelten 
Namensschutzes gelegen zu sein. 

Wir verlassen den Boden des a. b. G. wohl auch dadurch 
nicht, daß wir im Sinne der oben erörterten Specialgesetze dem 
Namensberechtigten nicht nur die ausschließliche Berechtigung 
zuerkennen, den Namen zu führen, d. h. ihn sich beizulegen, 
sondern ihm überhaupt jeglichen Gebrauch des Namens aus- 
schließlich vorbehalten, i*») Zum Schutze dieses ausschließlichen 
Rechtes gegen Dritte, welche dasselbe dadurch verletzen, daß sie 
den Namen unbefugt gebrauchen, dient die negative Fest- 
stellungsklage, die Unterlassungsklage als das die Fortsetzung 
der Rechtsverletzung abwehrende Rechtsmittel, endlich im Falle 
eines Verschuldens des Beklagten die Schadenersatzklage, ^s®) 



^*^*) Sie entspricht wohl auch der Anschauung der Redaktoren ; vgl. oben 
S. 45, N. 118. 

"*) Der Kommissionsentwurf des bürg. Gesetzbuches für das Deutsche 
Reich (§ 22) schloß Dritte davon aus, sich des Namens „zu bedienen''. Dagegen 
schlug jedoch Fischer, Archiv für bürg. Recht, VI, S. 308 ff. an Stelle des 
Wortes „sich bedienen", das Wort „gebrauchen" vor, weil ersteres gleichbedeutend 
sei mit „sich selbst den Namen beilegen'' (vgl. hiezu Oppenhof, Strafgesetz- 
buch, 11. Aufl. , S. 56f.), das Wort „gebrauchen** aber viel weiter gehe und 
mithin auch einen anders gearteten Mißbrauch des Namens als Eingriff in das 
Recht des Namensträgers erscheinen lasse (vgl. auch Stückelberg, a. a. 0. 
S. 160; Cohn , a. a. 0. S. 34). Der Kommission für die zweite Lesung (Protokolle 
VF, S. 113) lag ferner ein Antrag vor, an Stelle von „sich bedienen" die Worte 
„führen oder gebrauchen" zu setzen, um klarzustellen, daß auch die Fälle unter 
dem Rechte des Namensschutzes stehen, in welchen jemand einen fremden Namen 
nicht zur Kennzeichnung seiner Person, sondern zu Reklamezwecken, zur 
Bezeichnung von Waren etc. mißbraucht. Die Ersetzung des Wortes „sich be- 
dienen" durch „gebrauchen" soll wohl diesem Gedanken Rechnung tragen. Vgl. 
aber oben S. 8, N. 29- 

^'®) § 12 des deutschen bürg. Gesetzbuches gewährt dem Namensträger im 
Falle der Bestreitung seines Namensrechtes oder im Falle der Verletzung seines 
Interesses dadurch, daß ein anderer unbefugt den gleichen Namen gebraucht, die 
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Da also dem Namensberechtigten der Gebrauch seines 
Namens ausschließlich vorbehalten ist, erscheint das Namensrecht 
verletzt, sobald ein Dritter diesen Namen unbefugt gebraucht. 
Zur klaren Umgrenzung des dem Namensberechtigten vorbe- 
haltenen Rechtsgebietes ist es daher notwendig, den Begriff 
des „Gebrauchs eines Namens" klarzustellen. 

Das Recht am Namen ist keineswegs ein ausschließliches 
Recht an dem den Namen bildenden Worte oder der als Namen 
erscheinenden Buchstabengruppe, ^^i) Vielmehr kann das aus- 
schließliche Recht am Namen nicht weiter reichen, als dies der 
Rechtszweck des Namens fordert. Da nun der Namen den Zweck 
hat, eine bestimmte Person zu bezeichnen, d. h. als Zeichen 
dieser Person zu dienen^'*), muß jedwede Verwendung des 



Klage anf Beseitigung der Beinträchtigung, and wenn weitere Beeinträchtigungen 
zu besorgen sind, auch die Klage auf Unterlassung. Die positive und negative Fest- 
stellungsklage steht ihm nach den Vorschriften der Z. P. 0., die Klage auf Er- 
satz des (Vermögens-) Schadens nach Maßgabe der §§ 823 ff. des bürg. Ges. zu. 
Vgl. die Denkschrift zum bürg. Ges., S. 7; Opet, Archiv für die zivilistische 
Praxis, LXXXVII, S. 376 ff. 

"*) Vgl. den Bericht im Droit d'autear 1894, S. 123 über das auf dem 
KoDgreß der Association litt^raire et artistique internationale in Antwerpen 
1894 von Maillard über das Hecht an Personennamen erstattete Heferat. Dar- 
nach stellte Maillard nachstehenden Satz auf: „. . . Un individu n'est pas 
propriMaire du group de lettres, qui forme son nom patronymique , mais 
senlement de la personnalit^ qua ce nom distingue ; tant quo celleci n'est pas 
atteinte . . . ledit individu n'est pas fond^ k reclamer contre I'emploi d'un 
mot . . .** 

">) Schon SöUner, Jurist, VIII (1842), S. 306 sagt: „Was ist ein 
Namen : Im allgemeinen ein symbolisches Unterscheidungs- und Erkenntniszeichen, 
ein Wort oder ein Ausdruck, welcher eine einzelne Person von anderen unter- 
scheidet.^ Vgl. femer K o h 1 e r , Recht des Markenschutzes, S.5ff.; Endemann, 
Einführung in das Studium des bürg. Gesetzbuchs, I, S. 184 ; B e s e 1 er , System des 
gemeinen deutschen Privatrecht, I (1885) , S. 218 ; Opet, a. a. 0. S. 319 f. ; 
Holder, Kommentar zum bürg. Gesetzbuch , I , S. 100 ; R o e s 1 e r , Lehrbuch 
des deutschen Verwaltungsrechtes, I, S. 80; Georges Maillard, inPataille. 
Annales de la propri^t^ industrielle 1894, S. 344 f.; Pouillet, Marques de fabri- 
que, Nr. 382 nennt den Namen le vocable sous lequel un individu est connu et 
se distingue de tout autre. Wenn K o h 1 e r , a. a. 0. S. 9 ff , Archiv für bürg. 
Recht, V, S. 92 ff. und Holder, a. a. 0. (ebenso die Entscheidung des Reichs- 
gerichtes vom 11. April 1892, XXIX, S. 125) erklären , der Name sei zugleich 
bestimmt, den Träger als Mitglied einer bestimmten Familie zu kennzeichnen, 
so gilt dies nur für jene Ordnung des Namenswesens , welche einen Familien- 
namen , d. h. einen allen Familienmitgliedern gemeinsamen Namen kennt , was 
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Namens zu anderen Zwecken als zur Bezeichnung einer Person 
außerhalb des Bereiches des Namensrechtes fallen. Es kann 
daher die Verwendung eines Namens als Hundenamen allenfalls 
eine Beleidigung iss)^ niemals aber einen Eingriff in ein Namens- 
recht bilden. 1'*) 

Allein damit erscheint der Inhalt des Namensrechtes noch 
nicht hinreichend abgegrenzt. Denn auch nicht jeder Gebrauch 
eines Namens zur Bezeichnung einer Person kann dem Namens- 
berechtigten vorbehalten sein. Denn der Name ist nicht an sich 
ein Rechtsgut, und er kann daher auch nicht an und für sich 
Schutz finden. ^^^) Zu der Auffassung, daß der Name an und für sich 



zwar bei den modernen Knlturvölkern, dnrchans nicht aber für die Vergangen- 
heit zutrifft (vgl. Montesquieu, De Tesprit des lois, XXIII, S. 4; Köhler, 
Archiv für bürg. Recht, V, S. 93f.; Lansel, Le nom en droit civil, S. 7 ff.; 
Stückelberg, a.a.O. S. 10 ff.)- Überdies ist auch nach dem a. b. G. der 
^Familiennamen" nicht ausnahmslos das Zeichen der Zugehörigkeit zu einer 
Familie , wie der Name des unehelichen Kindes, welches zwar den Greschlechts- 
namen der Mutter führt, aber dennoch ^überhaupt von den Rechten der Familie 
und der Verwandtschaft" ausgeschlossen ist (§ 165) ; vgl. auch die Bestimmungen 
des preuß. Landrechtes, nach welchen die Geschwächte unter gewissen Voraus- 
setzungen den Namen des Schwängerers annehmen darf (hierüber unten S. 67). 

"=») Nach § 491 des Strafgesetzes vom 27. Mai 1852 (Tatbestand des 
„dem öffentlichen Spott aussetzen"). 

^»*) Wie der Text Ramdohr, Gruchota Beiträge, XLIII, S. 72 und 
N.86-, Olshausen, a.a.O. S.81; Cohn, Neue Rechtsgüter, S. 34; a.A.Cosack 
Lehrbuch des deutschen bürg. Rechtes, I (3. Aufl), S. 88; Süpfle, Namens- 
recht, S. 23. Ebensowenig kann aus dem im Text angeführten Grunde, wie 
Stückelberg, a. a. 0. S. 116 annimmt , eine Verletzung des Namensrechtes 
darin erblickt werden, daß „jemand, um eine beliebige Person zu bezeichnen, 
statt der althergebrachten Bezeichnungen X, Y u. dgl." (z.B. Aulus Agerius, 
Numerius Negidius) „den Familiennamen einer lebenden Person gebrancht* ; 
so allerdings auch die bei Lansel, a. a. 0. S. 208 angeführte Entscheidung des 
Tribunal de la Seine vom U. März 1891. 

"5) Kohl er, Archiv für bürg. Recht, V, S. 77 und Zentralblatt für die 
juristische Praxis, IV, S. 731f. ; Sehn 1er, Concurrence d61oyale, S. 26 f.; 
Lallier, De la propri6t6 des noms et des titres, S. 3 und Nr. 189, S. 362; 
Maillard, in Pataille, Annales 1894, S. 344 f. ; Lansel, a.a.O. S. 56, 
Nr. 58 („Le nom est un mot. En lui-meme il n'a pas de valeur. Prononc6 c'est 
un son qui s'6vanouit."); vgl. auch Otto Mayer, Zeitschrift für Handelsrecht, 
XXYI, S. 389. Insofern ist auch Ihering, Jahrbücher für Dogmatik , XXIII, 
S. 320 zuzugestehen, daß ein Eingreifen seitens des Namensberechtigten ausge- 
schlossen erscheint, wenn es sich bei der unbefugten Führung des Namens „um 
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geschützt würde, kann allerdings leicht die als Schlagwort un- 
gefährliche Bezeichnung des Rechtes am Namen als Eigentums- 
recht verleiten, sobald man über dem Worte das Wesen der 
Sache vergißt, i^e) Allein der Name findet Rechtsschutz nur 
als Mittel zur Kennzeichnung einer Person, somit nur 
unter dem Gesichtspunkte des Schutzes der Persönlichkeit *'7), 
und das Namensrecht erscheint somit als Individualrecht „auf 
Ausscheidung des Individuums durch das Medium des Namens". ^'s) 



den bloßen Namen" handelt, d. h. eine Tänschnng über die Identität der Person 
oder über ihre Zagehörigkeit zu einer bestimmten Familie weder beabsichtigt 
noch, wie wir hinzufügen, bewirkt wird. 

^'^) Gegen die Tendenz, aus der Bezeichnung des Rechtes am Namen als 
eines Eigentumsrechtes rechtliche Konsequenzen zu ziehen, ist die zitierte Ab- 
handlung Georges Maillards in Pataille, Annales 1894 , S. 343 ff. ge- 
richtet: vgK insbesondere S. 344: „. . . se servant du mot (droit de propri6t6) 
dans son acception juridique, ils (le juge et parfois möme le juriste) en tirent, 
par un raisonnement rigoureux , des cons^quences que la logique et le bon sens 
leur auraient interdites si, abstractionfaitedu mot, ils s'^taient plac6s 
en face des faits g6n6rateurs du droit." Ähnlich Lallier, a.a.O. S. 1 ff., 
362, 369 und passim. 

"^) Kohler, Recht des Markenschutzes, S. 5 ff., Archiv für bürg. Recht, 
V, S. 77; Gierke, Privatrecht, I, S. 723; Krückmann, Institutionen des 
bürg. Gesetzbuches (2 Aufl.), S.55; Sttickelberg, a. a. 0. S. 28 ; Lallier, 
a. a. 0. S. 3 (r,Au fond ce n'est pas le nom qui m^rite la protection de la loi, 
mais seulement la personne k laquelle Tabus du nom peut pr4ju- 
dicier. Le nom n'a par lui-m6me aucune valeur ; il emprunte tout son prix k la 
personne qu'il distingue''); Maiila rd, a. a. 0. S. 344 f 

^") Kohl er. Recht des Markenschutzes, S. 7. Die Auffassung des Namens- 
rechtes als eines Individual- (Kohler, a. a. 0. S. 5ff. , Autorrecht, S. 129, 
Archiv für bürg. Recht, S.77ff.), Persönlichkeits- (Gierke, a. a. 0. S. 717 ff.) 
oder Personenrechtes (so schon Söllner, a. a. 0. S. 307, ferner Porth in Wag- 
ners Zeitschrift für österr. Rechtsgelehrsamkeit 1832, Bd. IH, S. 54 ff. und 
Do 11 in er, in Pratobeveras Materialien, VII, S. 98 ff.), Theorien, welche unter- 
einander wesentlich nur im Namen differieren, kann derzeit als herrschend 
betrachtet werden 5 vgl. die Literatumachweisungen bei Opet, a. a 0. S. 406, 
N. 207, dazu Cohn, a. a. 0. S. 20 f. und die S. 21, N. 1 Genannten, wozu noch 
Beseler, a.a.O. S. 216; Krückmann, a. a. 0. S. 54 f. ; Manes, Recht des 
Pseudonyms, S.lff. ;Staudinge r-L ö w e n f e 1 d , Kommentar zum bürg. Gesetzbuch, 
I, S. 53; .Mitteis, a. a. 0. S. 102; Stubenrauch, Kommentar zum österr. 
a. b. G. (8. Aufl.), S. 449; Lansel, a. a. 0. S. 66 f. ; Meili, Internationales 
Zivil- und Handelsrecht, I, S. 256; Olshausen, a. a. 0. S. 99 ff., bes. S. 106 
und die S. 99 , N. 260 Zitierten. Eine kurze Übersicht über die abweichenden 
Theorien bei Cohn, a. a. 0. S. 18 ff. Dem a. b. G. ist die Kategorie der Individual- 
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Hieraus folgt aber, daß das Namensrecht nicht weiter reichen 
kann als es der Schutz der Persönlichkeit erfordert. Die Per- 
sönlichkeit soll aber davor geschützt werden, daß sie durch Ver- 
mittlung des Namens mit anderen verwechselt, daß sie mit 
Personen in einen Zusammenhang '8») gebracht wird, welcher nicht 
besteht, daß Unternehmungen, Werke und Äußerungen ihr zu- 
geschrieben werden, die ihr fremd sind. i*<^) Und nur insoweit 
"durch den Gebrauch eines fremden Namens eine derartige 
Verwirrung veranlaßt werden könnte^^^), erscheint derselbe vom 
Standpunkt des privaten Namensrechtes unzulässig. Jeder andere 
unbefugte Gebrauch des Namens, sei es auch zur Bezeichnung 
einer Person, welcher im einzelnen Falle — und es muß 
jeweils auf alle Umstände desselben Rücksicht genommen wer- 
den i**) — weder eine Verwechslung mit einem rechtmäßigen 



rechte (auch vom Namensrecht abgesehen) nicht fremd. Denn das im § 1459 
genannte „Recht eines Menschen über seine Handlungen und sein Eigentum*' darf 
entweder als das Persönlichkeitsrecht auf freie Betätigung der eigenen geistigen, 
leiblichen und wirtschaftlichen Kräfte (vgl. Gierke, a. a. 0. S. 713) oder als 
eine Äußernngsform des Rechtes der persönlichen Freiheit (wozu Krainz- 
Pfaff-Ehrenzweig, I, §28, S. 85; Zeiller, Kommentar, IV, S. 201; Wini- 
warter, Kommentar, V, S. 145) angesehen werden, welches Recht sich gleich- 
falls als ein Persönlichkeitsrecht darstellt (Gierke, a. a. 0. S. 710). 

**•) „Der Ruf der einzelnen Person wird . . . nicht allein durch ihre 
persönliche Stellung bedingt, sondern auch durch die Stellung, die ihre 
Familie in der menschlichen Gesellschaft einnimmt. Der Ruf des einzelnen 
wird auch angegriff'^n, wenn seine Familie in Zusammenhang mit ehrenrührigen 
oder sonst ihr Ansehen schädigenden Handlungen gebracht wird." (Stückel- 
berg, a. a. 0. S. 40.) Es muß also ein unbefugter Gebrauch des Namens auch 
darin erblickt werden, wenn jemand sich durch Anmaßung des Namens den 
Schein der Familienzugehörigkeit zum rechtmäßigen Namensträger gibt. Von 
diesem Gesichtspunkt aus erscheint die Annahme eines dem Namensrecht des 
Individuums gegenübergestellten Namensrechtes „der Familie, d. h. eines jeden 
Familiengenossen kraft seiner Familienangehörigkeit** (Kohler, Archiv für bürg. 
Recht, Y, S. 92 ff., Recht des Markenschutzes, S. 9 f.) überflössig. 

"0) Denkschrift zum bürg. Gesetzbuch, S. 7; Opet, a. a. 0. S. 390; 
Stückelberg, a. a. 0. S. 27, 114; Staudinger-Löwenfeld, a. a. 0. S. 63; 
Holder, a. a. 0. S.104; Endemann, a. a. 0. S 184. 

**^) Nur auf die Möglichkeit der Verwechslung, nicht auf die Absicht 
kommt es hierbei an; vgl. Kohl er, Archiv für bürg. Recht, Y, S. 96 und 
insbesondere § 12 bürg. Gesetzbuch für das Deutsche Reich (hiezu Protokolle, 
I, S. 4.5). 

^*'^) Dies gilt aber ebenso für weitverbreitete wie für seltene Namen 
(Namensuniken), wobei allerdings zuzugeben ist, daß die Yerwechslungsmöglichkeit 
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Namen sträger noch den fälschlichen Anschein einer Beziehung 
zu einem solchen hervorrufen kann, wird also durch das Namens- 
reeht nicht verwehrt, weil der ßechtsgrund für den Schutz des 
Namens hier versagt. Es kann also durchaus nicht mit Gierke"^) 
darin, daß § 12 des b. G. ß. für das Deutsche Reich die Verletzung 
eines Interesses des Namensträgers als eine Voraussetzung für 
die Zulässigkeit der Abwehr einer Namensanmaßung erklärt, 
ein Mangel an Rechtskonsequenz erblickt werden, vielmehr liegt 
gerade hierin die Konsequenz aus der Erkenntnis, daß das 
Namensrecht ein Persönlichkeitsrecht ist. 

Aus dem Gesagten ergibt sich, daß den Schutz jedenfalls 
der Familiennamen in Verbindung mit dem Vornamen findet, 
da hiedurch die Person am vollständigsten gekennzeichnet ist. 
Daraus folgt aber auch, daß in jenem Fall, in welchem jemand 
denselben Familiennamen führt, der Namensträger nach der 
Lage des Falles auch gegen die Anmaßung seines Vornamens 
durch ihn einschreiten darf. Denn auch in diesem Fall liegt 
ein unbefugter Gebrauch des Namens vor, und wenn auch der 
Schutz des Vornamens an sich aus den entwickelten Gesichts- 
punkten weder eines Schutzes bedarf noch einen solchen genießt, 
so ist dies bei Fällen wie dem eben genannten anders; denn 
hier wird gerade durch die unbefugte Annahme des Vornamens 



bei den letzteren viel eher gegeben sein wird. Vgl. zu dieser Frage Opet, 
a. a. 0. S. 391 f. und Knhlenbeck, Von den Pandekten znm bürg. Gesetz- 
buch, I, S. 155. 

•«) A. a. 0. S. 722, N. 9, ebenso Stückelberg, a. a. 0. S. 38 f.; hie- 
gegen auch Olshausen, a. a. 0. S. 19. Doch will Gierke selbst, a. a. 0, 
S. 722f. , nur in der unbefugten Führung des Namens stets eine Verletzung 
des Namensrechtes erblicken , während auch nach seiner Meinung ein andersge- 
arteter Mißbrauch des Namens „nach allgemeinen Rechtsgrundsätzen '^ nur dann 
das Namensrecht verletzt, wenn darin ein unbefugter Eingriff in die Persön- 
lichkeitssphäre des Namensträgers liegt. Den Nachweis eines Interesses auf Seite 
des Klägers fordert selbst die vom Eigentumsrechte am Namen ausgehende fran- 
zösische Jurisprudenz ; vgl. insbesondere L. L. (Lionel Laroze) in Pataille, 
Annales 1882, S. 170: „Suffira-t-il qu'nn (individu) . . . s'oppose ä l'emploi de 
son nom . . . pour que ce nom . . . devienne inviolable — res sacra? Ce qu'il 
faut dire, c'est que l'int^ret est la mesure desactions, et que Texercice 
des droits r^altant de la propri^t^ du nom est avant tout subordonn^ 
au respect de cette r^gle." Allerdings „on ne saurait se montrer trop large dans 
la mesure de l'int^ret de celui qui se pretend 16se" (S. 171). 

73 
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die Verwirrung veranlaßt, i") Andererseits kommt der Schutz 
dem bloßen Familiennamen zu, da regelmäßig die Annahme 
desselben hinreicht, um Irrungen herbeizuführen. Insbesondere 
kann ja gerade hierin der Hinweis auf einen Familienzusammen- 
hang mit dem rechtmäßigen Namensträger gelegen sein. 

Daß die Abgrenzung der dem Namensberechtigten aus- 
schließlich vorbehaltenen Befugnis durch sein Interesse mit den 
den Schutz des Namens bezweckenden Bestimmungen unseres 
positiven Rechtes im Einklänge steht, ist wohl nicht zu ver- 
kennen. Bezüglich des Mißbrauches des Namens als Urheber- 
bezeichnung wurde bereits oben ausgeführt, daß dieser Schutz 
nur dann gewährt wird, wenn die Gefahr besteht, daß das 
Werk dem Träger des Namens zugeschrieben werden könnte. 
Auch die Klage des Art. 27 H. G. wird dem Namensträger 
wohl nur bei Vorhandensein eines Interesses zustehen. **'^) 

Der Beweis hiefür ist unschwer zu erbringen. Wir haben 
oben nachgewiesen, daß das H. G. das Namensrecht durch 
Art. 24, AI. 2 und 22 schützt. In beiden Bestimmungen handelt 
es sich um eine Firma, welche der Namensträger bisher sei es 
als Einzelkaufmann, sei es als Gesellschafter geführt hat, bei 
welcher also durch den Namen nachdrücklich auf seine Person 
verwiesen wird, so daß sein Interesse daran, daß diese seinen 
Namen enthaltende Firma nach seinem Ausscheiden aus dem 
Unternehmen ohne seine Einwilligung nicht fortgeführt wird, 
ein ganz offenbares ist. Will man nun den aus Art. 24, AI. 2 
und 22 gewonnenen Rechtssatz auf andere Fälle anwenden, so 

"*) Opet, a. a. 0. S. 389; Cosack, a. a. 0. S. 89; Stückelberg, 
a. a. 0. S. 42f.; Süpfle, a. a. 0. S. 22; Lallier, a. a. 0. Nr. 159. 

^*^) Entscheidung des Beichsgerichtes vom 3. November 1898 (Bd. XLII, 
S. J47ff.), aber vom 13. Mai 1881 (Blums Annalen des Reichsgerichtes, IV. 
S. 42) und vom 13. Oktober 1886 (Bd. XIX, S. 21 ff.); Kohler, Recht des 
Markenschutzes, S. 13 f.; v. Hahn, Kommentar zum allg. deutschen H. G. (3. Aufl.), 
S. 118 ff.; Ramdohr, Gruchots Beiträge, XLUI, S. 68; vgl. auch das Erkenntnis 
des Verwaltungsgerichtshofes vom 13. März 1901 (Patentblatt 1901, S. 784 f.) zu 
§ 46 Gew.-Nov. ; a. A.Puchelt, Kommentar zum allg. deutschen H. G., S. 79 f. ; 
Staub, Kommentar zum H. G. (5. Aufl.), S. 65; v. Völderndorff in Ende- 
mannö Handbuch, I, S. 203. Das Schweizerische Ohligationenrecht, § 876, AI. 2, 
gibt die ünterlassungsklage jedem, der durch unbefugten Gebrauch einer Firma 
beeinträchtigt wirl. Es ist also zur Klage ein Interesse erforderlich, doch braucht 
dieses keinesfalls ökonomischer Natur zu sein ; vgl. Schneider-Fick, Schweizer 
Obligationenrecht, S. 601. 
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darf doch wohl von dem Interesse auf Seite des in seinem 
Namensreeht zu Schützenden nicht abgesehen werden. 

Scheinbar gilt nicht das Gleiche mit Bezug auf § 10 
M. Seh. Gr. und §§ 46 ff. Gew.-Nov. Denn der Schutz dieser Gesetze 
wird schlechthin dem Gewerbetreibenden und Produzenten gewährt. 
Allein bei dem Umstände, als der Gebrauch des Namens eines 
Gewerbetreibenden durch einen anderen die Gefahr einer Ver- 
wechslung oder doch der Schädigung der Interessen jenes regel- 
mäßig nahe legt, gewährt ihm das Gesetz im einzelnen Falle 
unter der Präsumtion, daß diese Gefahr tatsächlich herbeige- 
führt wird ^"), ohne weiteren Nachweis und ohne Zulassung des 
Gegenbeweises seinen Schutz. 

Das Recht am Namen wird also durch unbefugten Ge- 
brauch des Namens nur dann verletzt, wenn hiedurch auf die 
Persönlichkeit eines rechtmäßigen Namensträgers hingewiesen 
wird. Das ist aber auch in anderen als den oben erörterten, 
schon darch das positive Recht geregelten Fällen stets der 
Fall, wenn jemand den Namen eines anderen annimmt und hie- 
durch die Gefahr einer Verwechslung mit ihm oder doch der 
Annahme der Zugehörigkeit zu seiner Familie hervorruft; so 
wenn sich ein Schauspieler den Namen als Künstlernamen bei- 
legt i*"^); oder wenn ein uneheliches Kind den Namen seines an- 
geblichen Erzeugers i*^) oder die Konkubine eines Ehemannes 



"«) Vgl. Otto Mayer, a. a. 0. S. 416 f.; Calmels, a. a. 0. Nr. 227. 
OLzwar § 14 des deutschen Warenzeichengesetzes vom 12. Mai 1898 die wissent- 
lich oder aus grober Fahrlässigkeit erfolgende widerrechtliche Verwendung „des 
Namens eines anderen" für strafbar erklärt, wurde doch vom Reichsgericht 
wiederholt (unter dem 12. Jänner und 30- April 1897 und 11. Februar 1898, 
Blatt für Patent-, Muster- und Zeichenwesen 1897, S. 64, 164; 1898, S. 98) aus- 
gesprochen, daß eine Verletzung des Namensrechtes im Sinne des § 14 nur dann 
begründet sei, wenn durch die Bezeichnung der Ware mit dem Namen eines 
andern in einem mindestens die Gefahr der Verwechslung begründenden Maße 
auf die Person des Antragstellers hingewiesen wird ; vgl. auch Entscheidung des 
Reichsoberhandelsgerichtes vom 13. Dezember 1878 (Bd. XXIV, S. 298 ff). Im 
gleichen Sinne Seligsohn, Gesetz zum Schutz der Warenbezeichnungen, S. 132, 
N. 3 zu § 14. 

"') Vgl. die Entscheidungen des Tribunal civil de la Seine vom 
13. April 1866 (Sax c. Marie Sasse) und vom 11. Mai 1866 (Paul Taglione 
c. Fuchs) in Pataille, Annales 1866, S. 255 ff. und S. 259 ff. 

**^) Dieser Tatbestand liegt der erwähnten Entscheidung des obersten 
Gerichtshofes G. U. W. N. F. 439 zugrunde. 
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dessen Namen führt, i*») Die Persönlichkeit des Namensträgers 
erscheint aber auch dann getroffen, wenn durch den Gebrauch 
des Namens auf einen in Wahrheit nicht bestehenden Zusammen- 
hang mit einer Ware oder einer gewerblichen Unternehmung 
hingewiesen wird, wenn ihm Äußerungen unterschoben werden 
u. dgl. So wenn ein Erzeuger pharmazeutischer Präparate 
seine Waren mit dem Namen eines berühmten Arztes unbefugt 
bezeichnet iß<>) oder diesen Namen auf seinen Greschäftspapieren 
oder sonst im Betriebe seines Geschäftes verwendet; wenn jemand 
sein Vergnügungslocal mit dem Namen eines Nichtgewerbe- 
treibenden, etwa eines beliebten lokalen Possendichters oder 
Komikers benennt i'^'); oder wenn jemand eine frei erfundene 
Dichtung als „nach" der Erzählung eines bekannten Schrift- 
stellers bearbeitet oder ein Gremälde fälschlich als Kopie nach 
einem Gemälde eines bekannten Malers bezeichnet; femer wenn 
ein Mineralwasser mit Etiketten versehen oder in Zirkularen 
oder Annoncen angepriesen wird, welche eine — sei es auch 
an sich richtige — mit dem Namen eines bekannten Chemikers 
gezeichnete Analyse enthalten, welche tatsächlich nicht t^on 



**•) Vgl. die EBtscheidung des Reichsgerichtes vom 26. September 1901, 
Gruchots Beiträge, XL VI, S. 127. 

^^^) Sehr lehrreich ist in dieser Hinsicht die Entscheidung des Tribunal 
civil de la Seine vom 22. Juli 1876 (Lissoude c. Duchamp), Pataille, Annales 1879, 
S. 75 f.: „Le fait par an industriel de mettre son produit sons le patronage d' un 
savant sans rautorisation de ce demier et, contrairement ä la v^rit^, de la 
präsenter au public comme ayant 6t6 l'objet des travaux et des observations 
dudit savant, est de nature ä nuire k sa r^putation et k ses int^rSts en Tasso- 
ciant ä une v6ritable r6clame, et, par suite, donne ouverture k une action 
en r^paration da prejudice caus^/ Vgl. auch die Entscheidung des Reichs- 
gerichts vom 11. Februar 1898 (Blatt für Patent-, Muster- und Zeichenwesen 1898, 
S. 97ff). 

^") Vgl. Gierke, a. a. 0. S. 723; Kohler, Archiv für bürgerliches Recht, V, 
S. 87; Süpfle, a.a.O. S. 23; Lansel, a. a. 0. S. 202. Mangels einer Beziehung 
zur Persönlichkeit des Namensträgers wird jedoch ein Schild , wie z. B. zum 
König Menelik, zum General Botha u. dgl. als Verletzong des Namensrechtes 
nicht anzusehen sein. Die Verwendung des Namens eines anderen Gewerbe- 
treibenden oder Produzenten zur Bezeichnung eines Vergnögungslokales würde 
durch § 46 ff. G. N. nur dann getroffen, wenn das betreffende Vergnüguogsunter- 
nehmen nicht nach Art. V, lit. o des Kundm.-Pat. zar G. 0. von den Be 
Stimmungen derselben befreit wäre. Das wäre z. B. nicht der Fall, wenn in dem 
Lokale zugleich das „Gast- und Schankgewerbe" ausgeübt würde. 
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ihm herrührt, oder wenn apokryphe Belobungsschreiben ver- 
öffentlicht ^ ^2)^ (Jer Name ohne Einwilligung unter einen Wahl- 
aufruf gesetzt wird^^') u. dgl. 

Hingegen fehlt es an einer Verletzung des Namensrechtes, 
sobald der G-ebrauch des Namens ein Interesse des Namens- 
trägers nicht verletzt. Das ist z. B. regelmäßig der Fall, wenn 
ein Namen lediglich zur Benennung des Produktes verwendet 
wird, ohne daß hieraus nach Maßgabe des besonderen Falles 
auf eine Beziehung zwischen dem Namensträger und der Ware 
zu schließen ist. ^'^*) Eine Verletzung des Namensrechtes liegt 
aber auch nicht in der Verwendung des Namens als Namen 
einer Person in einem Roman oder Drama. Für diese Lösung 
der vielumstrittenen Frage i'^B) spricht nachstehende Erwägung: 



^»*) Opet, a. a. 0. S. 386, N. 168. A. A. Endemann, a. a. 0. S. 185; 
Cohn, a.a.O. S. 34 

^^') A. A., von einer zu engen Auffassung des Begriffes „Gebrauch eines 
Namens" ausgehend, Ramdohr, a. a. 0. S. 72, N. 87. Lallier, a. a. 0. S. 363 
erklärt zwar c'est associer une personne k une entreprise qu'elle desapprouve, 
la compromettre en une compagnie avec laquelle eile n'entend pas se com- 
mettre, scheint jedoch den Schutz hingegen nicht als Schutz des Namens zu 
betrachten. 

*") Z. B. Girardihut, Bismarckzigarre ; vgl. aber Fuld, Blätter für Recht.««- 
pflege in Thüringen, 1899, S. 199 und auch Opet, a.a.O. S. 386, N. 168 i. f.; 
vgl. auch oben N. 51, S. 18. 

^**) Die gegenteilige Anschauung ist allerdings in der deutschen Theorie 
herrschend; so Kohler, Archiv für bürgerliches Recht, V, S. 83ff.; Cosack, 
a. a. O. S. 88; Cohn, a. a. 0. 34ff.; Eck, Vorträge über das Recht des bürger- 
lichen Gesetzbuches S. 43; Fischer, a. a. 0. S. 308; Gierke, Privatrecht, I, 
S. 723; Jecklin, Gruchots Beiträge, XXXV, S. 863; Kuhlenbeck, Recht- 
sprechung des Reichsgerichts, S. 100 und Von den Pandekten zum bürgerlichen 
Gesetzbuch, S. 156; Matthias, a. a. 0. II, S. 184f. ; Nippold, Sächsisches, 
Archiv, I, S. 383; Opet, a.a.O. S. 390; Süpfle, a.a.O. S. 22. Doch er- 
blicken alle Genannten mit Ausnahme von Eck in diesem Gebrauch des Namens 
einen Eingriff in das Namensrecht nur dann, wenn dieser Namensgebrauch 
unter Umständen erfolgt, welche auf den Namen s träger hinweisen ; Opet, a.a.O. 
(vgl. auch Kohler, a. a. 0. S. 85 f.) hingegen hält es schon für hinreichend, 
wenn durch die Umstände bei Dritten die Annahme hervorgerufen wird, daß es 
sich um ein Glied der Familie handelt, welche den Namen führt. — Mit dem 
Text erblicken im Gebrauch eines Namens für eine Figur im Roman oder 
Theaterstück eine Verletzung des Namensrechtes nicht: Dernburg, Bürger- 
liches Recht, I, S. 140, N. 16; Olshausen, a. a. 0. S. 81 f. und die daselbst 
S. 82, N. 200 Genannten: Ramd Ohr, a. a. 0. S. 72, Endemann, a. a. 0. S. 85, 
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Eine derartige Beilegung des Namens könnte als Verletzung 
des Namensrechtes überhaupt nur dann angesehen werden, wenn 
zugleich durch andere bestimmte Kennzeichen auf einen bestimmten 
Träger oder wenigstens eine bestimmte Familie dieses Namens 
hingewiesen wird. Ist dies nicht der Fall, dann könnte, selbst wenn 
der Namen im Drama oder Roman „odieux ou ridicul" gemacht 
wird^J^ö), hierin eine Verletzung des Namensrechtes nur vona 
Standpunkt der Theorie^ des Eigentums am Namen mit Rück- 
sicht auf die hiedurch eintretende Minderung des „Gebrauch s- 
wertes" des Namens erblickt werden, i*^^) Liegen andererseits 



Zitelmann, Recht des bürgerlichen Gesetzbuches . S. 5 1 und Staudinger, 
Namensrecht, S. 201, Anm. 

Die französische Jurisprudenz (L a 1 1 i e r , a. a. 0. S. 364 ff. ; L a n s e 1, 
Le nom en droit civil, S. 213 ff.; vgl. auch Kohl er, a. a. 0. und Sttickelberg, 
a. a. 0. S. 144 ff.) unterscheidet den Fall, daß der Name einer Person beigelegt 
ist, welche eine Schöpfung der Phantasie des Dichters ist, von dem, daß die 
den Namen führende Figur nichts anderes ist als la reproduction d'un individa 
reellement existant, und erkennen nur im ersteren Falle eine Verletzung des 
Namensrechtes an; bezüglich des letzteren Falles leugnen sie eine solche, sehen 
aber hierin une atteinte port^e k la personnalit^, gegen welche sie gleichfalls 
Schutz gewähren. Eine Zusammenstellung der französischen Rechtsprechung bei 
Kohler, a. a. 0., Stückelberg, a. a. 0., Lallier, a. a.O., Lansel, a.a.O., 
wozu noch die Entscheidung des Tribunal civ. de la Seine vom 31. Dezember 
1894 (Pescaire c. Octave Mirbeau et le Petit Journal) , Pataille, Annales 1895, 
S. 190 ff., weitere Entscheidungen daselbst S. 190, N. 1. — Über die praktische 
Bedeutung der Frage der Zulässigkeit des Namensgebrauches für die literarische 
Produktion vgl. Kohler, a. a. 0. S. 84, Maillard in Pataille, Annales 1894, 
S. 346 und den zitierten Bericht über den Antwerpener Kongreß der Association 
litt6raire et artistique, a. a. 0. S. 123 ff. 

*^") Auf diesen Fall schränkt den Namensschutz gegen mißbräuchliche 
Verwendung in einem Schriftwerk namentlich Lansel, a. a.O. S. 217 ein, wenn 
nämlich „l'usage ainsi fait du nom patronymique peut avoir pour resultat d'attacher 
ä ce nom une id^e d^favorable, si le nom lui-mdme en est rendu ridicule 
ou odieux , et si le discrödit peut rejaillir sur ceux qui le portent" ; vgl. auch 
Lallier, a. a. 0. S. 366 f.; L. L. in Pataille, Annales 1882, S.171, ferner die 
Entscheidung dos Tribunal civil de la Seine vom 15. Februar 1882 (Duverdy 
contra Zola), Pataille, Annales 1882, S. 173. Hingegen erklären es Opet, 
a. a. 0. S. 390 und Cohn, a. a. 0. S. 35 f. für den Schutz des Namens als gleich- 
gültig, ob der Dichter seinem Helden den edelsten oder den verächtlichsten 
Charakter beigelegt hat. 

^*') Ausdrücklich spricht hier Stückelberg, a. a. 0. S. 114 von einer 
„Entwertung des Namens"; Lallier a. a. 0. S. 367 von einer „hypothfese, 
oü le nom seul est amoindri, depreci6, ridiculis6"; vgl. auch Lansel an 
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auf den Namensträger passende Kennzeiclien vor, ohne daß er 
mit Namen genannt wird, dann ist der Schutz gegen einen 
derartigen Angriff auf die Persönlichkeit davon abhängig, ob 
und inwieweit das Recht der Persönlichkeit auf Schutz gegen 
Darstellung in einem Werke der Literatur anerkannt ist. ^^^) 
Für das österreichische Recht ist es sicher, daß ein solcher 
Schutz als Schutz der Ehre einer Person wenigstens dann ein- 
tritt, wenn jene Darstellung jemand „durch auf ihn passende 
Kennzeichen fälschlich einer bestimmten unehrenhaften oder 
solchen unsittlichen Handlung beschuldigt, welche diesen in der 
öffentlichen Meinung verächtlich zu machen oder herabzusetzen 
geeignet ist" oder ihn „durch auf ihn passende Kennzeichen, ohne 
Anführung bestimmter Tatsachen verächtlicher Eigenschaften oder 
Gesinnungenzeihtoder demöffentlichenSpotteaussetzt" (§§488, 491 
des Strafgesetzes vom 27. Mai 1852). In diesen wie in anderen 
Fällen schuldhafter „Ehrenbeleidigung" könnte unter dem Ge- 
sichtspunkte der Verletzung an der Ehre aus dem Titel des 
Schadenersatzes jedenfalls auch die Unterlassung weiterer 
Verletzungen, somit Unterlassung weiterer Aufführungen des 
Dramas 1*^®), Einziehung des Druckwerkes oder entsprechende 
Änderungen bei künftigen Aufführungen oder bei Verbreitung 
der Druckschrift gefordert werden. ^^o) Aber auch dann, wenn 



der in der vorhergehenden Note zitierten Stelle und L. L., a. a. 0. S. 171. Trotz 
ihres ausdrücklichen Widerspruches gegen die Theorie des Eigentums am Namen 
sind die Genannten in dieser Frage von derselben dennoch beeinflußt. 

**®) Ebenso Dernburg, a. a. 0. S. 140, N. 16. Ein solches Persönlichkeits- 
recht ist für das französische Recht anerkannt, vgl. oben S. 60, N. 155, ferner 
die üben S. 60, N. 156 zitierte Entscheidung im Prozesse Duverdy contra Zola, 
in welcher ausdrücklich ausgesprochen wird: „Tout individu a le droit, . . . 
d'interdire la repr^sentation de sa personnalit6 dans un roman 
ou une piöce de th^ätre. . .". „Ebenso wird ein „Recht an der Darstellung 
seiner Persönlichkeit" von S t ti c k e 1 b e r g, a. a. 0. S. 115 und von K o h 1 e r, a. a. 0. 
S. 83 anerkannt. Dieses Recht wäre „als Zweig und Abteilung des Individual- 
rechtes" (Kohl er, a. a. 0. S. 77) zu betrachten und stellt sich als Seitenstück 
zu dem Rechte am eigenen Bilde dar. 

*^*) Hat etwa nur der Schauspieler durch seine Maske die auf den Be- 
leidigten passenden Kennzeichen geschaffen, so würde das Begehren sich auiP 
die Unterlassung des Gebrauches dieser Maske zu beschränken haben; dazu vgl. 
Kohl er, Das Eigenbild im Recht, S. 19. 

"0) Im Falle Duverdy - Zola bildete die Verwendung des Namens 
Duverdy in dem in der Zeitschrift Le Gaulois erscheinenden, jedoch noch 
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neben anderen auf den Namensträger verweisenden Kennzeichen 
einer Figur des Romans oder Dramas auch sein Namen bei- 
gelegt wird, könnte in der Verwendung dieses weiteren auf ihn 
verweisenden Kennzeichens keinesweg eine Verletzung des 
Namensrechtes erblickt werden. 

Ein Angriff auf die Persönlichkeit kann nämlich hier auch 
vorliegen, ohne daß ihr Name genannt ist. In einem solchen 
Falle ist zwar die Persönlichkeit verletzt, aber von einer Ver- 
letzung des Rechtes am Namen kann keine Rede sein, weil ja 
der Name nicht gebraucht ist. Sind andererseits der den Namen 
führenden Figur Kennzeichen nicht beigelegt, welche auf den 
Namensträger hinweisen, dann fehlt zur Annahme einer Ver- 
letzung des Namensrechtes die notwendige Voraussetzung einer 
Verletzung der Persönlichkeit des Namensberechtigten. Führt 
also die mit bestimmten Kennzeichen auf jemand verweisende 
Figur zugleich seinen Namen, dann kann die Verletzung seiner 
Persönlichkeit doch nicht sowohl in diesem Gebrauche des 
Namens, als vielmehr darin gelegen sein, daß dieser Figur 
derartige Kennzeichen beigelegt sind, welche sie als Darstel- 
lung des Namensträgers erscheinen läßt. Gegen diese Ver- 
letzung seiner Persönlichkeit kann mithin der Namensträger 
unter dem Gesichtspunkte der Verletzung seines Namensrechtes 
nicht einschreiten. Ob er dies auf Grund eines anderen Rechtes 
zu tun vermag, hängt lediglich davon ab, ob das Recht da- 
gegen Schutz gewährt, daß einer Figur eines Werkes der 
Literatur Züge gegebeu werden, welche in unzweideutiger 
Art auf eine bestimmte Person hinweisen. Dieser Schutz wäre 
aber grundsätzlich davon unabhängig, daß die Figur den Namen 
dieser Person führt. 



Anhang. 

Exkurs zuS. 1, N. 2. Namen derFrau nach Trennung der Ehe. 

Die Frage, welcher Namen der Ehefrau nach erfolgter Trennung zukommt, 
ist in der Gesetzgebung durchwegs verschieden geregelt und wird dort, wo es 
an einer ausdrücklichen gesetzlichen Regelung fehlt, von Praxis und Theorie 
sehr verschieden beantwortet. So bestimmt § 1577 des bürgerlichen Gesetzbuches 



nicht bis zum Ende veröffentlichten Roman Zolas Pot-Bouille den Klagsgrund 
Das Urteil ordnete an, daß „Zola et le Journal le Gaulois feront disparaitre, 
du roman intitule Pot-Bouille, le nom de Duverdy. ..." 
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fär das Deutsche Reich (hieza Opet, a. a. 0. S. 313), daß die Frau grundsätzlich 
den Familiennamen des Mannes behalte, aber auch berechtigt sei, an dessen 
Stelle ihren FamilieDnamen wiederanzunehmen , dafi ihr aber der Mann, wenn 
sie allein für Bchuldig erklärt wurde, die Führung seines Namens untersagen 
kann. Bor Entwurf des bürgerlichen Gesetzbuches (§ 1455) hatte sich dem 
bürgerlichen Gesetzbuch für das Königreich Sachsen (§ 1748) angeschlossen 
nnd festgesetzt, daß die Frau stets den Namen ihres Mannes behalte. Hiefür 
war (vgl. Motive, IV, S. 621) die Rücksichtnahme auf die Sitte des Lebens sowie 
auf das öffentliche Interesse daran, daß die durch die Namensänderang der Frau 
für den amtlichen und außeramtlichen Verkehr verbundenen Nachteile und 
Verwirrungen verhütet werden, maßgebend. Der von der Kritik ge gen diese Rege- 
lung erhobene Widerspruch (Hinschius, Archiv für die zivilistische Praxis, 74, 
S. 94f. ; Kohler, Archiv für bürgerliches Recht, II, S. 240 f.), insbesondere der 
Hinweis darauf, daß „das öffentliche Interesse, welches für die Konstanz des 
Namens spricht, durchaus nicht so überwältigend ist, daß alle anderen Interessen 
darob zurücktreten müßten^ (K o h 1 e r, a. a. 0. S. 241), gaben wohl den Anstoß, 
das berechtigte Interesse der getrennten Frau, den Namen ihres Mannes ablegen 
zu dürfen, und das des Mannes, sie unter Umständen dazu verhalten zu können, 
zur Anerkennung zu bringen (vgl. Protokolle der Kommission für die zweite Lesung, 
IV, S. 444 ff, VI, S. 293). 

Die Schweizer Kantonsgesetzgebung verhält sich in dieser Frage verschieden : 
ein Teil der Kantone läßt die Frau auch nach der Trennung der Ehe den Namen 
ihres Mannes behalten, der andere entzieht der getrennten Frau diesen Namen 
stets (Stückelberg, a.a.O. S. 90f.; Lansel, a.a.O. S. 126f.). 

Für das französische Recht war unsere Frage bis zum Gesetz vom 6. Februar 
1893 sehr bestritten : Bald wurde behauptet, die Frau behalte den Namen ihres 
Mannes auch nach der Trennung, wobei ihr bald die Freiheit, diesen Namen ab- 
zulegen, zuerkannt, bald wieder versagt war; bald wurde gelehrt, daß sie des 
Namens ihres Mannes durch die Trennung notwendig verlustig gehe ; bald wieder 
wurde die Entscheidung hierüber für jeden einzelnen Fall den Gerichten anheim- 
gegeben (Carpentier, Divorce et Separation de corps, II, Nr. 3368.) Durch das er- 
wähnte Gesetz vom 6. Februar 1893 wurde die Frage dahin entschieden, daß die Frau 
den Namen des Mannes verliert („Par l'effet du divorce, chacun des 6poux reprend 
Tusage de son nom^; dazu Carpentier, a. a. 0. Nr. 3393 ff. ; Lallier, a. a. 0. 
S. 196). Von besonderem Interesse ist es, daß dieses Gesetz sogar im Falle der 
Scheidung von Tisch und Bett dem Manne das Recht gibt, zu beantragen, daß 
seiner Frau untersagt werde, seinen Namen zu führen, und d^ Frau das Recht, 
zu beantragen, ihr die Ablegung dieses Namens zu gestatten, über welche An- 
träge der Richter entscheidet („Le jugement qui prononce la Separation de corps 
ou un jugement post^rieur, peut interdire k la femme de porter le nom de son 
mari, ou l'autoriser k ne pas le porter . . . "; dazu Lallier, a. a. 0. S. 196). 

Wichtig ist im Hinblick auf die nahen Beziehungen zum a. b. G. B. die 
Regelung, welche unsere Frage im Allgemeinen Landrecht gefunden hat. 
Nach §§ 741, 742, II, 1 bleibt der Frau nach der Trennung die Wahl, ob sie 
den Namen ihres Mannes beibehalten wolle oder nicht ; nur wenn sie ausdrücklich 
für den schuldigen Teil erklärt wurde, darf sie den Namen des Mannes wider 

Adler. 
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dessen Willen nicht ferner führen (vgl. Dernbnrg, Lehrbuch des preußischen 
Privatrechts, UI, 4. Aufl., S. 69). 

Nach der f&r das ältere gemeine Recht überwiegend vertretenen An- 
schauung behält die Frau auch nach der Trennung den Namen des Mannes bei. 
So Hermann, a. a. 0. S. 331; Schweppe-Mejer, Römisches Privatrecht, IV, 
(1832), S. 227; Schott, Einleitung in das Eherecht (1802), § 224, N. ♦; Glück, 
Ausführliche Erläuterung der Pandekten, XXVI, 2. Abteilung (1825), S. 476, 
N. 52. Hingegen vertritt Wiarda, a. a. 0. S. 241 f.. §§33, 34 (und wohl auch Käm- 
merer, Archiv für die zivilistische Praxis, 1835, S. 101, N. 64) die Meinung, daB 
die Frau nach der Trennung die Wahl habe, ob sie den Namen ihres Mannes fort- 
führen wolle oder nicht; nur wenn die Frau im Urteil für den schuldigen 
Teil erklärt wurde, soll der Mann nicht rerpflichtet sein, „seine Familie und 
seinen Geschlechtsnamen durch ein schändliches Weib entehren zu lassen, weil 
die Gesetze solchen verworfenen Weibern alle aus der Ehe fließenden Rechte 
entziehen. Von der Art des Verbrechens, von dem Stande des Mannes und 
anderen Nebenumständen wird es dann abhängen, inwiefern ein solches Ver- 
brechen diese Folgen nach sich ziehen könne." (Gegen Wiarda Hermann, 
a. a. 0. S. 331. N. 20). 

Auch für das Gebiet des bayerischen Landrechtes wird „überwiegend der 
Grundsatz festgehalten, daß eine durch ihr Verschulden dem Bande nach getrennte 
Ehefrau den bis dahin geführten Namen ablegen muß" (Entscheidung des Obersten 
Landgerichtes für Bayern vom 27. November 1897, Seufferts Archiv, 53, 
Nr. 159; Entscheidung des Oberamtsgerichtes München vom 19. August 1863, 
ebenda 17, Nr. 58). 

Für das österreichische Recht ist unsere Frage, da es an einer ausdrück- 
lichen gesetzlichen Regelung fehlt, sehr bestritten. Die herrschende Ansicht geht 
von der Erwägung aus, daß auch die Witwe den Namen des Mannes fortführe und 
somit das Recht der Frau, diesen Namen zu fähren, nicht eine Folge des ehelichen 
Zusammenlebens, sondern eine rechtliche Folge der Eheschließung sei; daß ferner 
die Auflösung der Ehe nur soweit zurückwirken könne, als dies vom Gesetze 
ausdrücklich angeordnet ist, und daß keine Bestimmung bestehe, welche die 
Führung des Namens des Gatten auf die Dauer der Ehe beschränken würde. 
Nach dieser Ansicht behält die Frau den Namen ihres Mannes bei (so Nippel, 
Kommentar, II, S. 136 ff. ; Kirchstetter, Kommentar zum a. b. G. B. [5. Aufl.], 
S. 96, N. 4; Fachmann, Kirchenrecht [3. Aufl.], II, S. 410; Krainz-Pfaff- 
Bhrenzweig, System, II, S. 405 ; ü 1 b r i c h, Österr. Staatswörterbuch, II, S. 749 • 
Rittner, Österr. Eherecht, S. 316, N. 22 u. S. 356; Kasercr, a. a. 0. S. 21 f. ; 
S t er n, a. a. 0. S. 19 f. ; Anders, Familienrecht, S. 85 und Grundriß des Familien- 
rechts, S. 23; Stubenrauch, Kommentar, 8. Aufl. , S. 169; vgl. ferner die 
Erlässe des Ministeriums des Innern vom 3. Juni 1871, Z. 6828 und vom 
20. März 1870, Z. 3988, abgedruckt in der Österreichischen Zeitschrift für Ver- 
waltung 1871 , S. 102 , sowie eine Äußerung des Justizministeriums vom 
13. März 1870, ebenda). Nach der entgegensetzten Anschauung verliert die Frau 
den Namen ihres Mannes unbedingt (so Winiwarter, Das österreichische 
bürgerliche Recht, I, S. 317, welcher unter Berufung auf den Schlußsatz des 
§ 1266 a. b. G. B. auch der schuldlosen Ehefrau das Recht, den Namen ihres 
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Mannes beizubehalten, abspricht, ferner S ö 11 n e r, Jurist, VIII, S. 31 6 ff. ; Stuben- 
ranch, Kommentar, 5. Aufl., I, S. 180). Eine dritte Meinung vertritt Zeiller, 
welcher in seinem Kommentar, I, S. 302 unter Berufung darauf, daß durch die 
Trennung der Ehe die aus derselben entspringenden Personenrechte und Ver- 
bindlichkeiten erlöschen, in offenbarer Anlehnung an das preußische Landrecht 
die getrennte Ehegattin für berechtigt und auf Begehren des Gatten für ver- 
pflichtet erklärt, dessen Namen abzulegen. An Zeiller haben sich Porth in 
seiner Rezension Nippels in Wagners Zeitschrift für österrichische Rechtsgelehr- 
samkeit, 1832, in. Bd., S.54ff. und D oll iner in Pratobeveras Materialien, VII, 
S. 98ff.i sowie in seinem und Grassls Handbuch des österreichischen Eherechts, 
IV. Bd. (1848), S. 250 ff. unter Bekämpfung N i p p e 1 s, der a. a. 0. gegen Zeil 1er s 
Lehre auftrat, angeschlossen. Von ihnen wird nachdrücklichst betont, daß durch 
die Trennung das Band der Ehe gelöst werde und die Frau aus der Familie des 
Mannes ausscheide, daß mithin der Ehevertrag rechtliche Wirkungen auf die 
Frau nicht mehr äußern könne, vielmehr durch die Trennung alle Personenrechte 
der Gatten erlöschen müssen ; auch verweisen sie darauf , daß die Witwe, da sie 
bis zum Tode ihres Mannes mit ihm zusammenlebte, naturgemäß aus diesem um- 
stände sozusagen als Vermächtnis des Gatten, dem sie durch die ganze Dauer 
der Ehe bis zu seinem Tode treu zur Seite gestanden, ein Recht ableiten könne, 
den Namen des Verstorbenen beizubehalten. 

Allein diese Gründe sind nicht überzeugend. Die Auflösung des ehelichen 
Bandes beseitigt durchaus nicht die Familienbande, welche die Frau mit ihren 
Kindern verbinden, sondern bloß (neben dem Schwägerschaftsverhältnis zu dem 
übrigen Blutsverwandten des Mannes) die eheliche Verbindung mit ihm. Daher 
hebt die Trennung zwar zweifellos die Rechte der Ehegatten gegeneinander auf, 
nicht aber die durch die Eheschließung erworbenen Rechte zuständlicher 
Art. Dies ist ausdrücklich hinsichtlich des Heimatrechtes in § 11, AI. 2 Ges. vom 
3. Dezember 1863, R. G. Bl. Nr. 105 ausgesprochen, welches anordnet, daß die 
getrennte Ehefrau das Heimatsrecht behält, welches sie zur Zeit der Trennung 
hatte; das Nämliche gilt zweifellos (vgl. § 32 a. b. G. B.) hinsichtlich der Staats- 
bürgerschaft. Wird das eheliche Band durch den Tod des Gatten gelöst, so be- 
steht das Recht der Witwe, den Namen ihres verstorbenen Mannes zu fähren, 
unbezweifelt fort. Der getrennten Frau aber will man dieses Recht unbedingt 
absprechen, weil das eheliche Band gelöst ist. Mit Unrecht versucht man aber 
die verschiedene rechtliche Behandlung der Witwe und der getrennten Frau 
darauf zu gründen, daß nur jene, nicht diese bei ihrem Manne bis zu seinem 
Tode ausgehalten hat. Denn abgesehen davon, daß die Witwe den Namen ihres 
Mannes selbst dann behält, wenn sie vor seinem Tode von ihm von Tisch und 
Bett geschieden war, übersieht man hiebei die Fälle, in denen die Trennung 
der Ehe nur ans Verschulden des Mannes erfolgte, und hat nur den Fall des 
Verschuldens der Frau im Auge; allein dieses auch in unserer Frage in ent- 
sprechendem Maße zu berücksichtigen, dafür eröffnet das Gesetz einen anderen 
Weg, welcher zugleich die Sicherheit bietet, nur die schuldige Frau zu treffen. 

Bei dem Schweigen des Gesetzes ist anzunehmen, daß die Ehefrau nach 
erfolgter Trennung der Ehe ebenso wie im Falle der Auflösung der Ehe durch 
den Tod des Mannes grundsätzlich berechtigt und verpflichtet ist, den 
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Namen ihres vormaligen Gratten fortznführen. Zweifellos aber kanii e» Fälle- 
geben, in welchen ein berechtigtes Interesse besteht, sei es für die getrennte 
Oattin, den Namen ihres früheren Mannes ablegen zn dttrfen, sei es fdr de» 
Mann, sie dazu verhalten zn können. Man denke nnr an den Fall, daß der Mann 
wegen ehrloser Handinngen zn langjähriger Kerkerstrafe verurteilt wurde oder 
daß die Fran sich einem liederlichen Lebenswandel ergibt (vgl. das beiCarpen t i e r,. 
a. a. 0. Nr. 3385 angefahrte Urteil, welches das Gericht fnr berechtigt erklärt, 
der Fran nach der Trennung die Fährnng des Namens zu untersagen : lorsq:ue 
les faits releves contre eile 6taient de nature k faire craindre qu* eile n'attaefaät 
k ce nom nne d^consid^ration naisible an mari; das französische Gesetz vom 
6. Februar 1893 berücksichtigt diese Interessen selbst für den Fall der Scheidnng^ 
von Tisch und Bett, vgl. Lall i er, a. a. 0. S. 196: r- • > ^^ principe la fenrme 
separee conserve le nom de son mari; mais s' il y a lieu de craindre qv.** eile 
ne le compromette ou nele deshonore, l'usage pent lui en 6tre interdit; 
ä l'inverse, si ce nom luiesttrop lourd k porter, eile peut solliciter l'^anto- 
risation de reprendre son nom de fllle"). 

Diesen Interessen auch für das österreichische Recht Rechnung an tragen, 
bietet, wie wir glauben, § 1266 a- b. G. B. die Möglichkeit. Er verliert an Bedeu- 
tung für unsere Frage dadurch nichts, daß er im Hauptstück von ^en Ehepakten 
steht und scheinbar lediglich Fragen des ehelichen Güterrechtes zu regeln be- 
stimmt ist. 

Nach § 1266 hat nämlich der an der Trennung der Ehe sehuld tragen de 
Gatte dem schuldlosen volle Genugtuung zu leisten. Nach den Unter- 
suchungen Pfaffs (Zur Lehre von Schadenersatz und Genugtuung, S. 11 ff. und 
in Grünhuts Zeitschrift, VIII, S. 639 ff., sowie Juristische Blätter 1885, Nr. 33 ff., 
insbesondere S. 389 ff.* vgl. auch Stroh al in Drei Gutachten über die be- 
antragte Revision des 30. Hauptstückes im 11. Teil des a. b. G. B. S. 140 ff und 
Stubenrauch, Kommentar, 8. Aufl., II, S. 687 und N. 1) kann es wohl als er- 
wiesen angenommen werden, daß das a. b. G. B. eine Ersatzverbindlichkeit nicht 
nur für verletzte Vermögensrechte auferlegt und daß (Zur Lehre, S. 15 ff., 19 f., 
Grünhuts Zeitschrift, VIII, S. 653 u. 654 ff.) die volle Genugtuaug, wenn der 
Schaden mit böser Absicht zugefügt wurde, auch die Tilgung der verur- 
sachten Beleidigung umfaßt, welche durch geeignetö Mittel (und subsidiär durch 
Geldleistung) zu erfolgen hätte (vgl. auch Thon, Rechtsnorm und subjektives 
Recht, S. 51 ff-)* ^9 ^kQi sich nun wohl kaum bestreiten, daß es unter um- 
ständen mit zur vollen Genugtuung des gekränkten Gatten gehört, nicht nur 
die Lösung des ehelichen Bandes verlangen, sondern auch fordern zu dürfen, 
daß diese Lösung auch äußerlich dadurch gekennzeichnet werde, daß der schul- 
digen Frau sein Name entzogen wird, den sie rein zu erhalten nicht verstanden 
hat und der ihr mit Beruhigung auch nicht belassen werden kann. Und die 
ischuldlose Frau, welche das Recht erhält, den Namen ihres früheren Gatten ab- 
zulegen, befreit sich hiedurch von diesem äußeren Zeichen der ehemaligen Zu- 
sammengehörigkeit mit ihm und hat damit die Genugtuung, auch nach außen 
hin jedes Zeichen der bestandenen Ehe beseitigt zu haben. 

Aber nicht jeder Trennungsgrund bildet eine Beleidigung des schuldlosen 
Ehegatten und selbst nicht jede Beleidigung wird nach einer Genugtuung der 
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nach österreichischem Zivilrecht, 67 

bezeichneten Art rufen. Ob dies der Fall ist, wird in jedem einzelnen Falle 
unter Berücksichtigung aller umstände vom Richter zu entscheiden s>ein. 

Damach erblicke ich die Lösung der angeregten Frage darin, daß zwar 
grundsätzlich die Frau auch nach der Trennung ihrer Ehe den 
Namen ihres früheren Gatten fortzuführen hat, daß ihr der 
Richter aber auftragen oder bewilligen kann, diesenNamen ab- 
zulegen, wenn der Ehemann oder sie selbst unter dem Gesichts- 
punkt der Tilgung der verursachten Beleidigung dies verlangt 
und der Richter dieses Verlangen für begründet erkennt. 

Die Worte „volle Genugtuung" des § 1266 a. b. G. B. wurden allerdings 
bisher stets nur dahin aufgefaßt, daß sie dem schuldlosen Teil den Anspruch 
auf den Ersatz des erlittenen Schadens und des entgangenen Gewinnes zu- 
sprechen. (So seit Nippels Erläuterungen, VII, S. 694 und Winiwarters 
Kommentar, IV, S. 492 ausnahmslos bis auf Stubenrauchs Kommentar, 8. Aufl., 
II, S. 574. Nur bei Do 11 in er, a.a.O. S. 257, der sich dieser Anschauung 
gleichfalls anschließt , finde ich einen Zweifel an der Richtigkeit derselben 
wenigstens angedeutet [„dies scheint . . . der Ausspruch des Gesetzes zu be- 
deuten . . .**]; Zeillers Kommentar, III, S. 660 verweist hier lediglich auf 
§§ 1323, 1324 a. b. ö. B.) Aber das kann nicht weiter wundernehmen, wenn 
man sich gegenwärtig hält, „daß die Tilgung der verursachten Beleidigung . . . 
so gut wie verloren gegangen'^ ist und daß „in unserer Theorie nicht einmal 
ein einziger Anwendungsfall der Tilgung der Beleidigung vollkommen festen Fuß 
zu fassen vermocht" hat (Pf äff, Zeitschrift, S. 636). Nimmt man den Satz 
ernst, daß die volle Genugtuung auch die Tilgung der verursachten Beleidigung in 
sich begreift, so muß — die Frage, ob für die Kränkung ein „Ersatz" in Geld 
zu leisten ist, beiseite gesetzt — ein Mittel, welches den Gefühlen des Ver- 
letzten wenigstens nach einer Richtung Genüge tut, jedenfalls geeignet er- 
scheinen, zur Tilgung der verursachten Beleidigung und hiedurch zur Leistung 
der vollen Genugtuung beizutragen. 

Daß dem Namen die Funktion des Schadenersatzes zukommen kann, läßt 
sich auf das bestimmteste an Bestimmungen des Allgemeinen Landrechts dar- 
tun , welche ein Gegenstück zu dem vorliegenden Falle bieten. Der unter dem 
Versprechen der Ehe Geschwängerten wird nämlich, wenn der Verführer die Ein- 
gehung der Ehe verweigert, grundsätzlich der Namen (wie auch Stand und Rang) 
des Schwängerers beigelegt (IT, 1, §§1037, 1045, 1049, 1056; dazu Hermann, 
a. a. O. S. 332f.; Dernburg, Preußisches Privatrecht, III. Bd., 1896, S. 219, 
der es als Princip des Allgemeinen Landrechtes erklärt, daß der unbescholtenen 
ledigen Weibsperson oder Witwe „möglichst vollständige Genugtuung" 
zuteil werde). Daß die Beilegung gerade des Namens vom Gesetze unter dem Ge- 
sichtspunkte der „Genugtuung" gewährt ist, beweist § 1053, nach welchem „in allen 
Fällen, wo der Geschwächten der Namen des Schwängerers nicht beigelegt werden 
kann " (vgl. §§ 1050 — 1052), „sie von demselben dafürnochbesonders, außer 
der eigentlichen Abfindung, entschädigt werden" muß. 

Hierin darf in erster Linie ein Beweis, für die Fähigkeit des Namens, eine 
^ Satisfaktionsfunktion" auszuüben, erblickt werden. Es ergibt sich aber weiter 
daraus, daß diese Eigenschaft, die wir ja auch in den oben dargestellten Vor* 

Ö5 DicjitizedbyVjOOgle 



gg Dr. Emanuel Adler: Das Recht am Namen etc. 

Schriften des Allgemeinen Landrechtes über den Namen der Ehefrau nach der 
erfolgten Trennung der Ehe verwertet finden, den Redaktoren wohlbekannt 
sein mußte. Bedenkt man weiter, dafi Wiarda, wie gezeigt, bereits in 
seinem 1800 erschienenen Buche im Falle der Trennung der Ehe durch Ver- 
schulden der Frau dem „beleidigten" Ehegatten nach Maßgabe der Umstände 
das Recht zuspricht, ihr seinen Namen zu entziehen, und daß Zeil 1er selbst 
im Grunde genommen die gleichen Grundsätze wie Wiarda, wenn auch in der 
Fassung des preußischen Landrechtes, als österreichisches Recht vorträgt, so wird 
man sich der Anschauung wohl nicht verschließen können, daß die hier vorge- 
schlagene Lösung der Frage nicht nur im Wortlaute des Gesetzbuches begründet, 
sondern wohl auch im Geiste der Redaktoren gelegen ist. 

Diese Lösung unserer Frage deckt sich mit dem, was in dieser Hinsicht der 
im Jahre 1870 im Abgeordnetenhause eingebrachte und der Ausschußberatung 
unterzogene Entwurf eines Zivilehegesetzes (Beilagen 41 und 105 zu den steno- 
graphischen Protokollen des Abgeordnetenhauses, Y. Session; vgl. auch Käser er, 
a. a. 0. S. 23) vorschlägt. Nach § 78 dieses Gesetzentwurfes verliert die Frau 
durch die Ehetrennung den Familiennamen nur dann, wenn der Verletzte wegen 
Verunglimpfung seines Namens hierauf angetragen und das Gericht nach 
Würdigung der Sachlage hierauf erkannt hat. Hiezu fügte der Ausschuß als 
zweiten Absatz (allerdings in sehr verunglückter Stilisierung) die Bestimmung 
hinzu, daß bei nicht einverständlicher Trennung die schuldlose Frau das 
Recht habe, zu verlangen, daß ihr im Urteil die Befugnis zugesprochen werde, 
den Namen des Mannes abzulegen. 
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